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Vorwort.

Durch die bundesstaatliche Verfassung der Republik Österreich
ging das früher dem Landesfürsten zustehende Recht der Stadt-
und Markterhebungen sowohl hinsichtlich der Gesetzgebung als
auch der Vollziehung in den selbständigen Wirkungskreis der
Bundesländer über. Die Ausübung dieses Rechtes ist damit für
Oberösterreich der Landesregierung in Linz zugefallen ; diesbezüg-
liche Landesgesetze wurden am 10. Mai 1927 bezw. in Abänderung
am 13. Dezember 1928 beschlossen.

Zur praktischen Ausübung dieses Rechtes schien es aber auch
notwendig, festzustellen, welchen Orten überhaupt der Stadt- und
Marktcharakter und das Recht zur Wappenführung zukam, denn es
war in dieser Hinsicht bisher niemals eine amtliche Regelung er-
folgt. Die vom Landesarchiv hierüber durchgeführten Erhebungen
sind der erste und unmittelbare Anlaß zur vorliegenden Abhandlung
geworden. Schon bei der Durchführung der rein praktisch-verwal-
tungsrechtlichen Arbeit mußte ein zweiter Gesichtspunkt hinzu-
treten, nämlich die Überprüfung vom geschichtswissenschaftlichen
Standpunkte aus; sind doch Bestand, Wesen und viele Einrichtun-
gen unserer städtischen und märktischen Gemeinwesen, trotz aller
seit Mitte des 19. Jahrhunderts erfolgten Veränderungen, nur dann
richtig zu verstehen, wenn man ihre geschichtliche Entwicklung
kennt.

Eine historisch-kritische Betrachtung unserer Städte und Märkte
ist jedoch nicht allein von verfassungs- und verwaltungsgeschicht-
lichem Interesse, sondern bildet auch einen bedeutsamen Abschnitt
der allgemeinen Landesgeschichte und ist nicht minder wichtig für
die heimatkundliche Ortsgeschichte. Aufbau und Form der Arbeit sind
daher, soweit es das Geschichtliche betrifft, bewußt vor allem auf ört-
liche Interessen eingestellt und weniger auf die Herausarbeitung der
für den Wissenschaftler wichtigeren allgemeinen Fragen. Mit Rück-
sicht darauf, daß es galt, nicht weniger als 113 Orte zu behandeln,
war zunächst eine sehr weitgehende Beschränkung geboten. Für
jene, die sonst im Leben nicht allzuviel mit Büchern zu tun haben,
suchte ich die Benützung durch eine gewisse Übersichtlichkeit des
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Stoffes, sowie durch straffe und gleichmäßige Gliederung zu er-
leichtern. Die bisher (etwa in den Kunsttopographien) gebräuch-
liche Art, in kurzen Strichen die Entwicklung eines Ortes zu schil-
dern, bevorzugte eine mehr oder minder erzählende Form der Dar-
stellung, welche allerdings den Vorteil hat, daß auf diese Weise ein
individueller gestaltetes Bild zustande kommen kann. Zu einem Ab-
weichen von diesem Muster bewog mich einmal der besondere
Zweck dieser Abhandlung, deren Schwerpunkt durchaus auf den
Rechtsgrundlagen gelegen ist, dann aber auch die Überlegung, daß
es vielleicht auf diesem Wege am besten durchführbar war, die dem
durchschnittlichen Benutzer doch nur als Last erscheinenden Quel-
lenbelege vollzählig bringen zu können. Weiters war es dadurch
auch möglich, die Erläuterung der unserem heutigen Leben vielfach
schon fremd gewordenen Begriffe der alten Gemeindeverfassung
(z. B. Burgfried) in einer zusammenfassenden Einleitung zu bringen.

Die Arbeit gliedert sich daher in zwei Teile. Der Hauptteil
bringt in zwölf Abschnitten die wichtigsten Angaben über die ein-
zelnen Städte und Märkte. Für die Auswahl der Abschnitte waren
verschiedene Gesichtspunkte maßgebend. Die erste Frage, der wir
uns bei der Erforschung der Geschichte eines Ortes zuzuwenden
haben, lautet : Wie und wo finde ich die schriftlichen Quellen, welche
mir darüber Aufschluß geben? Aus dieser Fragestellung ergaben
sich von selbst Abschnitt 11 über das Ortsarchiv und Abschnitt 12
über die Ortsliteratur, denn hier werden wir zuerst nachsehen.
Weiterhin müssen wir den schriftlichen Niederschlag und die Nach-
richten über jene Stellen untersuchen, welche zu einem bestimmten
Orte eine übergeordnete Stelle einnahmen und daher sein geschicht-
liches Leben beeinflussen konnten; das gilt sowohl von der kirch-
lichen Verwaltung, der Pfarre (Abschnitt 2), als insbesonders von
der Herrschaft, zu welcher der Markt oder die Stadt gehörte (Ab-
schnitt 3) und dem Landgerichte (Abschnitt 4). Das unmittelbare Er-
gebnis der in den amtlichen Erhebungen festgestellten Angaben über
den Stadt- oder Marktcharakter und das Wappenrecht wird im 6.
und 10. Abschnitt geboten. Nicht unwichtig war in diesem Zusam-
menhang auch der Nachweis bestimmter Organisations- und Wirt-
schaftsformen, weshalb die Abschnitte über den Burgfried (Ab-
schnitt 5) und die Jahr- und Wochenmärkte (Abschnitt 9) aufge-
nommen wurden. Eine besondere Besprechung erfuhren auch die
beiden für die Rechtsgeschichte unserer Städte und Märkte aufschluß-
reichsten Quellenarten, nämlich die Privilegien, von denen natur-
gemäß das älteste von besonderem Interesse ist (Abschnitt 7), und die
schriftlich aufgezeichneten Ortsrechte, die Stadt- oder Marktord-
nungen und Taidinge (Abschnitt 8). Beide Rechtsquellen finden wir
oft vereinigt in Sammelhandschriften, den sogenannten Stadt- oder
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Marktbüchern (Abschnitt 8). Dem Beispiele der von Johann Lam-
precht schon im Jahre 1863 herausgegebenen Historisch-Topo-
graphischen Matrikel des Landes ob der Enns folgend habe ich
schließlich auch noch die erste urkundliche Erwähnung der einzel-
nen Orte angegeben (Abschnitt 1) ; denselben Zweck verfolgt teil-
weise auch die Aufnahme des zweiten Abschnittes über den Pfarrort.

Die im Anhange gebrachten Zeittafeln über die Städte und
Märkte und die Wappenbriefe haben nicht nur die Aufgabe die
wichtigsten Ergebnisse der amtlichen Erhebungen zusammen-
zufassen, sondern sollen auch dazu helfen, die Entwicklung des
Städtewesens bezw. des Wappenrechtes in groben Zügen vor
Augen zu führen. Eine entwicklungsgeschichtliche Darstellung selbst
wäre ja nur durch einen Vergleich mit den Verhältnissen in den
Nachbarländern möglich.

Die dem schematischen Hauptteil vorangestellte Einführung hat
eine dreifache Aufgabe. Zunächst soll sie für diejenigen, welche mit
der Verfassungsgeschichte unserer Städte und Märkte weniger ver-
traut sind, eine Erklärung der Begriffe und des Inhaltes der einzel-
nen Abschnitte bieten. Wer tiefer eindringen und erfahren will, was
man den dürren Zahlenangaben im Hauptteil entnehmen kann, der
lese über die ersten Zeilen hinaus und findet eine kurze Anleitung
zur Verwertung der verschiedenen Quellen. Eine richtige Deutung
der Quellen für die Rechtsgeschichte unserer Städte und Märkte ist
durchaus nicht so einfach, wie dies auf den ersten Augenblick er-
scheinen mag; b'ei genauer Betrachtung ergeben sich eine ganze
Fülle von Fragen, welche bei der Abfassung einer Ortsgeschichte
zu berücksichtigen sind. Ich möchte übrigens noch besonders dar-
auf hinweisen, daß die Einführung keine vollständige Methodik für
die Ortsgeschichtsschreibung bieten will und kann ; fehlt doch darin
die ganze innere Verfassung und Verwaltung, besonders aber auch
eine Besprechung der wirtschaftlichen Verhältnisse. Ebensowenig
darf sich der Wissenschaftler eine, wenn auch noch so kurze Ver-
fassungsgeschichte oder gar die Lösung von Problemen erwarten;
dies macht der bewußt provinzielle Aufbau der Arbeit schon von
vorneherein unmöglich; der Verfasser hat sich daher lediglich be-
müht, eine tunlichst vollständige Aufzählung all der verschiedenen
Fälle und der damit verbundenen Fragen zu bieten. Von einer Aus-
einandersetzung mit der bisherigen rechtsgeschichtlichen Literatur
mußte ich absehen, weil dies den vorgezeichneten Rahmen einer
Materialsammlung gesprengt hätte.

Wie jeder zusammenfassenden Arbeit mußten auch dieser enge
Grenzen gesteckt werden. Die Begründung für den schematischen
Aufbau des Hauptteiles wurde schon dargelegt; es ist selbstver-
ständlich, daß sich schon daraus eine Fülle von Beschränkungen er-
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geben. An dieser Stelle möchte ich nur noch hervorheben, daß es
ganz unmöglich war, auf Abweichungen von bisherigen Ansichten
näher einzugehen. Im folgenden sollen daher nur die Gesichtspunkte,
welche für die Auswahl des gebotenen Stoffes maßgebend waren,
dargestellt werden. Rein praktische Erwägungen bestimmten die
Aufnahme der einzelnen Orte; es wurden alle heute als Städte und
Märkte geltenden Orte des Landes Oberösterreich berücksichtigt.
Daher wurden auch die auf Grund des vorerwähnten neuen Landes-
gesetzes erhobenen Märkte aufgenommen, obwohl sie ihrem rechts-
geschichtlichen Werden nach mit den alten Städten und Märkten gar
nichts gemeinsam haben und daher auch in das für diese eingerich-
tete Schema des Hauptteiles nicht gut hineinpassen. Weiterhin ist
noch hervorzuheben, daß das heutige Oberösterreich rechts-
geschichtlich kein einheitliches Gebiet darstellt; insbesonders fällt
das erst im Jahre 1779 angegliederte Innviertel zur Gänze dem von
den österreichischen Verhältnissen oft stark unterschiedlichen baye-
rischen Rechtseinfluß zu. Wenn sich dies auch im Aufbau des Haupt-
teiles weniger fühlbar macht, zumal ja doch Österreich schon in-
folge seiner Volkszugehörigkeit die wichtigsten Rechtsgrundlagen
mit Bayern gemeinsam hat, so sind doch die Ausführungen in der
Einleitung, welche sich vornehmlich mit der späteren, in Österreich
und Bayern vielfach verschiedenen Entwicklung befassen, für die
Innviertler Orte nur mit Vorsicht, ja oft gar nicht anwendbar. Um-
gekehrt konnte auch auf die Rechtsgleichheit mit den angrenzenden
österreichischen Landen, vorzüglich wieder mit Niederösterreich
(im oberen Mühlviertel z. B. bei Haslach möglicherweise auch mit
südböhmischen Gebieten) nicht näher eingegangen werden; vom
rein rechtsgeschichtlichen Standpunkte aus wäre es daher richtiger
gewesen, alle Orte, welche innerhalb des Gebietes zwischen dem
Hausruck und der Ybbs (s. S. 98 Anm. 96) liegen, zu behandeln. Die
zeitliche Abgrenzung der Arbeit dagegen erfolgte fast ausschließlich
nach rein rechtsgeschichtlichen Erwägungen, denn es wurden, soweit
es sich nicht um ausgesprochene Stadt- oder Markterhebungen sowie
Wappenverleihungen handelt, nur Daten aufgenommen, die sich auf
die Zeit vor 1850 beziehen. Wie nämlich in der Einleitung noch näher
auszuführen sein wird, bedeutet das am 17. März 1849 einge-
führte neue Gemeindegesetz nichts anderes als die restlose Be-
seitigung jener Rechtsgrundlagen, aus denen sich unser Städtewesen
heraus entwickelt hatte, so daß sich damit für die vorliegende Ab-
handlung von selbst gewissermaßen ein natürlicher Abschluß ergibt.
Aus demselben Grunde fanden Vorgeschichte und Römerzeit keine
Berücksichtigung; können wir doch im besten Falle nur eine Fort-
dauer der Besiedlung annehmen, während die Rechtsentwicklung eine
völlig neue ist und erst nach der deutschen Besiedlung einsetzte.
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Auch die Auswahl der Quellenwerke wurde mit Rücksicht auf
die bereits oben angeführten Erwägungen weitgehend beschränkt.
Wenn möglich wurden alle Quellenstellen nach der Ausgabe im Ur-
kundenbuche des Landes ob der Enns genannt, obwohl mir dessen
Mängel bekannt sind. Viele Urkunden sind in neueren Quellenwerken
besser herausgegeben; außer den erst in späterer Zeit heraus-
gekommenen Urkundenbüchern für Steiermark, Salzburg und
Kärnten, dann der Diplomata-Abteilung der Monumenta Germaniae
für die Kaiser- und Königsurkunden, wäre insbesonders noch die
von E. Schwind und A. Dopsch herausgegebene Sammlung „Ausge-
wählte Urkunden zur Verfassungsgeschichte der Deutsch - Öster-
reichischen Erblande" (Innsbruck 1895) zu erwähnen, die u. a. das
Ennser und Steyrer Stadtrecht enthält.

Es erübrigt sich noch ein Hinweis auf die Grundlagen, welche
die Abfassung dieser Arbeit überhaupt erst möglich machten. Ohne
eine archivalische Sichtung der gesamten Stadt- und Marktarchive,
deren Inventarisierung seitens des Landesarchives zu einer der
wichtigsten Aufgaben dieser Anstalt seit ihrem Bestehen gehört,
wäre es unmöglich gewesen, eine übersichtliche Zusammenfassung,
wie dies hier geschehen ist, zu geben1).

Schließlich soll auch auf die Ergebnisse unseres Versuches kurz
eingegangen werden. Der Leser der Einleitung wird voraussicht-
lich mit Mißmut wahrnehmen, daß die ganze Darstellung mit zahl-
reichen Einwendungen durchsetzt ist und daher kein klares Bild
verschafft. Nun waren aber in Wirklichkeit die Rechtsverhältnisse
unserer Städte und Märkte eben seit jeher durchaus nicht geklärt,
im Gegenteil, sie waren außerordentlich schwankend und verschie-
denartig gestaltet. In jedem Orte und zu jeder Zeit können wir
anderes beobachten ; zahlreiche Übergänge und Entwicklungsstufen
machen eine klar zusammenfassende Übersicht von vorneherein
unmöglich. Jedoch auch diese, auf den ersten Augenblick etwas

*) Eine wesentliche Erleichterung bot auch der Umstand, daß bisher 30 Städte
und Märkte dem Landesarchiv ihre Archive zur Aufbewahrung übergeben haben.
Für die Erhaltung der übrigen Stadt- und Marktarchive sorgen die vom Landes-
archiv ausgeübten Revisionen. Schon im Jahre 1893 hatte die oberösterr. Landes-
vertretung, welcher die gesetzmäßige Aufsicht über die Vermögensverwaltung
der Gemeinden zusteht, die Gemeinden darauf hingewiesen, daß zur Sorge um
das Stammvermögen auch die Sicherung der Archivalien gehöre. Seitdem hat die
oberösterr. Landesregierung (Landesausschuß) durch eine Reihe von Erlässen
nähere Bestimmungen über Art und Weise des Archivschutzes getroffen. Darüber
I. Zibermayr, Das oberösterreichische Landesarchiv in Linz (2. Aufl. 1930) S. 131 ff.,
wo auch (S. 142 ff.) die Erlässe abgedruckt sind. Nunmehr ist auch auf Grund
einer Verordnung des Unt.-Min. v. 19. Jänner 1931, B. G. Bl. 1931, Nr. 13, die
Durchführung des im Denkmalschutzgesetz vom 15. Sept. 1923 vorgesehenen Ar-
chivalienschutzes dem Archivamt in Wien übertragen worden; als bevollmäch-
tigter Vertreter desselben für Oberösterreich fungiert das Landesarchiv in Linz.
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betrübliche Feststellung vermag uns manches zu besagen. Einmal
folgt daraus, daß die bisherigen, allgemein rechtsgeschichtlichen
Werke2) für die Ortsgeschichte nur bedingt verwendbar sind; ander-
seits aber ergibt sich auch die Erkenntnis, daß die Ortsgeschichte
ebenfalls eine Fülle von Problemen birgt, welche der Behandlung
nach wissenschaftlicher Methode harren. Freilich, im Rahmen der
großen politischen Geschichte spielen diese oft winzigen Gemein-
wesen gar keine Rolle; dagegen gewinnen sie an Interesse, wenn
wir sie als Beispiele jener unendlich vielfältigen Genossenschafts-
verbände betrachten, in denen sich das Leben des weitaus größten
Teiles der Bevölkerung abspielte. Eine eingehendere Betrachtung
unserer kleinen Gemeinwesen birgt noch einen anderen Vorteil in
sich: bieten uns doch diese Märkte und Städtchen in ihrer primi-
tiven Form gewissermaßen ein Bild vom Urzustand jener bürger-
lichen Siedlungen, welche sich schon viel früher zu Großstädten und
Reichsstädten entwickelten. Wir können also die frühen Entwick-
lungsstufen des städtischen Wesens hier in späterer Zeit, wo der
schriftliche Niederschlag bereits viel reichlicher ist, bedeutend bes-
ser beobachten als bei den großen Städten selbst. Auch die man-
cherseits vielleicht als Mangel empfundene streng provinzielle Be-
grenzung birgt, wie ich glaube, einen methodischen Vorteil in sich.
Innerhalb solcher Gebiete, wie sie die österreichischen Länder dar-
stellen, ist noch eine zusammenfassende Durcharbeitung der unge-
heuren Menge von Quellen möglich. Erst auf Grund einer solchen
länderweisen Erforschung wird es gelingen, allgemeine Darstellun-
gen zu verfassen, welche nicht nur für die Wissenschaft von Wert
sind, sondern auch dem, der in der Heimatkunde das Schicksal
seines Lebenskreises verfolgt, Anregung und Belehrung verschaffen
können. In diesem Sinne möge vorliegende Arbeit auch als Beitrag
für künftige Forschungen dienen.

2) Allgemeine Ausführungen über das deutsche Städtewesen (u. zw. vor-
wiegend im Mittelalter) sowie umfassende Literaturverzeichnisse bieten: R.Schrö-
der, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte (1922), H. Brunner — Cl. Schwerin,
Grundzüge der deutschen Rechtsgeschichte (1930); für Österreich: E. Werunsky,
österreichische Reichs- und Rechtsgeschichte (1896 ff.), A. Huber — A. Dopsch,
Österreichische Reichsgeschichte (1901), besonders aber A. Luschin v. Ebengreuth,
Handbuch der österr. Reichsgeschichte (1914), ders. Grundriß der öst. Reichsgesch.
(1918); bis in die neue Zeit herauf führt A. Mell „Grundriß der Verfassungs- und
Verwaltungsgeschichte des Landes Steiermark" (1929).



A. Einführung.

1. D ie ä l t e s t e E r w ä h n u n g .

Die erste Erwähnung eines Ortes ist nur in ganz wenigen Fällen
auch als Gründungsnachricht aufzufassen. Die seltenen Belege,
welche direkt mit der Entstehung des Ortes zusammenhängen, wur-
den immer ausdrücklich hervorgehoben3). In der ortsgeschichtlichen
Literatur wird man allerdings bei vielen Orten ältere Daten ange-
geben finden als in dieser Arbeit; der Grund der Verschiedenheit
liegt darin, daß der Verfasser nur die unbedingt sicheren Überliefe-
rungen, wie wir sie vorzüglich in den Urkunden finden, heran-
gezogen und Chroniken, sowie ähnliche Quellen, nur in Ausnahme-
fällen benützt hat (Enns, Raab).

Um eins richtige Einschätzung der einzelnen Quellen vornehmen
zu können, müssen wir uns auch die Art ihrer Überlieferung vor
Augen halten. Die meisten älteren Urkunden sind in den Kloster-
archiven erhalten geblieben, da dort allein frühzeitig eine geordnete
schriftliche Verwaltung in Übung war. Die geringe Zahl der über-
lieferten Urkunden bringt es auch mit sich, daß oft mehrere Orte
in derselben Urkunde zum erstenmal genannt werden4). Dazu kom-
men für die älteren Urkunden noch formale Schwierigkeiten, näm-
lich die Frage nach der Echtheit. Viele ältere Urkunden (vor 1200)
sind nämlich nicht in der Zeit, zu der sie datiert sind, angefertigt
worden, sondern oft erst Jahrzehnte oder Jahrhunderte später.
Trotzdem können die Ortsangaben richtig sein, denn diese unechten
Urkunden sind manchmal nur spätere Aufzeichnungen tatsächlich
vor sich gegangener Rechtsgeschäfte. Die Ausscheidungen der un-
echten Urkunden bezw. die Bezeichnung als solcher wurden, wenn
nicht anders bemerkt, auf Grund des Werkes von Oskar Mitis
„Studien zum älteren österreichischen Urkundenwesen" (Wien 1912)
vorgenommen. Vereinzelt habe ich aber auch unechte Urkunden
als Beleg verwendet, weil die nächste Quelle erst so spät datiert,
daß die Zeit, in welcher die unechte Urkunde angefertigt wurde,
bedeutend überschritten worden wäre5).

3) z. B. Aigen, Haag a. Hausruck, Hellmonsödt .
4) Waldhausene r Urkunde von 1147: Dimbach, Grein, Königswiesen, P a b n e u -

kirchen und Sarmingste in .
5) z. B. bei Ebelsberg , Eferding, Fre is tadt , Grieskirchen, Gutau, Ischl, P u t z -

leinsdorf, Raab , Wind ischgars ten .
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Sehr große Mühe verursacht die richtige Datierung mancher
Urkunden, noch mehr aber der urkundartigen Aufzeichnungen in
den Traditionsbüchern sowie in den Urbaren, welche als sonst ver-
läßliche Belege auch herangezogen wurden. Die Traditionsbücher
enthalten meist nur ganz kurze Notizen über Schenkungen an einen
geistlichen Grundbesitzer (Bistum, Kloster) und die einzelnen Akte
sind nur sehr selten mit einem Datum versehen. Außerdem sind die
Traditionsbücher durchwegs erst später entstanden, als sich die
Rechtsgeschäfte abgespielt haben; für die älteste Erwähnung eines
Ortes ist daher meist nicht die Zeit der Schenkung selbst, sondern
oft nur die Zeit der Anlage des Traditionsbuches zu verwenden. In
zweifelhaften Fällen wurden daher immer eigentliche Urkunden vor-
gezogen oder beide Quellenarten als Beleg verwendet, seltener auch
zwei verschiedene Traditionen angeführt6). Die Traditionen des
Hochstiftes Passau wurden, soweit sie in der Ausgabe von Max Heu-
wieser (München 1930) gedruckt sind, nach diesem Werke datiert
und zitiert; für die späteren Traditionen mußten mangels anderer
Anhaltspunkte die im Urkundenbuch des Landes ob der Enns bezw.
in den Monumenta Boica gemachten Angaben verwendet werden.
Schließlich sind auch die Datierungen im oberösterreichischen Ur-
kundenbuch (der erste Band erschien im Jahre 1852) oft nur mit
Vorsicht zu verwenden. Wo dem Verfasser kein anderes Hilfs-
mittel zur Verfügung stand, mußten die Angaben des Urkunden-
buches übernommen werden. Für die Zeit nach dem Jahre 1380,
dem vorläufigen Abschluß des Urkundenbuches, ist es natürlich
noch schwerer, sich Gewißheit über die ältesten Nachrichten zu
verschaffen. Es war unmöglich und auch zu unfruchtbar — es
kommen nur einige Orte in Betracht — sämtliche österreichischen
Urkundenpublikationen nach dieser Zeit, welche obendrein sehr
verstreut sind, durchzusehen.

Die Feststellung der Ortsnamen und ihre Identifizierung ist
nicht immer einfach. Der Verfasser hat womöglich die älteste
Erwähnung der Ortschaft selbst angeführt, jedoch ist vielfach eine

6) Anbei folgt die Abfassungszeit der in dieser Arbeit herangezogenen Tra-
ditionsbücher auf Grund des Aufsatzes von Josef Widemann über „Die Traditionen
der bayerischen Klöster" (Zeitschrift für bayerische Landesgeschichte 1 [1928]
S. 226 ff.):

Asbach: 1. Hälfte 12.—Ende 13. Jahrhundert; Niederaltaich: 12. u. 13. Jh.;
Passau: St. Nikola: 1. Hälfte—Mitte 13. Jh.; Ranshofen: Ende 11.—Mitte 13. Jh.;
Reichersberg: 12. und 13. Jh.; Suben: 1. Hälfte 12.—Anfang 13. Jh.; Vornbach:
12.—13. Jh.

Das älteste Traditionsbuch über oberösterr. Gebiete ist das Mondseer Schen-
kungsbuch, welches schon anfangs des 9. Jahrhunderts angelegt wurde. Eine
nähere Beschreibung findet sich bei Zibermayr (Das o. ö. Landesarchiv) S. 2 ff.,
wo auch die anderen Quellengattungen aus älterer Zeit besprochen werden.
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Trennung zwischen dem Namen eines Ortes und dem eines Ge-
schlechtes, Schlosses, Klosters, Flusses oder einer Gegend nur
schwer oder gar nicht möglich. War der zeitliche Abstand zwischen
der Nennung des eigentlichen Ortes und dem Vorkommen des Na-
mens zu groß, so wurde von einer zweiten Angabe abgesehen, zu-
mal ja die Entwicklung eines Ortes mit seinem Namengeber (Herr-
schaft) in so innigem Zusammenhang steht, daß eine Trennung auch
gar nicht berechtigt wäre7). Andere Ortsnamen kommen wieder so
häufig vor, wie z. B. Au, Neukirchen, Perg, Ried etc., daß eine ge-
naue Feststellung, um welchen Ort es sich dabei handelt, nicht im-
mer mit Sicherheit vorgenommen werden kann; dasselbe gilt von
Orten, die nach Heiligen benannt sind. Die Ortsnamen selbst stellen
in ihrer Art und Form eine historische Quelle dar, doch hat es der
Verfasser grundsätzlich vermieden, sprachwissenschaftliche Erwä-
gungen anzustellen; wer sich darüber orientieren will, möge zu den
einschlägigen Werken von Schiff mann8) und Schwarz9) und den
übrigen sich daran knüpfenden Arbeiten10) greifen. In der vorliegen-
den Abhandlung wurde, wenn möglich, immer die Schreibweise des
Ortsnamens in der zitierten Quelle angegeben und rein sprachliche
Veränderungen der späteren Zeit nicht berücksichtigt, es sei denn,
daß damit eine wesentliche Umgestaltung11) des Ortsnamens ver-
bunden war.

2. D e r P f a r r o r t .

Der Ausdruck Pfarrort als Überschrift für diesen Abschnitt
wurde deshalb gewählt, weil es für die Entwicklung eines Ortes
von großer Bedeutung war, ob sich der Sitz der Pfarre tat-
sächlich im Ort befand. Die Pfarre wurde nämlich öfter nur nach
dem Hauptorte ihres Sprengeis benannt12), während der Pfarrer in
einem anderen Orte seinen Sitz hatte oder auch die Pfarrkirche in
einer anderen Ortschaft stand13).

Hinsichtlich der Quellen gilt das im vorigen Abschnitt Gesagte
auch hier; für die spätere Zeit beruhen die Daten fast ausnahmslos
auf den Angaben in der Literatur, auch konnte ich eine noch un-

7) Bezieht sich der Name auf ein Geschlecht, so wurde bei dem Zitat das
in den Quellen selbst gebräuchliche „de" ( = „von") vorgesetz t , z. B. „de
Chlamma" u. a.

8) Schiffmann K., Das Land ob der Enns (1922).
9) Schwarz E., Die Ortsnamen des östlichen Oberösterreich, P r a g e r Deutsche

Studien 42 (1926).
10) Angeführt bei S t r aßmayr E., Bibliographie zur oberösterreichischen Ge-

schichte 1891 bis 1926 (1929) S. 23 ff.
" ) Eine solche erfolgte manchmal im Zusammenhang mit einer Stadt- oder

Markterhebung, wie z. B. bei Schwanens tadt und Frankenburg .
12) F rankenmark t , Vöcklabruck.
13) Altheim, Enns .
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gedruckte Wiener Dissertation von Heinrich Ferihumer über die
Entstehung der oberösterreichischen Pfarren einsehen. Für die Zeit
seit der Josefinischen Regulierung wurden durchwegs die Daten des
„Realschematismus sämtlicher Pfarren der Diözese Linz" (1930),
der für frühere Jahrhunderte nicht zuverlässig ist, übernommen.

Gründungsnachrichten aus der Zeit vor der Josefinischen Pfarr-
regulierung sind selten ; außerdem ist im Mittelalter wie bei so vie-
len anderen Rechtsverhältnissen auch hier ein starkes Schwanken
bemerkbar, so daß manche Kirchen ihre Pfarreigenschaft verlieren
(Struden) und auch später wieder erlangen (St. Wolfgang). Mit der
Gründung einer neuen Pfarre erfolgte von selbst die Ausscheidung
(Exzindierung) aus dem früheren Pfarrsprengel. Mit Rücksicht auf
die schriftliche Überlieferung wurde in dieser Arbeit für die Zeit
seit dem 16. Jahrhundert jeweils auch immer die Mutterpfarre, aus
welcher die neue ausgeschieden wurde, angegeben. Die genaue
Feststellung des Pfarrcharakters einer Kirche ist aber, insbeson-
ders für das Mittelalter, infolge der Ungleichmäßigkeit und Unklar-
heit der damaligen Terminologie nur schwer möglich. Es wurde viel-
fach der Ausdruck Pfarre, Pfarrer etc. dort angewendet, wo es sich
(nach unseren heutigen Begriffen) nur um eine Filiale oder ein Vi-
kariat handelte14). Im Rahmen dieser schematischen Arbeit war es
unmöglich, derartige Fragen zu lösen oder zu berücksichtigen. In
jenen Fällen, wo die Kirche erst auffallend spät den vollen Pfarr-
charakter erhielt, wurden die Vikariatsdaten angegeben; schließlich
haben auch alle Stiftspfarren kirchenrechtlich nur Vikariatscharak-
ter, denn Pfarrer ist dort immer der Vorstand des Klosters15). Wo
alle anderen Nachrichten fehlen, ist die erste Erwähnung der Kirche
angegeben.

Die wirtschaftliche und rechtliche Bedeutung eines Ortes muß
nicht mit seiner Stellung in der kirchlichen Verwaltung überein-
stimmen16). Die kirchliche Entwicklung ist ungemein konservativ
und daher verblieb der Sitz der Pfarre gewöhnlich demjenigen Orte,
der zur Zeit der Kirchengründung die größere Bedeutung hatte. So
ist es erklärlich, daß nicht nur heute eine ganze Anzahl kleinerer
Märkte keinen Pfarrsitz bilden17), sondern auch sehr wichtige Orte
vor der Josefinischen Regulierung in pfarrlicher Hinsicht von den
Kirchen ganz kleiner Siedlungen abhängig waren.

14) St. Leonhard, St. Oswald , Schenkenfelden u. a.
15) Die einem Kloster einverleibten ( inkorporierten) P fa r ren w u r d e n immer

eigens als solche bezeichnet, denn es bes tand meist ein reger schriftlicher Ver-
kehr zwischen beiden Teilen, so daß wir in den Stiftsarchiven oft wer tvo l le Nach-
richten für die Ortsgeschichte finden können.

16) Über die Bedeutung der Pfa r re in wirtschaftl icher Hinsicht und damit
auch für die E r w e r b u n g des Mark tcha rak te r s s. S. 113 ff.

17) Au, Hütt ing, Keniaten, Riedersdorf , Sarmingste in , S t ruden .
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3. Die H e r r s c h a f t .

Unter dem Begriff Herrschaft (= Obrigkeit) ist hier nicht die
jeweilige Person'des Besitzers, sondern der Komplex jener Liegen-
schaften18), zu welchem ein bestimmter Ort gehörte, zu verstehen.
Weiterhin ist, falls ein Ort unter mehrere Herrschaften aufgeteilt
war, immer nur jene Herrschaft genannt, der die Leitung des be-
treffenden* Ortes hinsichtlich seiner Eigenschaft als Gemeinwesen
oblag, zum Unterschied von der bloßen Grundobrigkeit, welche im
wesentlichen nur das Obereigentum über die liegenden Güter und
die davon abfallenden Abgaben besaß. Ein Ort konnte unter meh-
rere Grundherrschaften aufgeteilt sein von denen in der Regel nur
eine einzige die Leitungsobrigkeit besaß. Daß es auch hier Aus-
nahmsfälle gab, wird später näher beschrieben werden19).

Der Zusammenhang zwischen einem Herrschaftsbereich und
einem Orte blieb in der Regel jahrhundertelang aufrecht, d. h. mit
der Herrschaft wurde auch immer der Ort vererbt, verkauft etc.
Zu beachten ist dabei, daß anläßlich einer Verlegung des Amtssitzes
auch die Herrschaft ihren Namen wechselte, ohne daß sich darum
in dem Verhältnis des untertänigen Ortes zu seiner Herrschaft etwas
geändert hätte20). Wo die Zugehörigkeit eines Ortes zu einer Herr-
schaft häufig wechselte, ist es nicht leicht, dies genau zu verfolgen,
es kann daher die Arbeit in dieser Hinsicht keinen Anspruch auf
Vollständigkeit erheben. Derartige Schwierigkeiten sind insbeson-
ders dann zu erwarten, wenn der Ort für sich allein einen Herr-
schaftsbezirk darstellte21). Eine gewisse Zwischenstellung nehmen
die sogenannten „Ämter" ein, wie wir sie öfter im Mühlviertel fin-
den. Es sind dies wirtschaftliche Einheiten (Waldbesitz), die manch-
mal mit einer Herrschaft vereinigt sind, dann aber auch als selb-
ständige Besitzkomplexe auftreten22). Wie schon eingangs erwähnt,
wurden in vereinzelten Fällen die Angelegenheiten des Gemein-
wesens durch zwei oder mehrere Herrschaften geteilt geregelt, und
zwar nicht etwa in der Art, daß man die einzelnen Kompetenzen auf
verschiedene Herrschaften verteilt hätte, sondern der Ort wurde

18) und der dazugehörigen Rechte, also gewissermaßen'die juridische Person;
der jeweilige Besitzer übte seine Rechtshandlungen kraft der der Herrschaft als
solcher zustehenden Rechte aus, ganz gleichgültig, wer er selbst war.

1 9) Als Literatur über die Herrschaften ist (mit Ausnahme der landesfürst-
lichen Städte und der Klöster) immer Franz Sekkers Werk über die „Burgen
und Schlösser, Städte und Klöster Oberösterreichs" (1925) angegeben, obwohl
es nicht ganz zuverlässig ist; wir besitzen jedoch keine andere zusammen-
hängende Darstellung. Übrigens sei darauf verwiesen, daß die meisten Ortsge-
schichten auch Angaben über die Geschichte der Herrschaft enthalten.

20) z. B . V e l d e n — M a r s b a c h .
21) Haslach, Kirchdorf, Schwanenstadt, Perg.
") z. B. die Waldämter östlich von Freistadt.
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in mehrere Bezirke zerlegt, in welchen je eine Herrschaft sämtliche
Verwaltungsaufgaben ausübte23).

Die Herrschaft bildete bis zur Aufhebung des Untertänigkeits-
verbandes im Jahre 1848 den wichtigsten Faktor für das Rechts-
und Wirtschaftsleben eines Ortes. Jeder Markt und jede Stadt un-
terstand bis zu dieser Zeit irgend einer Herrschaft24). Freikäufe, wie
sie seit der Theresianischen Zeit im Zug der Untertanenbefreiung
vorkamen, sind in Oberösterreich nur selten25); der praktische Er-
folg bestand nur darin, daß der Ort von der privatherrschaftlichen
unter die landesfürstliche Obrigkeit kam26) ; eine wichtige Rolle in der
Rechtsgeschichte spielen diese verhältnismäßig spätenErscheinungen
aber ohnedies nicht. Daß die Rechtsstellung der Herrschaft gegen-
über den Ortschaften eine so allmächtige war, hat seine Haupt-
Ursache in der für österreichische Verhältnisse charakteristischen
Verprivatisierung der Gerichtsbarkeit, d. h. es war seit dem späten
Mittelalter beinahe selbstverständlich, daß jede größere Grundherr-
schaft auf ihrem Gebiete die Gerichtsbarkeit, häufig sogar die Blut-
gerichtsbarkeit, ausübte (s. S. 80).

Allerdings waren die Städte und Märkte von ihren Herrschaften
nicht in demselben Grade abhängig wie die Bauern, eine Ansicht,
welche zwar die Landesfürsten bezw. ihre Behörden vertraten, de-
ren Beachtung seitens der Herrschaften jedoch sehr zu wünschen
übrig ließ. Wir kommen damit schon auf eine andere Frage, und
zwar auf die Verschiedenheit der Rechtsstellung der Städte und
Märkte, je nachdem sie nun der landesfürstlichen Herrschaft Unter-
tan oder sogenannte Privat- oder Herren- (später auch Munizipal-)
Städte oder Märkte waren. Aber auch unter diesen beiden Kate-
gorien bemerken wir wieder verschiedene Abstufungen. Die aus-
gedehnteste Freiheit genossen die landesfürstlichen Städte, bei
denen allein eine gewisse Einheitlichkeit ihrer Rechte festgestellt
werden kann. Nur die landesfürstlichen Städte waren im Lande ob
der Enns berechtigt, Vertreter auf die Landtage zu entsenden, wo sie
als vierter Stand mitwirkten27). Doch auch bei ihnen nahm, soweit
es Verwaltung und Rechtspflege anlangte, der Pfleger oder Burg-
hauptmann eine ähnliche Stellung wie anderswo der private Herr-

23) Lembach, Peilstein, Putzleinsdorf, Raab , Riedau, Wesenufer .
24) Reichsunmit te lbare Or te gab es, von kurzen Ausnahmen (Wien) abge-

sehen, in Öster re ich nicht.
25) Kirchdorf; nach Sekker (Burgen S. 10 und 266) haben sich auch Rohr-

bach und Sar le insbach im Jah re Î793 freigekauft.
26) Sowei t es die Aufsicht betraf, doch ist damit nicht eine Gleichsetzung

mit den unter die landesfürstliche Herrschaft gehörigen Orten erreicht .
27) Im bayer i schen Innviertel w a r e n auch Märkte landtagsfähig; bei der

Übernahme durch Öster re ich im Jah re 1779 w u r d e jedoch nur der Markt Ried
in die Landschaft aufgenommen.
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Schaftsinhaber ein. Bei den landesfürstlichen Märkten, denen die
Landstandschaft fehlte, ist die Abhängigkeit noch ausgeprägter. Zu
unterscheiden ist weiterhin noch, ob der landesfürstliche Besitz un-
mittelbar unter der Verwaltung des Landesfürsten blieb oder ob er
an einen Privaten verpfändet wurde. In letzterem Falle ist die
Rechtslage der eines privaten Ortes ganz ähnlich. Die im allgemei-
nen selbständigere und bessere Rechtsstellung der landesfürstlichen
Städte und Märkte erklärt sich einmal daraus, daß der eigentliche
Besitzer meist weit weg war und sich daher lediglich um die Ein-
nahmen, welche der Ort abwarf, kümmern konnte. Eine Appellation
an die zum Schütze der Bürger bestimmten Stellen, wie die Landes-
hauptmannschaft, Regierung in Wien etc., war hier viel wirksamer
als bei Privat-Städten und -Märkten, weil die Bürger der landes-
fürstlichen Orte immer die Möglichkeit hatten, unmittelbar mit diesen
Behörden zu verkehren. Freilich trat auch bei den zu den landesfürst-
lichen Herrschaften gehörigen Märkten seit den Sechziger- und Sieb-
zigerjahren des 16. Jahrhunderts infolge der zahlreichen Verpfän-
dungen eine vielfach empfindliche Verschlechterung der Rechtslage
ein, denn die Landesfürsten suchten, um die Verpfändungssumme
möglichst zu erhöhen, die Abgaben und Lasten so weit als möglich
zu steigern.

Anders war die Lage bei den privaten Herrschaften; hier saß
der Besitzer meist in unmittelbarer Nähe des Ortes und konnte jede
Kleinigkeit selbst regeln. Eine Appellation an die Regierungsstellen
war immer mit Schwierigkeiten verbunden und führte, da der Herr-
schaftsinhaber als Adeliger bei den Behörden meist einflußreich war,
selten zu Erfolgen. Dasselbe gilt natürlich auch für die zu einer
klösterlichen Herrschaft gehörigen Märkte, wobei zu bemerken ist,
daß die Abhängigkeit der Stifts-Märkte durchwegs noch ausgedehn-
ter war als bei den weltlichen Herrschaften. Eine übersichtliche Be-
obachtung zeigt, daß ganz entsprechend der Rechtslage der bäuer-
lichen Untertanen seit dem 16. Jahrhundert auch eine Verschlechte-
rung bei den bürgerlichen Siedlungen eintrat. Lediglich jene Ort-
schaften, die über Geldmittel verfügten, waren imstande, entweder
zu prozessieren, oder, was eher zum Ziele führte, der Herrschaft
einfach die Rechte abzukaufen (Schwanenstadt). Bemerkenswert
ist, daß die Theresianisch-Josefinische Untertansbefreiung nur die
Stellung der bäuerlichen Unteranen besserte, während, die bürger-
lichen Gemeinwesen im Gegenteil zu Gunsten der Herrschaften
ihrer alten Rechte beraubt wurden.

4. D a s L a n d g er i c h t.

Als Landgerichte wurden in Österreich bis zu dem Jahre 1848
jene Gerichte bezeichnet, denen der Rechtsspruch über das Malefiz,
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d. h. schwere Verbrechen zustand und welche befugt waren, die
Todesstrafe zu vollziehen, daher auch der Name Blutgericht. Die
Bedeutung der mittelalterlichen Gerichte für die Geschichte der
städtischen und märktischen Verfassung beruht weniger auf ihrer
richterlichen Tätigkeit im engeren Sinne, wie sie unseren heutigen
Gerichtsbehörden obliegt, als vielmehr in der Fülle jener Aufgaben
auf dem Gebiete der Verfassung, Verwaltung und Wirtschaft28), die
mit der Ausübung der Gerichtsbarkeit verbunden waren. Verwal-
tung und Rechtspflege waren selbst bei den obersten staatlichen Be-
hörden bis in die Mitte des 18. Jahrhunderts ständig vereint, umso-
mehr blieb dieses Verhältnis in den unteren Instanzen bis 1848 und
darüber hinaus erhalten. Eine unmittelbare Einflußnahme staatlicher
Behörden auf die Angelegenheiten der allgemeinen Verwaltung oder
wie es später hieß, der „Publica et Politica" fand daher vor der
Schaffung der Kreisämter29) und der ihnen untergeordneten Distrikts-.
kommissariate30) in den Fünfziger- und Siebzigerjahren des 18. Jahr-
hunderts nicht statt. Erst von diesem Zeitpunkt an wurden die
Landgerichte auf die reine Kriminalgerichtsbarkeit beschränkt und
verloren einen Großteil ihrer Bedeutung für die Entwicklung der
Marktorte und Städte.

Die Verschiedenheit des Einflusses und der Macht der Land-
gerichte in den einzelnen Fällen hängt damit zusammen, daß
diesen nicht so wie den heutigen Gerichten immer ein ganz be-
stimmt abgegrenztes Gebiet mit all seinen Einwohnern zugewiesen
war, für ihre Zuständigkeit war vielmehr der persönliche Rechts-
stand des einzelnen Menschen maßgebend, sei es, daß er nun einem
privilegierten Gerichtsstand angehörte und damit (wie z. B. der Adel)
überhaupt vor einemLandgericht nicht Verurteiltwerden konnte, oder
Untertan einer bestimmten Herrschaft war. Die Rechte der Grund-

28) Auf die Wirtschaft nahmen die Landgerichte insoferne Einfluß, als ihnen
die Handelspolizei oblag. Schon in den im Jahre 1415 seitens der landesfürst-
lichen Städte dem Herzog vorgelegten Beschwerdeartikeln wird darüber geklagt,
daß die Landrichter sich für die Erlaubnis zum Einkaufe auf dem Lande von den
Städten bezahlen lassen oder diese gar zwingen, die Lebensmittel bei ihnen selbst
einzukaufen (Abschriften Landesarchiv, Diplomatar). Auch der Besuch der Jahr-
und Wochenmärkte konnte von den Landgerichtsobrigkeiten je nach Bedarf ver-
hindert oder gefördert werden; so beklagen sich die Bürger von Windischgarsten
im Jahre 1561/62, daß die benachbarten Landgerichtsinhaber ihre Untertanen da-
von abhalten, den Windischgarstner Wochenmarkt zu besuchen (Akten im Markt-
archiv, Landesarchiv) und umgekehrt förderte die Herrschaft Wartenburg nach
Kräften den von ihr errichteten Timelkamer Wochenmarkt (s. S. 115, Anm. 137).

20) Einführung der Kreisämter in Österreich ob der Enns vermöge Patent
vom 24. Juli 1753.

30) Landeshauptmannschaftliches Patent vom 7. März 1774; sie dienten zuerst
nur als Werbbezirke, wurden jedoch später, besonders seit Beginn des 19. Jahr-
hunderts, immer mehr zu Aufgaben der politischen Verwaltung herangezogen.
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herrschaften wurden insbesonders seit dem 16. Jahrhundert so aus-
gedehnt, daß sie den Einfluß der Landgerichte sehr vermindern
konnten, sofern sie nicht selbst die Landgerichtshoheit ausübten.

Die ursprünglichen, alten Landgerichte waren sehr ausgedehnt,
wurden aber dem Bestreben der einzelnen Grundherrschaften nach
eigener Landgerichtshoheit auf ihrem Gebiete zufolge in immer klei-
nere Bezirke zerteilt. Diese Aufteilung, welche insbesonders seit
der Mitte des 16. Jahrhunderts große Fortschritte machte, kann auch
teilweise an Hand dieser Arbeit verfolgt werden, weil dort auch die
älteren Landgerichtsbezirke vor 1500 (in Klammer) angegeben wur-
den. Die Zuteilung eines Marktes oder einer Stadt zu einem be-
stimmten Landgerichtsbezirke erfolgte auf Grund der Werke Julius
Strnadts; zu ganz sicheren Ergebnissen kann man jedoch mit Hilfe
seiner Arbeiten auch nicht immer (besonders im unteren Mühlviertel)
gelangen, weil Strnadt solche Fragen nicht besonders berücksichtigt
hat. Sind mehrere Namen für ein Landgericht erwähnt, so bedeutet
dies entweder, daß das Gericht zwei verschiedene Namen führte31),
meistens jedoch, daß durch die Verteilung des Amtssitzes oder sonst
eine Veränderung (besonders Teilung) auch der Name wechselte32).
Der zuerst genannte Name ist immer die ältere Form; im übrigen
sei diesbezüglich auf die genaueren Angaben in Strnadts Werken
verwiesen. Die Unsicherheit in der Zuweisung hat ihren Grund darin,
daß zwischen den Inhabern der alten großen Landgerichte und
den Grundherrschaften um die Zerteilung der Landgerichtshoheit
ein oft Jahrhunderte währender Kampf entbrannte, sodaß lange
Zeit unklare Verhältnisse herrschten. Nicht immer wurde nämlich
bei der Errichtung eines neuen Landgerichtes auch gleich eine ge-
naue Abgrenzung seines Wirkungskreises für ein geschlossenes Ge-
biet vorgenommen, sondern manche Herrschaften erlangten oft nur
die Landgerichtshoheit über alle ihre verstreut sitzenden Unter-
tanen, ganz gleichgiltig, in welchem Landgerichtsbezirk diese nun
hausten. Diese neuen Landgerichtsherrschaften bemühten sich aber
ebenfalls, wenigstens dort, wo sie einen verhältnismäßig geschlosse-
nen Grundbesitz hatten, einen abgerundeten Gerichtsbezirk über
alle darin sitzenden Leute zu erlangen (also auch über solche, die
zu einer anderen Herrschaft gehörten), ein Wunsch, der erst nach
sehr langer Zeit seine Verwirklichung und rechtliche Anerkennung
fand. Dort, wo eine mächtige Herrschaft ein großes altes Land-
gericht inne hatte, gelang es anderen Grundherrschaften oft nur in-
soweit eine Landgerichtshoheit durchzusetzen, als sie die Aburtei-
lung des Verbrechers betraf, die Vollziehung (Exekutive) des Urteils

31) Braunau/Oberwei lhar t .
32) Stauf/Aschach, Volkenstorf/Tyll isburg.
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aber verblieb bei dem alten Landgericht33). Als exemte Burgfriede
sind in dieser Arbeit (nach dem Beispiele Strnadts) jene bezeichnet,
die einen eigenen Landgerichtsbezirk bildeten, ohne daß das Ge-
richt deshalb dem Markte selbst zugestanden wäre34); wiederholt
lag auch der Sitz eines Landgerichtes oder doch einer Schranne
(Urteilsstätte) in einem Markte; wir dürfen jedoch aus der Be-
zeichnung eines Landgerichtes nach einem Markte nicht schließen,
daß deshalb dem Orte selbst die Blutgerichtsbarkeit zustand (S. 84).

Auch die Art der Erwerbung der Landgerichtshoheit ist für
uns von Interesse, da nicht nur geistliche und weltliche Grund-
herrschaften, sondern auch Städte und Märkte35) dieses Recht
ausübten. Das Recht der Verleihung der Blutgerichtsbarkeit stand
in Österreich dem Landesfürsten zu, doch gelangten seit dem
14. Jahrhundert im Laufe der Zeit fast alle Landgerichte in die
Hände der Grundherrschaften, ja es bildete sich die Rechtsanschau-
ung, daß die Landgerichtsbarkeit am Grund und Boden hafte. Daher
wurden die Landgerichte von den Herrschaften selbst weiterver-
kauft und weiter verliehen und nur in den landesfürstlichen Herr-
schaften blieb dem Landesfürsten das Recht der direkten Land-
gerichtsverleihung erhalten. Wir können daher die Beobachtung
machen, daß lediglich landesfürstliche Orte die Landgerichtsbarkeit
erlangten und auch diese in verhältnismäßig später Zeit (Ende
15. Jahrhundert). Wie fast alle mittelalterlichen Hoheitsrechte
wurde auch die Blutgerichtsbarkeit in erster Linie vom finanziellen
Standpunkt aus betrachtet; so gelangten manche Städte zuerst
durch die Pachtung der Gerichte zur Landgerichtsbarkeit36). Es
blieb dabei aber immer eine gewisse Abhängigkeit vom Landes-
fürsten gewahrt, denn der Stadt- bezw. Marktrichter mußte, um
das Blutgericht ausüben zu können, zuerst den Bann vom Landes-
fürsten einholen. Die Landgerichte der landesfürstlichen Orte wa-
ren außerdem auf den meist sehr kleinen Burgfried beschränkt und
erst in späterer Zeit erwarben größere Städte wie Linz und Wels37)
auch Landbezirke dazu. Über die Erwerbung und insbesonders die
Ausübung der Landgerichtshoheit durch die Städte und Märkte sind
wir leider mangels an Untersuchungen noch sehr im unklaren. Die
bayerischen Städte des Innviertels, insbesonders Schärding, besaßen

33) z. B. Velden — Falkenstein, Braunau—Uttendorf, Machland—Werfenstein,
Ruttenstein—Weißenbach, Zellhof—Markt Zeil, Peuerbach—Weidenholz ; bei Peil-
stein, wo die Leitungsobrigkeit geteilt war , führte dies zu besonders verwickel ten
Verhältnissen.

34) Obernberg, Ottensheim, Schwanenstadt , Wolfsegg.
35) von den Märkten im Lande ob der Enns dauernd nur Mauthausen.
36) Vöcklabruck, Wels .
37) Gmunden aber mußte wegen der hohen Verwal tungskosten das er-

worbene Or te r Landgericht wieder verkaufen.

Jahrbuch des Oberösterreichischen Musealvereines. 84. Band. 6
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wohl eine über die gewöhnlichen Niedergerichte hinausgehende Ge-
richtsbarkeit, jedoch wurde ihnen das volle Blutgericht nie zuge-
standen. Was die Privatstädte und -Märkte betrifft, so ist es be-
merkenswert, daß den Bürgern von Grein38) und Grieskirchen39)
seitens ihrer Herrschaft das Blutgericht zugestanden wurde, doch
ist in beiden Fällen unbekannt, ob und wie lange es tatsächlich von
diesen beiden Gemeinden ausgeübt wurde.

Zuletzt möge noch die Frage angeschnitten werden, ob es nicht
auch andere Quellen für die Blutgerichtsbarkeit gab, als die Ver-
leihung durch den Landesfürsten oder einen anderen Landgerichts-
inhaber. So können wir für die Blutgerichtsbarkeit des Marktes Zeil
eine derartige Entstehung nicht nachweisen und auch die ganze
spätere Entwicklung40) spricht nicht dafür. Ähnlich wie Zeil dürften
vielleicht auch Königswiesen und Unterweißenbach die Land-
gerichtsbarkeit besessen haben, denn es blieb für diese Ämter die
Bezeichnung Landgericht auch noch in einer Zeit erhalten, in wel-
cher sie nur mehr die Eigenschaft von Niedergerichtsbezirken be-
saßen. Vielleicht handelt es sich bei diesen Landgerichten um
die Reste von Gerichten freier Leute, denen auch die Blutgerichts-
barkeit zustand; sind doch gerade im östlichen Mühlviertel zahl-
reiche freie Eigen nachzuweisen41). Ob diese Vermutungen zu Recht
bestehen oder nicht, müßte erst durch genauere Untersuchungen er-
wiesen werden.

5. D e r B u r g f r i e d .
Als Burgfried wurde im Mittelalter meist ein Gebiet bezeichnet,

in welchem der Landrichter keine Amtshandlung vollziehen durfte;
das niedere Gericht oblag dort eigenen Organen, während in Land-
gerichtsfällen der Verbrecher an der Grenze des Burgfrieds dem
Landrichter zu übergeben war. In diesem Sinne wurde der Aus-
druck Burgfriede für alle Niedergerichte angewendet, nicht nur für
jene, welche zu bürgerlichen Siedlungen gehörten. Im Lande ob
der Enns wurde als Burgfried immer der gesamte Niedergerichts-
bezirk der Stadt oder des Marktes verstanden; verwendete man je-
doch zur näheren Lagebezeichnung von Gründen den Ausdruck „Im

38) in einem Vergleiche vom J a h r e 1579, jedoch auf Widerruf (E. S t r a ß m a y r ,
Die S tad t Grein und ihr Archiv [1931] S. 36).

39) in der Marktordnung von 1584.
40) Heimatbuch des Marktes Zeil b . Zellhof (1930) S. 42 ff.; ob auch das

Landger icht des Marktes Mauthausen in diese Gruppe gehört , ist fraglich; immer -
hin ist das Pr ivi leg von 1446 nur eine Bes tä t igung und keine Neuverleihung.

41) Gerade die z. B. für St ruden gebrauch te Bezeichnung „Fre iger ich t" deutet
vielleicht darauf hin, daß es sich hier um Siedlungen freier Leute auf königlichem
Grund und Boden handel t ; darüber F . Schneider „Staat l iche Siedlung im frühen
Mittelalter", Gedächtnisschrift f. G. v. Be low (1928) und A. W a a s „Vogtei und
Bede in der deutschen Kaiserze i t" 2 (1923) S. 54 f.
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Burgfried", so lagen diese dann öfters vor der geschlossenen Sied-
lung42). Die Anwendung einer solchen Ortsbezeichnung hatte aber
auch wieder ihre besondere Bedeutung. Als Burgfried wurde näm-
lich vielfach auch jenes Gebiet bezeichnet, welches von der Ge-
samtheit der Burgrechtsgründe43) gebildet wurde. Auf dem Burg-
fried in diesem besitzrechtlichen Sinne ruhten die Stadt- oder
Marktprivilegien (s. S. 103). In den Rechtsquellen selbst finden wir
die Unterscheidung zwischen „ausgezeigten" und „nicht ausgezeig-
ten" Burgfrieden. Ausgezeigt ist ein Burgfriede dann, wenn er eine
durch Marksteine oder schriftliche Aufzeichnung festgesetzte Grenze
hat. Der Umfang der nicht ausgezeigten Burgfriede deckt sich meist
mit den Burgrechtsgründen (dem Markturbar). Als wichtigste Quelle
für Burgfriedbeschreibungen kommen in Betracht die Vermarkungs-
protokolle, weiters Herrschafts- und Markturbare, Prozeßakten und
Berichte der Landgerichte, Verträge mit der Herrschaft, schließlich
auch landesfürstliche Privilegien.

Diese letztere Tatsache weist uns auf die Frage nach der Er-
werbung des Burgfrieds. Neben ausgesprochenen Burgfriedsver-
leihungen44) finden wir auch sonst in landesfürstlichen Freiheits-
briefen den Burgfried erwähnt45). Eine Burgfriedsverleihung er-
folgte meist im Zusammenhang mit einer Markterhebung46) oder das
betreffende Privileg ist das älteste, welches der Ort überhaupt be-
sitzt47). Wir dürfen daher wohl annehmen, daß das Vorhandensein
eines Burgfrieds für den Stadt- oder Marktcharakter eines Ortes von
wesentlicher Bedeutung war. Ganz ähnlich wie mit einem Burg-
friedsprivileg war jedoch auch mit der Verleihung eines Jahr- oder
Wochenmarktsprivilegs die Gewährung einer „fürstlichen Freiung",
d. h. einer rechtlichen Sonderstellung des Stadt- oder Marktgebietes
verbunden (s. S. 115). Freilich war in letzterem Falle die Freiung
nur auf die Marktzeiten beschränkt ; man kann jedoch mit ziemlicher
Sicherheit annehmen, daß in vielen bürgerlichen Siedlungen die
dauernde Burgfriedsfreiung aus der zeitlich beschränkten Markt-
freiung entstanden ist48). Aus dem Rechte, während der Marktzeiten

42) z. B. Kremsmüns te r , Leonfelden.
43) Burgrech t sg ründe sind die zu den bürger l ichen Hauss tä t ten unmit te lbar

gehörigen Gründe, welche die Bürger unter dem Rechtst i tel des Burgrech tes b e -
saßen. Das Burgrecht , eine Fo rm der freien Erbleihe gegen niedrigen Zins, w a r
das für bürger l iche Siedlungen typische Besi tzrecht .

44) Ischl, Neuhofen, Wolfsegg.
45) Hall 1459, Hallstat t 1494 u. a.
40) Ischl, Offenhausen.
47) Neuhofen, Wolfsegg.
48) Einige Märkte wie z. B. St. Wolfgang kamen allerdings über das engere

„Marktbericht nicht hinaus. (Beschwerden des Marktes an den Landesfürsten
v. 1573, Landesarchiv, Stiftsarchiv Mondsee Bd. 423.)

6*
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ein eigenes „Marktbericht (im engeren Sinn) abzuhalten, entwickelte
sich schließlich das ständige Niedergericht (Burgfriedsrecht) der
Stadt oder des Marktes, als dessen Wahrzeichen der am Marktplatze
aufgestellte Pranger49) galt.

In all den hier aufgezählten Fällen liegt eine öffentlich-recht-
liche Erwerbung (d. h. durch den Landesfürsten) der Niedergerichts-
barkeit bezw. des Burgfrieds vor. Ob wir aber eine solche für alle
bürgerlichen Siedlungen annehmen dürfen, muß bezweifelt werden.
Ganz abgesehen von der Tatsache, daß die in den landesfürstlichen
Privilegien gewährten Rechte auch schon vorher in Geltung sein
konnten50), bezw. von der Herrschaft für sich in Anspruch genom-
men wurden51), besteht gerade auf dem Gebiete des Burgfrieds-
rechts eine sehr enge Verbindung zwischen den Herrschaften und
den ihnen untertänigen Orten. So führte die Aufteilung eines Mark-
tes unter mehrere Herrschaften zur Entstehung mehrerer Burg-
friede (Raab) oder verhinderte überhaupt die Bildung eines solchen
(Peilstein). Umgekehrt sehen wir auch, daß dort, wo zwei unter
dieselbe Herrschaft gehörige Märkte nahe aneinander lagen, sie
auch einen gemeinsamen Burgfried bildeten52). Schließlich hatten,
vorzüglich dann, wenn die Herrschaft nicht von einem eigenen
Landgericht umgeben war, der Herrschaftssitz und die unmittel-
bar daneben liegende bürgerliche Siedlung einen gemeinsamen
Burgfried. Ganz ähnlich gestaltet sich auch die Frage nach den
Auswirkungen, welche sich etwa daraus ergeben, wenn ein Markt
Sitz eines (der Herrschaft gehörigen) Landgerichtes bezw. einer
Landgerichtsschranne ist oder gar Markt und Landrichteramt in
einer Person vereinigt sind53). Daß die Herrschaften einen maß-
gebenden Einfluß auf die Ausübung der Niedergerichtsbarkeit und
die damit verbundene Selbstverwaltung der Städte und Märkte
hatten, zeigt sich besonders dann, wenn sie etwa aus eigenem An-
trieb das bürgerliche Wesen eines Ortes ernuerten (s. S. 108). Es
lag also augenscheinlich auf diesem Gebiete eine Konkurrenz zwi-
schen der vom Landesfürsten vertretenen öffentlich-rechtlichen Auf-
fassung, welche mit der Anerkennung des bürgerlichen Charakters
auch das Vorhandensein einer Niedergerichtsbarkeit für selbstver-

49) Neukirchen a. W. und Reichenau erhielten anläßlich ihrer Markterhebung
das Recht zur Aufstellung eines P r a n g e r s .

50) s. S. 98 ff.; der Burgfried von Neuhof en wi rd schon vor dem Privi leg
v. 1449 e rwähn t .

51) s. S. 101; das gilt besonders für Neuhof en u. Wolfsegg.
52) St. Nikola u. Sarmingstein.
53) Aigen, Hall, Haslach, St. Wolf gang u. a.; die in Aigen vorhandene P e r -

sonalunion ver le i te te die Bürger dieses Marktes bere i ts im Jah re 1609 zur An-
sicht, daß das Blutgericht dem Markte und nicht dem Stifte Schlägl gehöre (Akten
im Stiftsarchiv).
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ständlich erachtete, und den Grundherrschaften andererseits vor,
die ihre Märkte genau so wie Bauerndörfer behandeln wollten (s.
S. 92). Eine eindeutige Beantwortung der Frage, wie unsere Städte
und Märkte zur eigenen Gerichtsbarkeit und Selbstverwaltung ge-
langt sind, ist daher nicht möglich; das gilt besonders für die ältere
Zeit, wo ein unmittelbarer Zusammenhang mit der Entstehung der
Siedlung gegeben erscheint. Damit wären wir jedoch schon beim
Thema des nächsten Abschnittes angelangt; ich möchte von den
dort gebotenen Ergebnissen hier nur soviel vorwegnehmen, daß
möglicherweise auch beim Burgfriedsrecht an eine schon aus der
Gründungszeit (Kolonisation) dem Herkommen nach entwickelte
bessere Rechtsstellung der bürgerlichen Siedlungen gedacht werden
kann.

6. D e r S t a d t - und M a r k t c h a r a k t e r .

Die im vorliegenden Abschnitte gebrachten Jahreszahlen be-
deuten nicht immer die unmittelbare Erwerbung des Stadt- oder
Marktcharakters, vielmehr konnte sehr oft nur die erste Erwähnung
eines Ortes als Stadt oder Markt angegeben werden. Wirkliche
Stadt- oder Markterhebungen wurden immer ausdrücklich als solche
bezeichnet.

Bereits im Vorwort wurde betont, daß bei dem amtlichen Nach-
weise des Stadt- oder Marktcharakters nur jene Orte Berücksichti-
gung fanden, die bis in die Gegenwart herauf so bezeichnet wurden.
Die derzeitige Benennung allein konnte jedoch nicht als maßgebend
angesehen werden, sondern es mußte entweder (für die Zeit seit
1850) die Erwerbung des Stadt- oder Marktcharakters urkundlich
erwiesen sein, oder aber festgestellt werden, daß der betreffende
Ort schon vor der neuen Gemeindeverfassung (1849) als Stadt oder
Markt angesehen wurde. Wie in den folgenden Ausführungen noch
gezeigt werden wird, war nämlich vor dieser Zeit die Erwerbung
des Stadt- oder Marktcharakters noch auf eine andere Weise mög-
lich, als durch eine förmliche Erhebung.

Es tritt nun die Frage heran, durch welche besonderen Kenn-
zeichen wir dann in dieser älteren Zeit den Stadt- oder Markt-
charakter festzustellen vermögen. Die Unterschiede bzw. die
Schwierigkeit einer Unterscheidung zwischen den Städten und
Märkten einerseits und den übrigen Siedlungen andererseits sollen
erst später besprochen werden. Ganz allgemein kann man sagen,
daß sich die Städte und Märkte infolge der ihnen eigentümlichen
Verbindung besonderer wirtschaftlicher Vorrechte mit dem Rechte
zur Bildung einer Gemeinde, welche Selbstverwaltung und Gericht
ausübte, vor anderen Orten auszeichneten. Außer dem Titel Stadt
oder Markt können noch zwei Ausdrücke als verläßliche Kenn-
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zeichen für den Stadt- oder Marktcharakter eines Ortes angesehen
werden: die Titel „Rat" und „Bürger". Beide Bezeichnungen werden
in Stadt- und Marktprivilegien als besondere Vorrechte erwähnt54).
Nur in Städten und Märkten gab es Bürger55), die aus ihrer Mitte
den Rat wählten; beide Ortstypen können wir daher als „bürger-
liche Siedlungen" bezeichnen56).

Auf welchem Wege ein Ort den Stadt- oder Marktcharakter
erlangt hat, kann, besonders in der älteren Zeit, nur schwer er-
mittelt werden; sind doch vor dem Ende des 12. Jahrhunderts
in Österreich Stadt- oder Marktprivilegien selten nachweisbar.
Die eigentliche Entwicklung unseres Städtewesens fällt erst in
das 13. Jahrhundert57). Trotzdem finden wir schon vorher
Städte und Märkte genannt. Da also eine Erwerbung des Stadt-
oder Marktcharakters durch ein Privileg für diese Zeit nicht in
Frage kommt, stehen noch zwei andere Möglichkeiten offen: die
allmähliche Entwicklung und die Gründung. Für die erste Art
gibt es selbstverständlich keine schriftlichen Belege ; in der Haupt-
sache ist sie durch eine günstige geographische Lage bedingt,
die den Ort von Natur aus zu einem Austauschmittelpunkt (Kauf-
mannssiedlung) bestimmte58). Dagegen sind über Gründungen doch
hin und wieder Nachrichten überliefert; für eine Stadt kann zwar
im Lande ob der Enns kein derartiges Beispiel gebracht werden59),
wohl aber für einige Märkte60). Erst seit dem 14. Jahrhundert ist

54) Markterhebungsurkunden von St. Florian, Ischl, Kreuzen, Lembach,
Reichenau u. a.

55) Über die rechtliche Bedeutung des W o r t e s „Bürger" innerhalb der Stadt -
oder Marktgemeinde s. S. 103.

56) Bürger „für sich", d. h. ohne Verbindung mit einer Gemeinde gab es
nicht; die Erscheinung, daß in manchen Orten schon vor einer Markterhebung
Bürger genannt werden , ist auf andere Gründe zurückzuführen s. S. 90, Anm. 82,
Eine gegenteilige Auffassung ver t r i t t E. Frieß in seinen Bemerkungen „Zur Ge-
schichte des deutschen Bürger tums in Österreich", „Unsere Heimat" 4 (1931)
S. 266 ff.

57) Das älteste im Original erhaltene S tad t recht Österreichs ist das Ennser
v. 1212; das älteste Marktprivileg wurde für St. Pol ten im Jahre 1058 erteilt.

58) Eine solche Entstehung ist fast für alle unsere älteren Städte (Linz, Enns,
Steyr , Wels , Eferding) anzunehmen; bezüglich Gmunden und Vöcklabruck fällt es
schwer best immte Vermutungen auszusprechen. Auffallend ist auch die ganz v e r -
schieden dichte Verteilung der Märkte. Während wir im Vorland und Gebirge nur
wenige finden, ist ihre Anzahl in der mehr zertei l ten Landschaft am Hausruck
und besonders im östlichen Mühlviertel bedeutend größer (s. E. Kriechbaum, Ober-
österreich, Landschafts- u. Kulturbilder,, Braunauer Heimatkunde 21 [1925] S. 112 ff.).

59) Für Fre is tadt hat I. Nößlböck (Die Ents tehung Fre is tadts in Oberös ter -
reich, Jahrb . d. Oberöst . Musealvereines 80 [1924] S. 75 ff.) auf indirektem W e g e
eine Gründung nachzuweisen versucht.

60) Haag a. H., Wildenhag (s. S. 90, Anm. 79); viel aufschlußreicher als die
urkundlichen Nachrichten ist eine Untersuchung der Siedlungsverhältnisse, auf



Die oberösterreichischen Städte und Märkte. ° •

die Erwerbung des Stadt- oder Marktcharakters häufiger auf ein
landesfürstliches oder königliches61) Privileg zurückzuführen. Bei
den Städten sind es vornehmlich zwei Arten von Privilegien, näm-
lich die Verleihung eines Stadtrechts(statutes)62) und seit dem 15.
Jahrhundert die ausdrücklichen Stadterhebungen63). Zum Markt-
charakter jedoch verhalfen einer Siedlung folgende Freiheitsbriefe:
Recht zur Abhaltung von Jahr- oder Wochenmärkten64), Befugnis
zur Ausübung des Handels zu Wasser und zu Lande65) oder was
dem ungefähr gleichkommt, Maut- und Zollbegünstigungen66),
schließlich, ebenfalls erst seit dem 15. Jahrhundert, die ausdrück-
lichen Markterhebungen67).

Die bisherigen Ausführungen haben sich immer mit beiden Arten
unserer bürgerlichen Siedlungen, Stadt und Markt, gleichzeitig be-
faßt, es tritt nun die Frage heran, worin denn eigentlich der Unter-
schied zwischen Stadt und Markt bestand. Die Antwort lautet: Es
gibt keine bestimmten Unterscheidungsmerkmale68) außer dem
bloßen Titel; die Grenzen zwischen Stadt und Markt sind fließend.

die hier jedoch nicht eingegangen werden kann. Ein Beispiel dafür bietet die in
diesem Jahrbuch gleichzeitig veröffentlichte Studie von F. Brosch über Leon-
felden.

61) Privilegien des deutschen Königs (im Gegensatz zu den österreichischen
Landesfürsten) sind im Lande ob der Enns nur für Frankenmarkt nachweisbar;
alle anderen fallen bereits in eine Zeit, in der die Landeshoheit in Österreich
schon so ausgebildet war, daß der deutsche König keinen Einfluß hinsichtlich der.
Städte und Märkte ausüben konnte. Freilich nennen sich die Habsburger, welche
seit dem späten Mittelalter fast ununterbrochen die deutsche Königswürde inne-
hatten, auch in den'Stadt- und Marktprivilegien als Könige u. Kaiser; ihre Ver-
fügungen jedoch trafen sie nur kraft ihrer Eigenschaft als österreichische Landes-
fürsten.

82) Schärding; zu beachten ist jedoch, daß auf bayerischem Rechtsgebiete
die Verleihung eines Ortsstatutes nach dem Muster irgend einer Stadt nicht
unbedingt den Stadtcharakter des damit beliehenen Ortes zur Folge haben mußte.
Die schwankende Benennung Schärdings ist möglicherweise jedoch auch auf den
wiederholten Wechsel der bayerischen und österreichischen Herrschaft zurück-
zuführen. (Über den Ausdruck „Stadtrecht" oder „Marktrecht" s. S. 93, Anm. 91).

63) Grein 1491, S t e y r e g g ca. 1500, Grieskirchen 1613, Schwanens t ad t 1627.
64) Aigen, F rankenmark t , Gallspach, St. Georgen i. A., Hofkirchen, Mauer-

kirchen, Steyregg, Windischgarsten.
65) Hallstat t , Ischl, Lauffen, P e r g .
66) Ot tensheim 1228; d e r Mark tcharak te r dieses Or tes ist jedoch schon vor

der Erteilung dieses Privilegs nachweisbar.
6 7 ) ältestes Beispiel in Oberösterreich: Ischl 1466.
88) Darüber auch Lothar Groß „Stadt und Markt im späteren Mittelalter"

(Zeitschr. d. Savigny-Stiftung f. Rechtsgesch. germ. Abt. 45 [1925] S. 65ff.);
W. Gerlach „Über den Marktflecken und Stadtbegriff im späteren Mittelalter und
in neuerer Zeit", Festgabe für Gerhard Seeliger (1920); W. Spieß „Das Markt-
privileg", Deutschrechtliche Beiträge Bd. 11, Heft 3 (1916); S. Rietschel „Markt
und Stadt in ihrem rechtlichen Verhältnis" (1897), wo auch nähere Ausführungen
über die inneren Rechtsverhältnisse geboten werden.
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Es gab kein städtisches Privileg, welches nicht auch ein Markt hätte
erhalten können und selbst die Ummauerung ist kein entscheidendes
Merkmal, denn wir finden sowohl ummauerte Märkte69) wie auch
unbefestigte Städte70) vor. Ein weiterer Beweis ist auch die schwan-
kende Titulierung der Städte und Märkte, die wir nicht nur in der
Zeit vor der Entwicklung des Städtewesens beobachten können
(Enns), sondern auch noch im 14. Jahrhundert71) bis tief ins 16. hinein.
Ja wir können sogar nachweisen, daß mindestens seit dem 15. Jahr-
hundert die Bezeichnung Stadt nur ein ehrenvoller Titel war72),
der in erster Linie nicht für den Ort selbst, sondern für seinen
Inhaber gelten sollte. Nicht nur Städte wurden als Märkte be-
zeichnet, sondern umgekehrt auch Märkte als Städte73). Im Lande
ob der Enns besaßen allerdings eine Anzahl von Städten besondere
gemeinsame Privilegien, es waren dies aber nur die sieben landes:

fürstlichen Städte74); die den Herrschaften untertänigen „Privat"-
städte waren den Märkten (den landesfürstlichen Städten gegenüber)
durchaus gleichgestellt. Aber auch dieser besonderen Vorrechte,
welche ja nur wirtschaftlicher Natur waren, wurden mit der Zeit
die Märkte teilhaftig. Zu dieser Gleichstellung verhalf ihnen vor-
züglich die in den verschiedenen Marktprivilegien angewendete
Formel: „. . . und alle anderen Rechte, wie sie die Städte und
Märkte des Landes ob der Enns genießen"75), wie ja überhaupt in
den Marktprivilegien schon von Anfang an auf die Rechte der Städte
Bezug genommen wurde76). Seit der Zeit Friedrichs III. und Maxi-
milians I. wurde die Gleichstellung der landesfürstlichen Städte und
der Märkte hinsichtlich der Handelsrechte von den Landesfürsten
ganz allgemein anerkannt, d. h. die Märkte (und Privatstädte z. B.
Eferding) „welche der Freiheiten, die die Städte eroberten, zu ge-
nießen vermeinten" mußten mit den Städten „leiden", d. h. eine Art

6 9 ) z. B. Ebelsberg, Haslach, Leonfelden, Neufelden, Peuerbach.
7 0 ) Grein, Grieskirchen.
7 1 ) Eferding und Schärding werden als Märkte bezeichnet.
7 2 ) Die Bürger von Grein, das im Jahre 1491 zur Stadt erhoben wurde, be-

nannten bis zum Jahre 1572 ihren eigenen Heimatort immer als Markt. (Straß-
mayr, Grein S. 33.)

7 3 ) Neufelden, P e u e r b a c h (beide übrigens befest igt!) .
74) sie ha t ten das ausschließliche Recht über den P y h r n p a ß und die Zeiring

nach Venedig zu fahren (1370 Dez. 30, Urkb. 8, S. 495 u. spä te re Bestä t igungen)
sowie das Recht des ausschließlichen Handels auf dem Lande (1372 Dez. 23,
Urkb . 8, S. 628 und spä te re Bestä t igungen) .

7 5 ) Auf diese Folgen weisen die landesfürstl. Städte in ihren Beschwerden
vom Jahre 1585 gegen die zahlreichen neuen Markterhebungeh besonders hin
(Landesarchiv, Annalen Bd. 107, fol. 649 f.).

7e) s. S. 98, Anm. 96 u. S. 100, Anm. 101.



Die oberösterreichischen Städte und Märkte. 89

Gewerbesteuer zahlen77). Die den landesfürstlichen Städten gleich-
berechtigten Märkte wurden als „Bannmärkte" bezeichnet78).

Diese aus den Quellen selbst ersichtliche Scheidung zwischen
Bannmärkten einerseits und solchen, die nicht diese Eigenschaft
hatten, verhilft uns schon zur Erkenntnis, daß auch der Begriff
Markt nicht einheitlich und fest umrissen ist. Tatsächlich sind die
Schwankungen in der Bezeichnung jener Siedlungen, die als Märkte
galten, noch viel größer, als wir sie bei den Städten beobachten
konnten. Der Versuch, etwa die allen Märkten gemeinsamen Eigen-
schaften herauszulösen, um dann die Marktorte von anderen, nicht
bürgerlichen Siedlungen unterscheiden zu können, führt zu dem-
selben Ergebnis wie der Versuch einer Scheidung zwischen Stadt
und Markt: außer der Bezeichnung selbst haben wir keine allgemein
giltigen Anhaltspunkte zur Abgrenzung; auch hier sind fließende
Übergänge. Damit soll jedoch nicht gesagt sein, daß die Bezeich-
nung Stadt oder Markt bedeutungslos gewesen ist; die Schwierig-
keit allgemein giltige Merkmale aufzustellen, hat vielmehr andere
Gründe.

Der Widerspruch zwischen der von den Landesfürsten und
ihren Behörden vertretenen öffentlich-rechtlichen Auffassung vom
bürgerlichen Wesen einerseits und den grundherrschaftlichen In-
teressen andererseits dürfte eine einheitliche Rechtsentwicklung der
bürgerlichen Siedlungen verhindert haben. Daß besonders in der
älteren Zeit nicht der Einfluß des Landesfürsten allein den bürger-
lichen Charakter einer Siedlung bestimmte, geht schon aus den vor-
hin besprochenen Arten der Erwerbung des Stadt- oder Markt-
charakters hervor. Bei der allmählichen Entwicklung, welche sich
aus geographisch-wirtschaftlichen Verhältnissen von selbst ergibt,
kommt eine Mitwirkung des Landesfürsten nicht in Frage ; auch bei
den wenigen Gründungsnachrichten ist davon keine Rede. Der
Stadt- und Marktcharakter einer Siedlung scheint in den ältesten
Zeiten in erster Linie von der siedlungstechnischen, wirtschaftlichen
und rechtlichen Organisation abhängig gewesen zu sein79). Und ge-
rade diese innere Einrichtung des Marktwesens als solchen blieb ja

77) Eine solche Steuerl is te vom Jahre 1497 befindet sich unter den Ennser
Akten des o. ö. Landesa rch ives .

78) Die ers te mir bekannte Anwendung dieser Bezeichnung im Lande ob der
Enns erfolgte in den Beschwerden der landesfürstl . S t äd t e vom Jah re 1415 (Ar-
chiv f. ös ter r . Geschichte 31 [1864] S. 308).

79) Von welch grundlegender Bedeutung gerade die Organisat ion der Sied-
lung war , können wir außer den im 7. Abschnit t S. 103 gebrach ten Belegen noch
da raus ersehen, daß Pei ls tein seinen Mark tcharak te r dem Vorhandensein einer
Bräugemeinde v e r d a n k t e und umgekehr t Kaiser Fr iedr ich III. die gewohnhei t s -
rechtl iche Entwicklung Urfahrs zum Markte dadurch (zu Gunsten der Stadt Linz)
zu verh indern suchte, daß er bes t immte, jeder E inwohner dieses Or tes müsse
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auch später, als bereits eine landesfürstliche Genehmigung dazu
nötig war, Sache der Herrschaft (s. S. 108).

Trotzdem wir festgestellt haben, daß der Stadt- oder Markt-
charakter einer Siedlung nicht unbedingt von der Mitwirkung
des Landesfürsten abhängig war, können wir doch beobachten,
daß seit dem Aufkommen der Privilegien und dem steigenden Ein-
fluß römisch-rechtlicher Ansichten, vorzüglich aber seit dem Beginne
des landesfürstlichen Absolutismus unter Maximilian L, immer mehr
das Vorhandensein eines landesfürstlichen Privilegs für die öffent-
lich-rechtliche Anerkennung des Stadt- oder Marktcharakters aus-
schlaggebend wurde80). Jene Orte, die kein landesfürstliches Privileg
besaßen, wurden seit dieser Zeit nicht mehr als Markt, sondern als
„Aigen, Hofmark, Burgfried, Freigericht etc." bezeichnet81), obwohl
sie ihrer wirtschaftlichen und rechtlichen Organisation nach den pri-
vilegierten Märkten durchaus gleichgesetzt werden konnten82). Der

„für sich" bestehen, d. h. es durfte dort keine Gemeinde gebildet werden (Anton
Ziegler, Geschichte der Stadt Urfahr [1920] S. 25).

Einen Beweis dafür, daß auch die rein bauliche Anlage der Siedlung eine
gewisse Rolle spielte, bietet das ebenfalls von Friedrich III. am 25. Jänner 1449
dem Erasmus Utzinger von Wildenhag (b. St. Georgen i. A.) erteilte Privileg
„alle seine guter zu nächst an dem obgenannten berg gelegen zueinander zu
legen und daraus einen marckht zumachen" (Landesarchiv, Ständisches Archiv
BIV 17 1/1). Bezeichnenderweise waren alle jene Märkte, welche vereinzelt als
Städte bezeichnet wurden, befestigt. Ohne Zweifel war die Befestigung für den
Stadtcharakter in älteren Zeiten (13. Jh.) ein sehr maßgebendes Merkmal; alle
älteren Städte des Landes waren befestigt.

Wirtschaftlich zeichneten sich die Marktorte dadurch aus, daß sie ein ge-
wisses Gebiet, meist im Umkreis von 2—3 Meilen (Bannmeile) beherrschten. In-
nerhalb dieses Gebietes durfte niemand außer den Bürgern Handel und Gewerbe
ausüben. Besonders das Bierbrauen, Weinschänken, Fleischausschroten, Brot
backen etc. war den Bürgern vorbehalten. Die umliegenden Bauern sollten nicht
nur ihren Bedarf an gewerblichen Erzeugnissen im Markte decken, sondern auch
nur dort ihre Produkte feilbieten. Insbesonders in den Kolonisationsmärkten des
13. Jahrhunderts (Waldhufen des Mühlviertels) bildeten Amt und Markt eine fest
verbundene wirtschaftliche Einheit.

8 0) In dem Markterhebungsprivileg Maximilians für Sarmingstein v. J. 1511
heißt es „das in aber nun mer die weill sie nit marckhtrecht hieten nicht zuege-
lassen sonnder verpoten werde". In den Rahmen dieser Bestrebungen gehört
auch die (S. 89, Anm. 77 erwähnte Einführung einer eigenen Steuer für die Bann-
märkte.

81) Au, Dimbach, Engelhar t sze l l , Lembach , Neukirchen a. W., St . Oswald ,
Pei ls te in , Putzleinsdorf , R a a b , S t ruden , Wesenufe r u. a.; s. auch S. 82, Anm. 41.

82) Übrigens ist selbst der Besitz eines Privilegs kein bestimmtes Schei-
dungsmerkmal, denn sowohl dem „Aigen" Au als auch dem „Aigen" Lembach
wurden ihre Privilegien bestätigt. Seitens der landesfürstlichen Behörden war
man sich anscheinend selbst nicht immer ganz klar darüber, welche Eigenschaften
für die Beurteilung des Marktcharakters maßgebend wären, nämlich die wirt-
schaftliche Organisation oder das Vorhandensein eines Privilegs. Sonst wäre es
nicht vorgekommen, daß Ischl, das schon seit 1392 ein Privileg besaß, im Jahre
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grundherrliche Einfluß, d. h. die Tatsache, daß die Verfügung der
Herrschaft allein einem Orte Marktcharakter verschaffte, erhielt
sich bis ins 18. Jahrhundert83).

Nicht nur über den Ursprung des Marktcharakters, sondern
auch über die Rechtsstellung der Marktgemeinde gegenüber der
Herrschaft, sowie die ganze innere Verwaltungs- und wirtschaft-
liche Organisation war die Ansicht der landesfürstlichen Behörden
und der Herrschaften eine verschiedene. Die Landesfürsten waren

1466 noch einmal zum Markt erhoben wurde, wobei allerdings damals erst
die rechtliche Absonderung (Burgfriedsverleihung) dieses Ortes erfolgte. Das
Aigen Lembach aber wurde 12 Jahre nach der ersten Privilegienbeteilung zum
„vollkommenen Markt" erhoben. Eine ganze Reihe von Siedlungen, welche schon
im 12. u. 13. Jahrhundert als Markt genannt werden, erscheinen im 16. Jahr-
hundert nur mehr als Aigen usw., um schließlich neuerdings zu Märkten erhoben
zu werden (Engelhartszell, Neukirchen a. W., Putzleinsdorf, Raab) bezw. die Be-
stätigung ihres Marktcharakters zu erlangen. Andere alte Märkte (Attersee 1289
März 12, Urkb. 4, S. 108; Molin 1336 Aug. 10, Urkb. 6, S. 212; St. Peter a. Wim-
perg 1208 Okt. 15, Urkb. 2, S. 531; Ober-Kappel 1259 Okt. 5, Mon. Boica 29 b,
S. 245; dem jahrelang öde liegenden Markte „ze Rênnach" (= Nieder-Ranna)
verleiht Herzog Friedrich am 11. Juni 1309 die Rechte des bischöflich
Passauischen Marktes Griesbach und zwölfjährige Abgabenfreiheit, Or. H.
H. u. St. A. Wien, gedr. Winter G., Urkundliche Beiträge zur Rechts-
geschichte ober- und niederösterreichischer Städte und Märkte (1877) S. 46;
Senftenbach c. 1260, Mon. Boica 28 b, S. 191; Schönau c. 1220—1240, landes-
fürst. Urbare S. 113 Nr. 153; Windischmarkt c. 1220—1240, ebendort S. 91
Nr. 20, verschwundener Ort i. d. Nähe von Neumarkt b. Freistadt) werden über-
haupt nicht mehr als Markt anerkannt, wenn sie sich auch, wie St. Peter, wieder-
holt darum bemüht haben (Strnadt, Velden S. 179). Während St. Oswald im
15. Jahrhundert als Bannmarkt erscheint, im 17. Jh. vergebens die Anerkennung
des Marktcharakters anstrebt, schließlich aber doch im 19. Jh. ein landes-
fürstliches Privileg erhält, sinkt Friedburg, trotzdem es vom 14.—19. Jh. den
Marktcharakter behaupten konnte, infolge Fehlens jeglicher Privilegien Und wirt-
schaftlichen Rückganges, ganz von selbst zum Dorf herab.

83) s. S. 114, 117, die Beschwerden der landesf. Städte vom Jahre 1415 (Or.
Steyr, Abschr. Landesarch. Diplomatar) gegen die vielen Jahrmärkte und Kirch-
tage „auf dem gey pey den pharrkirchen" hatten noch den Erfolg, daß die vom
Landesfürsten darüber eingesetzte Kommission beschloß, „daz man die, da sich
dann solh jarmerkt und kirichteg haldent, besennden sol und ir brif und gerechtig-
kait, ob sie die haben, hören"; dagegen wurde der in den Beschwerden des
Jahres 1585 (s. S. 88, Anm. 75) von den Städten vorgebrachte Vorschlag, die Herr-
schaften sollten den Marktcharakter ihrer Orte durch Vorlage von Privilegien be-
weisen, von den drei obern Ständen als „unziemliches Begehren" abgewiesen.

Ein gutes Beispiel, wie es den Herrschaften gelang, allmählich den Markt-
charakter ihrer untertänigen Orte durchzusetzen, bieten die Märkte Kefermarkt
und Lasberg: Im Jahre 1375 richtet Herzog Albrecht an Albrecht von Zelking,
als Inhaber der Herrschaft Weinberg, den Befehl, den Bürgern von Freistadt mit
seinen Schenken in den Dörfern zu Lasberg und „zu dem Weinperg" keinen Ein-
trag zu tun (Urkb. 8, S. 375); in den Beschwerden der landesf. Städte von 1415
(Arch. f. österr. Gesch. 31, S. 308) erscheint Lasberg bereits als Markt; Kefer-
markt wird schließlich 1479 zum Markt erhoben, Lasberg 1510.
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nämlich der Auffassung, daß mit der Erteilung eines landesfürst-
lichen Marktprivilegs die Herrschaft auch eine rechtliche Besser-
stellung der bisherigen bäuerlichen Untertanen, welche nun zu
Bürgern geworden, zugeben müsse. Daher Freiheit von jenen- Ab-
gaben, die als typisches Zeichen der bäuerlichen Untertanen
galten84), freies Erbrecht (Burgrecht) für ihre Häuser und Gründe,
Ausübung eines eigenen Niedergerichtes innerhalb bestimmter
Grenzen und einer durch selbstgewählte Organe (Rat) besorgten
Verwaltung. Auch die bisher von der Herrschaft allein in eigener
Regie ausgeübten Gewerbe und Handelszweige85) sollten an die
Bürgerschaft übergehen. In Wirklichkeit waren nun aber viele
Herrschaften nicht gesonnen, auf ihre bisher innegehabten Rechte
zu Gunsten der neuen Bürgerschaft zu verzichten86), besonders
wenn damit eine finanzielle Einbuße verbunden gewesen wäre. Viele
von den Landesfürsten „erhobenen" Märkte blieben daher in recht-
licher Hinsicht Bauerndörfer, die Herrschaften hatten mit der Er-
werbung des Privilegs nur die Absicht, ihren Bauern die Konzession
zu Handel und Gewerbe zu verschaffen, um sie dann umso höher
besteuern zu können87). Manche Herrschaften traten daher dem
Bestreben eines ihnen untertänigen Ortes, den Marktcharakter zu
erlangen, direkt entgegen88). Mitunter blieb auch die Markterhebung
eines Ortes infolge mangelnder Organisation seitens der Herrschaft
überhaupt nur auf dem Papier und setzte sich in Wirklichkeit nie-
mals durch89).

8 4) z. B. Todfall, Freigeld etc . Diese den Bürgern günst ig gesinnten An-
sichten der landesfürstl ichen Behörden können wir aus den Beschwerden , we lche
sei tens der von den Herrschaften bedrück ten Märkten und S täd ten vo rgebrach t
wurden , entnehmen. Einen grundsätz l ichen Wide r sp ruch zum Markt- oder S t ad t -
cha rak te r bildete die mehr oder minder große Unfreiheit der Bewohner eines
solchen Or tes nicht, ja diese konnten sogar , w ie die Geschichte der S tad t Vils
in Tirol (1927, von Ot to Stolz) beweis t , leibeigen sein.

85) Das gilt besonders für die Weinschank s. S. 102, Anm. 107.
86) Daher das Abkaufen von „Freibr iefen" wie bei Schwanens tad t . Die

Windischgarstner mußten ihrer Herrschaft einen Revers ausstellen, daß das
Marktprivileg den herrschaftlichen Rechten nicht einträglich sein solle. (Akt v.
1497, Marktarchiv, Landesarchiv.)

87) So behaupten wenigs tens die landesfürstl ichen S täd te in ihren B e -
schwerden v. 1585 (s. S. 88, Anm. 75).

88) Die vom „Aygen" Ulr ichsberg im Jah re 1583 anges t reb te landesfürstl iche
Jahr- und Wochenmarktsfreiheit wurde infolge Einspruches der Stiftsherrschaft
Schlägl abgewiesen (Landesarchiv, Annalen M, fol. 224).

88) Dieses Schicksal wurde dem bereits (S. 90, Anm. 79) erwähnten Markt-
erhebungsprivileg Friedrich III. für Wildenhag zuteil, denn wir vernehmen später-
hin niemehr von einem Markte Wildenhag. Auch die im Jahre 1309 von Herzog
Friedrich d. Seh. versuchte Wiedererrichtung des Marktes Ranna (s. S. 91,
Anm. 82) war offensichtlich von keinem Erfolg begleitet, wenn sie überhaupt
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Wenn wir nun, nach Erörterung all der Umstände, welche einer
Siedlung den Marktcharakter verleihen oder absprechen ließen, ver-
suchen, ein Durchschnittsbild von einem „vollkommenen" oder
„Bannmarkt" zu gewinnen, so werden in den landesfürstlichen
Markterhebungsprivilegien, welche erst im 17. Jahrhundert etwas
ausführlicher gehalten sind90), folgende Kennzeichen bzw. Rechte
namhaft gemacht : der Name Markt, Wahl von Richter und Rat, das
Prädikat Bürger (auch Richter und Rat), Aufnahme der Bürger,
Errichtung eines Prangers, Aufstecken der Fahne zu Jahrmarkts-
zeiten, bürgerliche Gewerbe und Handlung91), Gebrauch eines
Wappens.

Die ohnedies nur spärlichen Ansätze zu einer einheitlichen Ge-
staltung des bürgerlichen Wesens, welche die landesfürstliche
Macht des 16. und 17. Jahrhunderts gegenüber dem von den Herr-
schaften vertretenen „Herkommen" aufgerichtet hatte, führten in
der Zeit des aufgeklärten Absolutismus einer Maria Theresia und
Josefs II. nicht etwa zu einer organischen, auf den bisherigen Grund-
sätzen beruhenden Neuregelung, sondern im Gegenteil nur zu einer
völligen Zersetzung der kommunalen Wirtschaft und Verfassung.
Die wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine Sonderberechtigung
der bürgerlichen Siedlungen wurden insbesonders dadurch beseitigt,

durchgeführt wurde (die Urkunde befindet sich schon jahrhundertelang im
Schatzgewölbe der österr. Herzoge, heute H. H. u. St. A. Wien, sie wurde
vermutlich nie dem beabsichtigten Empfänger ausgehändigt).

90) z. B. Lembach 1612, Reichenau 1639.
81) Das Recht zur Ausübung von Handel und Gewerbe konnte wohl auch an

einzelne Personen verliehen werden, wie z. B. Friedrich III. im Jahre 1464 dem
HansLeroch amStadl für seine Behausung daselbst die „Freiung" erteilte, mit Salz,
Wein und Getreide zu handeln „auch aller der gerechtigkait an marcktstetten und
andern endten geprauchen, die annder unser burger am Lauffen unnd an der Haal-
statt haben..." (Abschr. 16. Jh., Landesarchiv, Gmundner Stadtarchiv Bd. 58
Nr. 5), doch wurden diese damit keine Bürger im eigentlichen Sinne. Bezeichnend
für den Bannmarktbegriff in seiner Eigenschaft als Konzession für den Handel
ist, daß dieser Leroch am Stadl in der Steuerliste von 1497 (s. S. 89, Anm. 77)
auferscheint, obwohl eine „Behausung" allein doch niemals als Marktort gelten
konnte.

Die in den Urkunden häufig gebrauchten Ausdrücke „Stadtrecht" oder
„Marktrecht" haben nicht die Bedeutung von Stadtrechtsatzungen (Enns 1212)
oder Taidingen, sondern es wurden darunter vor allem die wirtschaftlichen Vor-
rechte der bürgerlichen Siedlung verstanden, insbesonders das Recht zur Aus-
übung des Handels. So erging z. B. im Jahre 1336 ein landesfürstlicher Befehl,
daß „wer der ist, der unnser stat zu Lyncz stattrecht haben wil und da nun
arbeithen (= Handel treiben) wil" auch mit den Bürgern Steuern zahlen müsse.
(Urkb. 6, S. 220.) Ebenso ist die in bürgerlichen Privaturkunden, wie Kaufbriefen
etc., angewendete Formel „als der stat (des marckts) recht ist" nicht als Hinweis
auf ein schriftliches Ortsstatut aufzufassen, sondern bezieht sich lediglich auf
die in allen bürgerlichen Siedlungen gleicherweise geltenden Rechtsgrundsätze
bei Abschluß eines Rechtsgeschäftes.
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daß die bisher bestandene enge Verbindung zwischen den Jahr- und
Wochenmarktsprivilegien und dem Marktcharakter gelöst wurde
(s. S. 117). Die Aufhebung der Zunftverfassung und Förderung der
Gewerbefreiheit beseitigten ebenfalls zahlreiche Vorrechte der
Städte und Märkte im Gewerbewesen ; auch die bisher von den kom-
munalen Behörden besorgte Gewerbepolizei ging fast gänzlich in
die Kompetenz der neuen Kreisämter über. Auf ähnliche Weise
wurde die von den Städten und Märkten ausgeübte autonome
Gerichts- und politische Verwaltung stark beschränkt oder ganz
entzogen. Jene Gemeinden, welche nicht imstande waren, geprüfte
Beamte zu besolden, mußten ihre Verwaltung der Herrschaft über-
geben. Schließlich kam dazu noch die Aufhebung des alten Einstands-
rechtes, wodurch der alte Bürgerschaftsverband teilweise durch-
brochen wurde. Das Andenken an die alte Verfassung verschwand
überraschend schnell92) und so darf es uns nicht wundern, wenn
der Neuaufbau des Gemeindewesens im Jahre 1850 auf ganz an-
deren Voraussetzungen errichtet wurde93).

Während so die alten Bürgergemeinden auf politischem Gebiete
und in der öffentlichen Wirtschaft ihrer Vorrechte beraubt wurden,
blieben sie als wirtschaftlicher Interessenverband, soweit es den
gemeinsamen Besitz betraf, in den meisten Fällen erhalten. In dem
neuen Gemeindegesetz waren hinsichtlich der vermögensrechtlichen
Nachfolge der alten Bürgergemeinden keine besonderen Bestim-
mungen getroffen, nur ganz allgemein wurde der Grundsatz aufge-
stellt, daß „die Eigentums- und Nutzungsrechte bestimmter Klassen
oder einzelner Glieder der Gemeinde ungeändert bleiben sollen".
Nun war aber (wie S. 103 noch näher ausgeführt wird) der Nutz-
genuß des Stadt- oder Markt-Gemeindebesitzes auf eine genaue An-
zahl von Bürgern (oder vielmehr Bürgerhäusern) beschränkt und

92) Über die Auflösung der al ten Kommuna lve r fas sung siehe Ignaz Beidte l ,
Geschichte der ös te r re ich ischen S t a a t s v e r w a l t u n g 1740—1848 (1896) 1, S. 50, 81 ,
158, 306 ff. Eine genaue re Schi lderung der sehr b e d e u t s a m e n Verände rungen
unseres Kommunalwesens seit den Theresianisch-Josefinischen Reformen bis zum
neuen Gemeindegesetze herauf würde eingehende Untersuchungen erfordern. Es
w ä r e sehr zu wünschen, daß diese Aufgabe bald in Angriff genommen w ü r d e ,
weil viele noch ungelöste Rechtsfragen der heutigen Gemeindeverhäl tnisse da-
durch Aufklärung finden würden. Von der Prov inz allein aus ist jedoch eine
Bearbei tung mit Rücksicht auf den zentralist ischen Charak te r dieser Regierungs-
periode nicht möglich.

93) W a s die Entwicklung des S täd te - und Märktewesens im allgemeinen be -
trifft, so können wir an Hand der im Anhange gebrachten Zeittafeln beobachten,
daß die Blütezeit ins 13. und 14. Jahrhunder t fällt, im 15. und anfangs des 16.
Jahrhunder t s noch anhält, dann jedoch ein jäher Abstieg einsetzt. Eine Unter -
suchung der Ursachen dieser Erscheinung, welche vorwiegend aus wirtschaft-
lichen Gründen zu erklären wäre , muß aus den im Vorwor t angeführten Gründen
unterbleiben.
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konnte daher als Eigentum einer bestimmten Klasse unangetastet
bleiben. Das war umso leichter möglich, als durch die im Jahre 1851
erfolgte Außerkraftsetzung der Reichsverfassung das Betätigungs-
feld der neu geschaffenen politischen Gemeinden sehr eingeschränkt
war und daher auch eine Auseinandersetzung der bürgerlichen
Wirtschaftsgemeinde mit der Ortsgemeinde unterblieb. Neues Leben
brachte erst das Reichsgesetz vom Jahre 1862, in dessen Folge die
oberösterreichische Gemeindeordnung vom Jahre 1864 entstand,
welche heute noch die Grundlage unseres Gemeindewesens bildet.
Im Anhang derselben finden sich auch Bestimmungen über die Ver-
waltung der „Sondervermögen", unter welchen eben durchwegs
der Besitz der alten Bürgergemeinden zu verstehen ist. Erst seit
dieser Zeit erhielten die „Kommunen" ihre heutige Form, d. h. als
mit Statuten versehene, von eigenen Organen verwaltete Genossen-
schaften. Übrigens herrschen auch jetzt noch hinsichtlich der Kom-
mune-Organisation in den einzelnen Orten die verschiedensten Ver-
hältnisse. Entweder wird die Vermögensverwaltung durch die po-
litische Ortsgemeinde (unter besonderer Verrechnung) oder auch
durch eigene Organe (unter Aufsicht der Gemeinde), manchmal
aber auch ohne statutarische Regelung dem Herkommen gemäß be-
sorgt. Nur in den größeren Städten ging das gesamte Vermögen
der alten Bürgergemeinde an die neue politische Gemeinde über,
wozu übrigens auch die verfassungsrechtlichen Veränderungen,
welche dort die Reformen der Josefinischen Zeit mit sich brachten,
beigetragen haben werden. Die derzeit vielfach herrschende Ver-
wirrung in den Anschauungen über das Rechtsverhältnis zwischen
Ortsgemeinden und Kommunen hat ihre Ursache darin, daß eine
Verwechslung der Begriffe eingerissen ist. Der Ausdruck Gemeinde,
Marktgemeinde, kann nämlich vor dem Jahre 1849 und nachher eine
durchaus verschiedene Bedeutung haben. Wenn es sich um bürger-
liche Siedlungen handelt, so ist nämlich vor dem Jahre 1849 unter
den Ausdrücken: Gemeinde, Marktgemeinde, Marktkommune, ge-
meiner Markt, Markt, Bürgerschaft etc. immer dieselbe (juridische)
Person zu verstehen, nämlich die Bürgergemeinde, deren ver-
mögensrechtlicher Nachfolger die heutige Kommune ist. Übrigens
besteht auch über die rechtliche Stellung der Kommunen keine ein-
heitliche Auffassung. Ihrer Einschätzung als rein privatrechtliche
Genossenschaften steht nämlich die Tatsache entgegen, daß die
Kommunen von den alten Bürgergemeinden nicht nur den Nutzgenuß
des gemeinsamen Vermögens übernommen haben, sondern auch die
Bestreitung derjenigen Lasten, welche früher aus dem Vermögen
der Bürgergemeinden bestritten wurden, wie etwa die Erhaltung
der Wege, Ortsbeleuchtung, Wasserleitung etc. Diesen Auslagen
entsprechend würden also die Kommunen den Charakter einer
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öffentlichen Körperschaft einnehmen. Außerdem haben die Kom-
munen noch insoferne eine nicht zu unterschätzende Bedeutung für
die allgemeine Wirtschaft, da sie es meistens sind, die mit ihrem
Vermögen für die örtlichen Sparkassen haften.

Allerdings bestanden schon vor dem Jahre 1849 „Gemeinden",
die nicht als Bürgergemeinden aufzufassen sind. Dort, wo keine
bürgerliche Siedlung bestand, vertrat ihre Rolle im politischen Leben
(jedoch nur passiv) die Pfarrgemeinde. Die von Maria Theresia zu-
nächst für die militärische Rekrutierung geschaffenen Distriktskom-
missariate beruhten daher auf der Pfarreinteilung. Seit Josef II. bis
zur Aufhebung der Untertänigkeitsverfassung bildeten sie die po-
litischen Unterbehörden der Kreisämter. Unsere heutige politische
Ortsgemeinde baut aber weder auf der alten Bürgergemeinde noch
auf der Pfarrgemeinde auf, sondern auf einer Einrichtung, die eben-
falls auf die Josefinischen Reformen zurückgeht, nämlich der Steuer-
oder Katastralgemeinde. Das Gemeindegesetz von 1849 bestimmte,
daß unter der Ortsgemeinde „die als selbständiges Ganze vermessene
Katastralgemeinde" zu verstehen sei; jene Gemeinden, „welche die
Mittel nicht besitzen, um den ihnen durch dieses Gesetz auferlegten
Pflichten nachzukommen", sollten mit anderen in einer Ortsgemeinde
vereinigt werden. Die Heranziehung der Katastralgemeinde als
Grundlage für die neue Ortsgemeinde dürfte nicht nur darin ihren
Grund haben, daß man (am Lande) außer den Pfarren keine anderen
fest abgegrenzten Gebiete zur Verfügung hatte, sondern man griff
(wie dies ja im Zuge der Untertansbefreiung von 1848 wiederholt
beobachtet werden kann) anscheinend bewußt einen Gedanken auf,
den schon Josef II. bei der Errichtung der Katastralgemeinden ver-
folgt hatte. Nach den Absichten dieses Herrschers sollte nämlich die
Regulierung der Grundsteuer (zu Gunsten der bisher stärker be-
steuerten Untertanen) so vor sich gehen, daß „alle in dem Umfange
einer Gemeinde gelegene, wem immer gehörige Realitäten bei den
Gemeinden behandelt werden, somit weder auf die geschlossenen,
noch minder auf die unterbrochenen Gränzen der Dominien Rück-
sicht zu nehmen". Josef II. führte damit die grundlegende Neuerung
ein, daß die Bevölkerung selbst ein Recht habe, in ihren Angelegen-
heiten mitzuwirken; tatsächlich kam auch die Anlage des Josefi-
nischen Steuerkatasters (Lagebuch) unter der tätigen Mitwirkung
der Bevölkerung zustande. In der bedeutungsvollen Verordnung
vom 2. November 1784 wurde gleichzeitig der Ausdruck „Ge-
meinde" dahingehend erläutert, daß darunter „jener Umfang der
Häuser und Gründe, welcher unter dem Anfang und Schlusses eines
Numerierungsabschnittes (der Militärkonskription) begriffen ist" zu
betrachten sei. Die Häusernumerierung selbst geht wieder auf die
von Maria Theresia mit dem Patent vom 10. März 1770 für militä-
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rische Zwecke eingeführte Konskription (Bevölkerungs- und
Häuserstatistik) zurück. So richtig die Zugrundelegung der Kata-
stralgemeinde für die Schaffung der politischen Ortsgemeinde vom
Standpunkte der Untertansbefreiung aus war, so erwies es sich
doch späterhin, daß die dadurch entstandenen, oft sehr kleinen Orts-
gemeinden, zumeist nicht lebensfähig waren; man scheute jedoch
eine durchgreifende Regelung. Noch einen anderen Nachteil brach-
ten die neuen politischen Ortsgemeinden mit sich; geschlossene
bürgerliche Siedlungen wurden mit rein ländlichen Gebieten in eine
Gemeinde vereinigt, ohne daß man etwa den besonderen Bedürf-
nissen der Ortschaften Rechnung getragen hätte. Insoferne stellt
also die Erhaltung des Besitzes der alten Bürgergemeinden als
„Sondervermögen" oder Kommunen einen Ausgleich her, indem diese
mit ihrem Vermögen die wichtigsten örtlichen Aufgaben besorgen.
Während in anderen Ländern und Staaten, unter denen besonders
Preußen hervorzuheben ist, bis heute zwischen Stadt und Land-
gemeinden unterschieden wird94), stellen bei uns die Kommunen ge-
wissermaßen den letzten Rest altbürgerlichen Gemeinlebens dar.

7. D a s ä l t e s t e P r i v i l e g .

Mit dem Ausdrucke Privileg wurden in der vorliegenden Arbeit
die von den Landesfürsten95) an die Städte und Märkte in urkund-
licher Form erteilten Freiheiten und Vorrechte bezeichnet (bzw.
auch die Urkunde selbst). Die in diesem Abschnitt gebotene Er-
läuterung konnte aber nicht bei einer bloßen Besprechung gerade
des ältesten Privilegs allein stehen bleiben, welche ja ohnedies in

9 4 ) S te inbach F. und Becker E., Geschichtl iche Grundlagen der kommunalen
Se lbs tve rwa l tung in Deutschland, Rheinisches Archiv 20 (1932).

95) Damit sind nicht nur die österreichischen (und im Innviertel bayer i schen)
Herzoge gemeint , sondern auch andere re ichsunmit te lbare Her r scher . Im folgen-
den eine Aufzählung sämtl icher für das Land ob der Enns nachweisba ren Markt-
und Wappenpr ivi legien ausländischer Fürs ten . (Über . die herrschaftl ichen „Fre i -
hei ten" s. S. 102):

Ebe l sbe rg : Wappenbr ief 1554, Bs. v. P a s s a u ; e rs tes lf. Pr iv i leg 1438,
Wochenmark t .

Eferding: S tad t rech t 1222, Bs . v. P a s s a u ; e rs tes lf. Pr iv i leg 1510, Wappen-
brief.

F r a n k e n m a r k t : J a h r m a r k t 1225, Woc henm ark t 1236, Kaiser Fr iedr ich II.;
e r s tes lf. Pr ivi leg 1385 Jan. 14, Jahr - u. Wochenmark t , Abschr . H. H. u. St. A.
Wien Cod. 409 r.

Kirchdorf: Siegelrecht 1437, Bs. v. B a m b e r g ; e r s tes lf. Pr ivi leg 1584,
Wochenmark t .

Neufelden: 1311 Niederlage, 1568 Wappenbrief, Bs . v. P a s s a u ; e rs tes lf. P r i -
vileg 1631, P r iv . Best .

Zeil: 1534 Wappenbrief, Bs . v. Regensburg ; e rs tes lf. Pr iv i leg 1485., J ah r -
markt. . .

Jahrbuch des Oberösterreichischen Musealvereines. 84. Band. 7
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den einzelnen Abschnitten (5, 6, 9, 10) vorgenommen wird, vielmehr
soll darin eine Übersicht vom Wesen und der Bedeutung der Stadt-
und Marktprivilegien im allgemeinen geboten werden.

Bevor wir auf die Methode der Privilegienkritik eingehen, muß
noch besonders darauf hingewiesen werden, daß die Privilegien
durchaus nicht den einzigen Faktor in der Rechtsentwicklung un-
serer Städte und Märkte darstellen, sondern daß auch der unge-
schriebenen Rechtsentwicklung, dem „Herkommen", noch immer ein
beträchtlicher Raum überblieb. Die Freiheitsbriefe hatten nicht
immer den Zweck ein neues Recht zu schaffen, sie haben oft nur,
wie dies ja in den Urkunden selbst hervorgehoben wird, das her-
kömmliche Recht durch die Schrift festzuhalten, weil das mensch-
liche Gedächtnis zu wenig zuverlässig sei. Eine sehr wichtige aber
ebenso schwierige Aufgabe ist es daher, festzustellen, ob ein Privi-
leg bloß die Sicherung eines bisher schon innegehabten Rechtes
bezweckt oder eine tatsächliche Neuverleihung darstellt96). Der

96) Die in den Privilegien des 13. Jahrhunderts häufiger vorkommenden (all-
gemein gehaltenen) Hinweise auf ähnliche Rechte eines anderen Ortes sind nicht
immer so aufzufassen, daß der genannte Ort das Vorrecht auf Grund einer Pri-
vilegienurkunde hatte. So erteilte z. B. Herzog Leopold VI. im Jahre 1228 Ottens-
heim dieselben Rechte hinsichtlich der Mautfreiheit wie sie die Bürger von Enns
und Linz bereits besaßen. Trotzdem ist nicht anzunehmen, daß Enns und Linz
etwa vom selben oder einem früheren Herrscher ein derartiges Privileg erhalten
haben, vielmehr dürften beide Städte diese Freiheiten auf dem Wege des Gewohn-
heitsrechtes erworben haben. Vorzugszölle und Mautfreiheiten werden ja bereits
in der Raffelstettener Zollordnung ca. 907 angeführt. Die Maut- u. Handelsfreiheiten
einzelner Orte ergeben sich vielmehr schon aus der territorialen Zugehörigkeit
von selbst; daher wurde z. B. Schärding im Jahre 1364 dem österreichischen
Gebiet angeschlossen; hatten doch auch die Bewohner von Neuburg am Inn im
Jahre 1338 alle Rechte und Freiheiten zu Wasser und zu Lande, wie sie die
Bürger der österreichischen Städte genossen, erhalten (Lamprecht Schärding 2,
S. 351); umgekehrt sind die auch später noch wirksamen Freiheiten der
Städte Steyr und Enns an den Mauten zu Rottenmann und Katzling in der Steier-
mark (1340 Aug. 10, Urkb. 6, S. 342; 1347 Mai 8, Urkb. 7, S. 19) eine Erinne-
rung daran, daß beide Orte früher zum Lande Steiermark gehörten. Ebenso blieb
dem Markte Ranna, nachdem er im Jahre 1289 unter die österreichische Landes-
hoheit gekommen war, durch das im Jahre 1309 von Herzog Friedrich erteilte
Privileg (s. S. 91, Anm. 82) d er bisherige wirtschaftliche und rechtliche Zu-
sammenhang mit der Umgebung erhalten. Schließlich weist die Tatsache, daß
zahlreiche Orte zwischen der Enns und Ybbs die gleichen Handelsrechte wie die
Städte ob der Enns besaßen (Aschbach hat Ennser Recht, Urk. c. 1277 Mai,
Font. Rer. Austr. 2. Abt. 31, S. 348, Ferschnitz erhält anläßlich der Markterhebung
am 7. April 1589 die gleichen Rechte wie andere Märkte ob der Enns, E. Frieß,
Volksglaube u. Brauchtum im Ybbstale, Unsere Heimat 3 [1930] S. 56 Anm. 2;
Ybbs Mautfreiheit und Venedigerstraße wie Städte ob der Enns, Priv. 1377
Mai 7, J. Chmel, Geschichtsforscher 1, S. 13; Wallsee Priv. 1368 Apr. 24, alle
Rechte und Freiheiten der Städte ob der Enns, Or. Schloßarchiv Wallsee) auf
die damalige Zugehörigkeit des Landstriches zwischen Ybbs und Enns zum
Lande ob der Enns hin (Zibermayr, Landesarchiv S. 40).
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Wortlaut des Freiheitsbriefes allein gibt uns darüber keine ver-
läßliche Auskunft. Die Kritik der Stadt- und Marktprivilegien wird
sich daher vornehmlich mit der genauen Überprüfung des Urkunden-
textes befassen. Die Frage nach der Echtheit der Privilegien-
urkunde, sowohl in Bezug auf ihre äußere Form, als auch ihrem In-
halte nach, kommt mit verschwindenden Ausnahmen97) für unsere
Untersuchungen nicht in Betracht, denn Fälschungen sind, schon
mit Rücksicht auf die verhältnismäßig späte Entstehungszeit der
Stadt- und Marktprivilegien, so gut wie ausgeschlossen.

Unrichtige Angaben in den Freiheitsbriefen müssen daher von
einem anderen Gesichtspunkt als dem der Fälschung untersucht
werden und sind nur aus dem mittelalterlichen Kanzleibrauch
zu erklären. Die Anregung zur Erteilung eines Privilegs durch den
Landesfürsten gaben selbstverständlich die an der Verleihung in-
teressierten Personen. Empfänger und Nutznießer eines Stadt- und
Marktprivilegs sind in erster Linie die Stadt oder der Markt selbst,
dann aber auch die Herrschaft. Die Bittsteller und auch die Art
ihres Ansuchens sind daher meistens ausführlich im Privileg ver-
merkt. Das schriftlich eingereichte Bittgesuch wurde oft in seinen
wesentlichen Grundzügen, manchmal sogar wörtlich, in den Text
des Freiheitsbriefes aufgenommen. Seltener dagegen sind die der
Ausstellung vorangehenden Vorakten erhalten geblieben98). Die
Bittsteller suchten ihre Absichten auch durch unrichtige Angaben
zu unterstützen und auch diese fanden in kritikloser Weise Auf-
nahme in die Urkunde. So wurde z. B. behauptet, daß bereits ein
Privileg vorhanden gewesen, jedoch beim letzten Brande zu Grunde
gegangen sei. Die Folge davon war, daß man in der landesfürst-
lichen Kanzlei eine tatsächliche Neuverleihung in Form einer Be-
stätigung stilisierte99). Ein solcher Vorgang war nur durch die man-
gelhafte Organisation der landesfürstlichen Kanzleien möglich;
fehlte es doch bis gegen 1560 an einer ordentlichen Registrierung
(s. S. 125) und auch späterhin war die Überprüfung nicht allzu genau,
so daß man gar nicht in der Lage war, festzustellen, ob und welche
Privilegien bereits ausgestellt worden waren. Statt dessen begnügte
man sich mit einer Anfrage bei den benachbarten Orten und Herr-
schaften, ob das behauptete Recht dem Herkommen entspreche.
Selbst bei Privilegienbestätigungen sind Änderungen des Textes
wahrzunehmen, welche entweder auf einer mißverständlichen Aus-
legung des oft vor sehr langer Zeit verliehenen Ursprungs-Privilegs

97) Gmunden, Sarmingstein, Waldhausen.
88) Das älteste Beispiel für Oberösterreich bietet das Marktbuch von Leon-

felden, wo die Vorakten für die Privilegienverleihung im Jahre 1485 abschriftlich
erhalten sind.

ß9) z. B. Putzleinsdorf 1579.
7*
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beruhen können, manchmal aber auch auf eine bewußte Beein-
flussung zurückzuführen sind. Insbesonders ließen die Herrschaften
im Laufe ihrer Versuche, die Untertanen möglichst zu unterdrücken
(nach den Bauernkriegen!), Umänderungen zu Gunsten ihrer Herr-
schaftsansprüche vornehmen. Eine systematische Umgestaltung
bzw. Aufhebung der Privilegien seitens der Landesfürsten erfolgte
erst im Zuge der Josefinischen Reformen.

Die weitaus wichtigste Tatsache für die Textgestaltung und um-
gekehrt die Deutung der Privilegien istjedoch die in den mittel-
alterlichen Kanzleien sehr stark angewendete formelhafte Ab-
fassung des Urkundenwortlautes. Die überaus mechanische Tex-
tierung beruhte zum Teil auf dem Vorurkundensystem, d. h. man
schrieb den Wortlaut der zur Bestätigung vorgelegten Urkunden
ganz genau ab, unterließ es aber manchmal, darauf eigens hinzu-
weisen. Auf diese Art wurde die Nachricht von einem Brande
immer wieder mitgeschleppt100), so daß man bei Betrachtung der
einzelnen, zu verschiedenen Zeiten ausgestellten Privilegien, den
Eindruck erhält, als hätte jedesmal unmittelbar vor der Ausstellung
der Urkunde ein Brand stattgefunden. Allerdings bietet uns anderer-
seits die formelhafte Abfassung der Urkunden wertvolle Auf-
schlüsse, weil wir dadurch in die Lage versetzt werden, verstüm-
melte Texte zu ergänzen und auch den Sinn des aus einer einzelnen
Urkunde nur schwer deutbaren Rechtsinhaltes zu erfassen101).

10°) z. B. in Vöcklabruck die Privilegien vom Jahre 1390, 1400, 1465 (Stadt-
archiv).

101) Bei Verfolgung bestimmter, öfter angewendeter Formeln ergeben sich
oft sehr interessante Zusammenhänge; wir können auf diese Weise ganze Pri-
vilegienfamilien aufstellen. Eine derartige Beobachtung gelingt uns z. B., wenn
wir alle jene Privilegien vergleichen, durch die einer Reihe von Orten die glei-
chen Rechte hinsichtlich des Handels „zu Wasser und zu Lande" verliehen wer-
den. Gerade in dieser Privilegiengruppe finden wir meist Hinweise auf die von
einem anderen Orte schon vorher innegehabten Privilegien (s. auch S. 98, Anm. 96).
Bezeichnenderweise folgt die Entwicklung dieser Formel den großen Flüssen,
z. B. der Traun, wo man folgende Gruppe aufstellen kann:

1. Gmunden (vor Lauffen, im Lauffener Privileg erwähnt).
2. Lauffen um 1290 (Verweis auf Gmunden).
3. Hallstatt 1311 (Verweis auf Gmunden).
4. Ischl 1392 (Verweis auf Hallstatt und Lauffen).
5. Leroch am Stadl (Verweis auf Lauffen und Hallstatt, s. S. 19 Anm. 8).

An der Donau findet sich folgende Gruppe:
1. Linz und Enns (kein Privileg, im Ottensheimer erwähnt).
2. Ottensheim 1228 (Verweis auf Linz und Enns).
3. Perg 1269 (Verweis auf Linz und Enns).
4. Auf ähnliche Ennser Rechte beziehen sich auch die Wochenmarktfreiheiten

für Königswiesen 1279 und Steyregg 1282. (betr. Aschbach in N.-ö. s. S.
98, Anm. 96.)
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Mit der Privilegienkritik (hinsichtlich der Richtigkeit der An-
gaben und der Deutung des Rechtsinhaltes) allein dürfen wir uns
jedoch nicht begnügen, wenn wir die praktischen Folgen einer
solchen Verleihung erkennen wollen. Daher ist es ebenso wichtig,
auch der tatsächlichen Auswirkung der Privilegien nach erfolgter
Verleihung nachzugehen. Schon bei der Untersuchung der Vorge-
schichte der Privilegienverleihung haben wir gesehen, daß als In-
teressenten nicht nur der Ort allein, sondern auch seine Herrschaft
in Betracht kommt. Die Frage, wer eigentlich der Besitzer des
Stadt- oder Marktprivilegs bzw. sein Nutznießer sein kann, ist
daher nicht ohne weiters zu Gunsten des Ortes allein zu beant-
worten. Vielmehr entstanden zwischen Stadt oder Markt einerseits
und der Herrschaft andererseits wiederholt erbitterte Streitigkeiten
um den Besitz der Privilegien102). Entscheidend für den Rechts-
anspruch auf den Besitz des Privilegs war auch der Umstand, daß
die oft sehr beträchtlichen Kosten für die Erlangung manchmal von
der Herrschaft allein aufgebracht wurden. So ist es erklärlich, daß
der Markt oder die Stadt erst aus zweiter Hand in den Besitz der
Freiheitsbriefe gelangte und zwar durch Kauf103).

Die Durchführung der in den Privilegien gewährten Rechts-
vorteile war ausschließlich Sache des Empfängers. Mit der Ver-
leihung allein war eben nur die Erlaubnis (Konzession) zur Aus-
übung bestimmter Rechte gegeben, nicht aber ihre tatsächliche An-
wendung gesichert. Nun konnte aber der Gebrauch der von den
Landesfürsten gewährten Freiheiten aus verschiedenen Gründen oft
nur schwer durchgesetzt werden. Dabei müssen wir uns stets vor
Augen halten, daß fast alle in den Privilegien gewährten Rechte,
auch die auf dem Gebiete der Verfassung und Verwaltung, im we-
sentlichen auf finanzielle und wirtschaftliche Vorteile hinausgingen.
Die praktische Durchführung war daher nicht nur von der besonde-
ren Wirtschaftslage des betreffenden Ortes104), sondern auch von
dem Machtverhältnis der verschiedenen Interessenten abhängig. Auf
wirtschaftlichem Gebiete waren es vielfach die Nachbarorte oder

1 0 2 ) Die Bürge r des Marktes Aigen ver langten berei ts zur Zeit der Bauern -
kr iege (ca. 1609) die Auslieferung der im Schlägler Stif tsarchive befindlichen P r i -
vilegien; im J a h r e 1786 richteten sie an den Kaiser ein Gesuch um unmit te lbare
Ertei lung einer Pr ivi legienbestät igung, welche damals tatsächlich zum ersten Male
erfolgte (Akten im Stiftsarchiv Schlägl). Auch konnte es, wie bei Windisch-
gars ten , vorkommen, daß ein Privi leg (Wochenmark t ) der Herrschaft verl iehen,
ein ande res ( Jahrmark t ) jedoch von den Mark tbewohnern selbst vom Landes -
fürsten erlangt wurde . Über die wei te re Auswirkung in archival ischer Hinsicht
siehe Sei te 123.

103) Auf diese Weise kam Schwanens tad t erst sieben Jah re später in den
Besitz seines Stadterhebungsprivilegs!

1M) Das gilt besonders für die Jahr- und Wochenmärkte; s. S. 116.
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Herrschaften, welche ihrer neuen Konkurrenz möglichst zu schaden
suchten. Bedeutend einflußreicher aber war die Stellungnahme der
eigenen Herrschaft. Wenn wir die in anderen Abschnitten gesam-
melten Erfahrungen zusammenfassen, so scheint es fast so, als ob
die seitens der Herrschaften gewährten Freiheiten bzw. Beschrän-
kungen für die ihnen untertänigen Orte maßgebender gewesen sind,
als etwa die landesfürstlichen Privilegien. Da nun die Herrschaften
selbst wieder in urkundlicher Form ihren Städten und Märkten
„Freiheiten" erteilten, so fragt es sich, inwieweit es berechtigt ist,
den Begriff Privileg ausschließlich auf die von den Landesfürsten
erteilten Vorrechte einzuschränken105). Immerhin hatten sich die
Landesfürsten seit jeher das Recht zur Verleihung von Jahr- und
Wochenmarkts-, Wappen- und besonders der Stadt- oder Markt-
erhebungs-Privilegien selbst vorbehalten106), so daß die wichtigsten
Rechtsgrundlagen unserer bürgerlichen Gemeinwesen doch stets
öffentlich-rechtlichen Charakter bewahrt haben.

War auch der Einfluß der Grundherrschaften noch so groß, die
tatsächliche Ausübung der in den Stadt- und Marktprivilegien ge-
währten Rechte konnte doch nur durch die betreffende Ortschaft,
besser gesagt ihre Einwohner, selbst besorgt werden107). Die Teil-
nahme der Herrschaft aus dem daraus erwachsenden Nutzgenuß
konnte nur eine indirekte sein, d. h. sie erfolgte entweder auf dem
Wege der Abgabenteilung oder Besteuerung.

Der Anteil der einzelnen Bewohner eines privilegierten Ortes
an den Vorrechten war kein gleichartiger, wie etwa heute jedem
Mitglied einer politischen Ortsgemeinde die gleichen staatsbürger-
lichen Rechte zustehen. Die Bewohner der Städte und Märkte waren
keine rechtlich einheitliche Masse, sondern sie teilten sich jeweils in
mehrere Klassen. Je kleiner der Ort war, umso geringer der Unter-
schied in der Bevölkerung, je größer um so differenzierter. Schon
innerhalb des zur Stadt oder zum Markt gehörigen Siedlungsbezirkes
wurde bei den befestigten Städten und Märkten zwischen den Be-

1 0 5 ) In einigen Orten wie z. B. Schwertberg vertraten die in Urkundenform
verliehenen herrschaftlichen Freiheiten mehr oder minder die Stelle landesfürst-
licher Privilegien. (Wurden wie z. B. bei Peuerbach die Freiheiten von einem reichs-
unmittelbaren Geschlechte, den Schaunbergern, verliehen, so kommt diesen Ur-
kunden ein ähnlicher Rang zu wie den landesfürstlichen Privilegien.)

1 0 6 ) Ein Beweis dafür ist auch das von den Landesfürsten in einzelnen Fällen
(z. B. St. Georgen a. G.) übertragene Recht .zur Weiterverleihung von Orts-
privilegien.

1 0 7 ) Allerdings kam es bei Markterhebungen (z. B. bei St. Florian) vor, daß
die Herrschaft auf gewisse wirtschaftliche Vorteile, wie das Schankrecht, welche
vor der Markterhebung ausschließlich von der Herrschaft selbst ausgeübt wurden,
nicht verzichten wollten (Akten im Marktarchiv St. Florian, jetzt Landesarchiv,
und Hofkammerarchiv Wien, n.-ö. Herrschaftsakten).
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wohnern, welche im umfriedeten Teil wohnten und den Vorstädtern
unterschieden108), welche nur geringen Anteil an den Privilegien,
etwa gleichen Gerichtstand und eingeschränkte Befugnis zu Handel
und Gewerbe besaßen. Umfaßte der Stadt- oder Marktburgfriede
neben der geschlossenen Siedlung noch ein größeres Stück Land
mit Bauernhöfen, so waren diese Bauern, auch Urbarer genannt,
gleichgiltig ob.der Ort befestigt war oder nicht, den eigentlichen
Bürgern keineswegs gleichgestellt109). Sie waren zwar der Markt-
verwaltung (Gericht und Steuern) untergeordnet, ohne jedoch die
Handels- und Gewerbefreiheit sowie das Selbstverwaltungsrecht
(Ratswahl) zu genießen.

Die Verbundenheit der gesamten Siedlung mit einem bestimmt
abgegrenzten Grund und Boden110) wirkte sich selbstverständlich
auch auf die Berechtigung der einzelnen Hausstätten bezw. ihre
Besitzer aus. Die vollen bürgerlichen Freiheiten ruhten auf einer
genau begrenzten Anzahl von Häusern111). Eine Erweiterung des
Kreises dieser „bürgerlichen" Häuser stieß daher immer auf
den Widerstand der bisher allein Berechtigten und konnte nur mit
ihrer Zustimmung oder auf Grund eines landesfürstlichen Privi-
legs vorgenommen werden112). Auch bei den einzelnen Wohn-

108) z. B. in Eferding und Peuerbach (Strnadt, Peuerbach S. 410—412), Rohr-
bach (Nösslböck, Rohrbach S. 22—24).

10D) z. B. Zeil b. Z. (Heimatbuch S. 47 u. 60).
110) S. S. 83. Wenn nicht überhaupt mit den Markterhebungsprivilegien auch

eine Burgfriedsverleihung verbunden war, so wurde doch oft die Ortslage näher
hervorgehoben (Kefermarkt 1479). Auch eine Verlegung der Siedlung bedurfte
eigens der Zustimmung des Landesfürsten (Kremsmünster 1489: ir dorff daselbs
zu Khrembsmünster, oder ob das umb sicherhait willen auf den perg dabey ge-
legen paut wurde). Die zu einem Orte gebauten Zusiedlungen blieben oft lange
noch eigene Rechtssubjekte (in Obernberg wurden zwei Märkte unterschieden,
Meindl 2, S. 43 ff.) und erst durch besondere Privilegien der alten Siedlung ange-
glichen (Haag a. H.). Gerade das umgekehrte Verhältnis finden wir dann vor,
wenn, wie dies bei Struden-Hößgang und Weyer-Gaflenz der Fall ist, zwei räum-
lich getrennte Siedlungen (Struden allerdings Überfuhr!) einen sozusagen gemein-
samen Marktcharakter besitzen (d. h. die Privilegien gelten für beide Orte).

U1) Außerhalb der bürgerlichen Gemeinde standen die meist dem Adel und
der Geistlichkeit gehörigen „Freihäuser", welche von den städtischen Steuern
befreit waren, dafür aber an den Privilegien gar keinen oder nur beschränkten
Anteil hatten.

112) In ihren Beschwerden gegen das Stift Schlägl (ca. 1609, Stiftsarchiv)
erklären die Bürger von Aigen, daß der Markt auf eine bestimmte Zahl von Häu-
sern privilegiert sei und eine Erweiterung der Freiheit nur dem Landesfürsten
zustehe. Auch die Bürger von Linz sträubten sich gegen eine geplante Stadt-
erweiterung (E. Straßmayr, Das Linzer Stadtbild, Heimatgaue 3 [1922] S. 75 f.).
Erweiterung des Marktes Zeil b. Z. im Jahre 1572 (Heimatbuch S. 56). Anläßlich
der Neu- oder Wiedererhebuhg des Marktwesens wurden oft von den Herrschaf-
ten die Anzahl der bürgerlichen Häuser auf eigene Kosten vermehrt (siehe die
Marktordnungen von Klam und Timelkam).
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statten unterschied man zwischen den größeren Häusern und den
„Häuseln", welch letztere nur eingeschränkte Rechte genossen.
Jene Stadt- oder Marktbewohner, die kein eigenes Haus besaßen,
sondern bei anderen zur Miete wohnten, hießen Inwohner oder In-
leute; ihr Anteil an den städtischen oder märktischen Privilegien
war sehr gering. Wie bereits erwähnt, war die Bevölkerung in
größeren Orten, z. B. in den landesfürstlichen Städten noch mehr
differenziert; man unterschied dort auch noch nach Berufsständen
zwischen den eigentlichen Bürgern (Kaufleuten) und den Hand-
werkern113). Eine von der übrigen Bewohnerschaft ganz ab-
gesonderte Schichte bildeten schließlich die Juden. Diese lebten
in eigenen Gemeinden in abgeschlossenen Stadtvierteln nach ihrem
besonderen Rechte. An den bürgerlichen Freiheiten hatten sie
keinen Anteil.

Die Beschränkung der Bürgerrechte auf eine bestimmte Anzahl von Häusern
ist heute noch bei den Rechtsnachfolgern der alten Bürgergemeinden, den Kom-
munen, erhalten geblieben. Auf dieselben Grundsätze sind die noch geltenden
„radizierten" Gewerbe zurückzuführen.

Die heutigen Anschauungen widersprechende Tatsache, daß der Nutzgenuß
der Gemeinderealitäten nur einer bestimmten Anzahl von Hausbesitzern vorbe-
halten war, beruht nicht etwa in einer Vorliebe des Mittelalters für privilegierte
Klassen, sondern ist vorwiegend auf rein wirtschaftliche Überlegungen zurück-
zuführen. Alle unsere Städte und Märkte waren (wenigstens zur Zeit ihrer An-
lage als Siedlung) agrarisch fundiert, d. h. die Bewohner fanden ihren Lebens-
unterhalt vornehmlich in der Landwirtschaft, während Handel und Gewerbe nur
nebenbei ausgeübt wurden. Die auf einer ziemlich primitiven Stufe stehende
Landwirtschaft mußte nun aber bei den geschlossenen Siedlungen nach einem
gemeinsamen Plane durchgeführt werden. Dazu zwang auch die bauliche An-
lage der Siedlung und die Verteilung der Gründe, welche, wie die in diesem
Jahrbuch gleichzeitig gebotene Studie über Leonfelden näher beweist, ebenfalls
nach ganz bestimmten Grundsätzen geregelt war. Ein ständiger Zuwachs von
neuen Teilhabern am Gemeindebesitz hätte die ganze Planwirtschaft der Sied-
lung zerstört und damit ihren Bestand gefährdet.

113) Infolge der außerordentlich großen Mannigfaltigkeit dieser Rechtsver-
hältnisse in den einzelnen Orten und zu verschiedenen Zeiten kann hier keine
eingehende Schilderung geboten werden.

Sogenannte Patrizier oder Erbbürger können, wenigstens als geschlossener
Stand, selbst in unseren größeren Städten nicht nachgewiesen werden. Lediglich
in Steyr wird im Jahre 1305 eine „gemain der ritter" genannt (Urkb. 4, S. 478).
Preuenhueber hat in seinen Annales Styrenses (gedr. 1740) eine Übersicht der
Steyrer „Geschlechter" geboten. Einzelne Zweige dieser rittermäßigen Familien
finden wir jedoch auch in anderen Städten ob der Enns. So gab es auch in
Linz Bürger, welche mit dem Titel „Herr" oder „erbar Ritter" bezeichnet wur-
den (s. SekkerF., Namenbuch von Linz, Heimatgaue 2 [1921] S. 103 f.). Die höhere
Rechtsstellung, etwa der Tungassinger in Linz, der Zinespan in Freistadt und
Enns ist besonders aus ihrer Bedeutung als Siegler von Urkunden zu ersehen.
Gewißheit über diese Fragen könnten nur eingehende Untersuchungen verschaffen.
Nach Preuenhueber (S. 9 u. 45) ist das Patriziat schon am Ausgange des Mittel-
alters verschwunden und hat sich am Lande als Kleinadel angesiedelt.
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Noch ein weiterer Faktor im Privilegienrecht ist zu besprechen,
nämlich die Geltungsdauer der Freiheitsbriefe. Sozusagen in der
Natur der Privilegien, insbesonders aber der Ortsprivilegien, ist die
„ewige" Giltigkeit ihrer Bestimmungen gegeben, denn es-läßt sich
nicht gut annehmen, daß eine Markterhebung nur einige Jahre oder
Jahrzehnte hätte gelten sollen, um dann zu erlöschen. Soferne also
nicht ausdrücklich gewisse Vorbehalte gemacht oder, wie dies bei
finanziellen Begünstigungen (Erlaubnis zur Einhebung einer Maut)
häufig ist, bestimmte zeitliche Grenzen gezogen wurden, ist eine stän-
dige Geltungsdauer anzunehmen. Immerhin war auch diese nur unter
gewissen Voraussetzungen in Rechtskraft. In Prozessen finden wir
stets die Ansicht, daß der immerwährende Gebrauch und der ruhige
Besitz des Rechtes erwiesen sein muß. Die ständigen immer wieder-
kehrenden Bestätigungen der Privilegien dagegen entstanden aus
einem anderen Grunde. Nach den Regeln des Lehensrechtes mußte
nämlich der Lehensträger (Besitzer einer Verleihung) nach jedem
Todfall seines Lehensherrn (des Landesfürsten) um Bestätigung
der innegehabten Rechte ansuchen; daher kommen also die in den
meisten Stadt- und Marktarchiven vorfindlichen reihenweisen Pri-
vilegienbestätigungen114). Die massenhaften Privilegienverleihungen
seit Ausgang des Mittelalters bezw. der spätere Erneuerungszwang
haben eine wesentliche Ursache in der ständigen Geldnot der Landes-
fürsten, denen die recht beträchtlichen Taxen eine erwünschte Auf-
füllung der Kassen brachten. Nur ausnahmsweise hoben die Landes-
fürsten Privilegien auf; dies geschah, wenn die Bewohnerschaft des
betreffenden Ortes durch Aufruhr oder Ungehorsam den Anspruch
auf die Freiheiten verwirkt hatte115), oder aber von der weiteren
Geltungsdauer eine schwere wirtschaftliche Schädigung anderer
Parteien zu befürchten war116). Die Josefinische Verfassungsreform
beseitigte nicht nur die „Ewigkeit" der alten Stadt- oder Markt-
privilegien, sondern diese wurden entweder überhaupt gänzlich auf-
gehoben oder doch sehr eingeschränkt; was dann noch überblieb,
waren nur mehr kümmerliche Reste.

114) Eine gesetzliche Erneuerungspflicht wurde besonders seit den Zeiten
Josefs I. (1705) näher geregelt (Codex Austriacus, suppl. Tom. 1, S. 485 und 516).

lls) Der Kammerguts-Markt Ischl ging aus diesem Grunde zweimal seiner
Privilegien verlustig, zuerst im Bauernkrieg 1602 (Kanzler S. 204) und dann im
bayerischen Erbfolgekrieg 1741 (C. Schraml, Das oberösterreichische Salzwesen
vom 16. bis 18. Jahrhundert [1932] S. 40, 483, 489).

116) Von der Aufhebung war der Windischgarstener Wochenmarkt deshalb
bedroht, weil er angeblich den steiermärkischen Eisenarbeitern die Lebensmittel
verteuerte (Akten v. 1574 im Marktarchiv, Landesarchiv). Im allgemeinen waren
die Salz- und Eisenniederlagsrechte am meisten der Gefahr einer Aufhebung aus-
gesetzt (Schraml, Salzwesen S. 486; betrifft die Maut in Lauffen).



106 Alfred Hoffmann,

8. D a s T a i d i n g und d i e S t a d t - und M a r k t b ü c h e r .

Unter der Bezeichnung Taiding, auch Ehaft oder Banntaiding,
Rügung und Weistum genannt, versteht man einen Wahrspruch, der
auf amtliche Anfrage von glaubwürdigen, rechtskundigen Männern
über das geltende Gewohnheitsrecht abgegeben wird117). Über die
inhaltliche Abgrenzung, welche Aufzeichnungen von Gewohnheits-
rechten unter die Taidinge oder Weistümer zu rechnen sind,
herrscht verschiedene Meinung. Der Verfasser hat sich dafür ent-
schieden, alle systematischen Aufzeichnungen über das gesamte
Rechtsleben einer städtischen oder märktischen Gemeinde einzu-
beziehen, daher wurden auch jene Rechtssatzungen, die in Privile-
gienform ausgestellt wurden, wie z. B. das Ennser Stadtrecht von
1212, aufgenommen. Ebenso wurden die Polizei- oder Marktord-
nungen der späteren Zeit eingereiht, und zwar aus der rein prak-
tischen Beobachtung, daß diese vielfach, wenn auch unter anderm
Titel, die Fortsetzung der alten Taidinge darstellen. Verändert hat
sich nur die Form der Aufzeichnung; an die Stelle der früheren
Rechtsweisung durch die Gemeindegenossen ist die obrigkeitliche
Verordnung getreten. Der Rechtsvorgang der Weisung selbst
wurde in dieser Arbeit nicht berücksichtigt; daher fanden auch die
Protokolle der Taidingversammlungen keine Aufnahme; diese sind
zwar sehr aufschlußreich für die mit der Zeit erfolgten Veränderun-
gen der einzelnen Taidingspunkte, geben aber nie eine Gesamt-
darstellung des Ortsbrauches. Wichtig für die Erkenntnis der Ent-
stehung einer Marktordnung sind die in wenigen Fällen noch erhal-
tenen Vorentwürfe118). In diesem Zusammenhange sei noch er-
wähnt, daß es noch andere Quellenarten gibt, aus denen wir einen
Einblick in das gesamte Rechtswesen eines Ortes gewinnen können.
Da sind insbesonders die Instruktionen, welche seitens der Herr-
schaft dem Richter und anderen Gemeindeorganen für die Aus-
übung ihres Amtes erteilt wurden, zu nennen; ebenso die sogenann-
ten Bürgervorhalte, das sind Weisungen der Herrschaft an die ge-
samte Bürgerschaft, welche meist bei den Taidingsversammlungen
oder bei den Richter- und Ratswahlen der Gemeinde übermittelt
wurden. Weiterhin kommen noch Verträge oder Rezesse mit der
Herrschaft, durch welche das gegenseitige Rechtsverhältnis ge-
regelt wurde, in Betracht. In Bayern finden wir außerdem noch
besondere Verordnungen für bestimmte Zweige der Verwaltung.

117) Die ve r sch iedenen Ansichten über den Begriff und die F o r m der W e i s -
tümer sind zusammengeste l l t bei E. Pa tze l t , Ents tehung und Charak te r der W e i s -
tümer in Öster re ich (1924) S. 27 ff.

118) Solche sind für den Markt Aurolzmünster aus der Zeit um 1560 erhal ten
geblieben (Marktarchiv, Landesarch iv) .
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Da die vorliegende Arbeit sich mit den Städten und Märkten
befaßt, werden nur jene Aufzeichnungen berücksichtigt, die sich auf
das Rechtsleben der städtischen oder märktischen Gemeinwesen
bezogen. Der Verfasser beabsichtigte mit der Aufnahme dieses Ab-
schnittes nur einen Hinweis auf die Existenz solcher Quellen und
keineswegs eine vollständige Angabe aller vorhandenen Taidinge.
Dort, wo eine größere Zahl von solchen Aufzeichnungen sich vor-
findet, sind daher in der Regel nur die ältesten Stücke erwähnt.
Eine vollständige Verzeichnung aller Taidinge ist nicht nur deshalb
unterlassen worden, weil es dem Verfasser gar nicht möglich war,
eine lückenlose Reihe zu geben, sondern vor allem mit Rücksicht
auf die von der Wiener Akademie der Wissenschaften vorbereitete
Ausgabe sämtlicher oberösterreichischer Weistümer.

Die Taidinge sind uns auf verschiedene Art überliefert. Sie fin-
den sich sowohl in einzelnen Stücken ausgefertigt, als auch in Hand-
schriften verschiedenen Inhaltes eingetragen. Häufig treffen wir
sie im Zusammenhange mit den Urbaren (Besitzstand und Einkünft-
verzeichnissen) der Herrschaften und Gemeinden; sonst auch noch
in den Stadt- oder Marktbüchern. Seltener wurden Taidinge ebenso
wie andere Privilegien von Landesfürsten in Urkundenform ver-
liehen oder bestätigt119), oder einzelne Taidingsartikel in andere.
Privilegien aufgenommen (Engelhartszêll).

Die Art der Überlieferung der Taidinge und Marktordnungen
hängt auch mit ihrer Entstehung zusammen. Über den Ursprung der
Taidinge herrscht in der rechtsgeschichtlichen Literatur eine ge-
teilte Meinung120). Während die einen in der Einrichtung der Tai-
dinge die Reste altgermanischer Volksrechte freier Leute sehen,
wird anderseits der grundherrschaftliche Ursprung der Weistümer
betont. Für die praktische Anwendung der Taidinge in der Orts-
geschichte, wo es sich nur um die besonderen Fragen der örtlichen
Selbstverwaltung und ihr Verhältnis zu Herrschaft und Land-
gericht handelt, ist die feststehende Tatsache zu beachten, daß in
jener Zeit, in der unsere Taidinghandschriften aufgezeichnet wur-
den, der grundherrschaftliche Einfluß sehr stark war. Wenn wir
uns die Frage nach dem Zweck und Inhalt der Weistümer bezw.
der späteren Markt- und Polizeiordnungen zuwenden, so kann uns
schon eine Untersuchung der Anlässe, aus denen die Aufzeichnung
erfolgte, einigen Aufschluß geben: Einerseits hängen sie mit der
Vermehrung der Ortsrechte, wie z. B. der Markterhebung121) oder

119) z.B. Neufelden, Wesenufer; die Bürger von Offenhausen-erwirkten einen
landesfürstlichen Befehl, daß ihnen anläßlich der Inventur bei der Herrschaft eine
beglaubigte Abschrift ihres Marktbuches zugestellt werde.

12°) Darüber eine Zusammenstellung bei Patzelt, Weistümer S. 5 ff.
121) Kematen, Schörfling, Vöcklamarkt, Waizenkirchen.
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der Verleihung eines landesfürstlichen Privilegs zusammen122), an-
derseits aber auch mit Veränderungen bei der Herrschaft, etwa der
Übernahme durch einen neuen Besitzer, oder auch als Schlußergeb-
nis von Streitigkeiten mit der Herrschaft oder dem herrschaftlichen
Pfleger123).

Den unmittelbarsten Einblick in den eigentlichen Zweck der
Taidinge und Marktordnungen aber erfahren wir am besten bei der
Beobachtung der Tatsache, daß diese wesentlich dazu dienten, das
Marktwesen als solches förmlich erst einzurichten124). Schon im
vorhergehenden Abschnitt (s. S. 101) haben wir gesehen, daß die
Verleihung von Privilegien wohl die Rechtsgrundlage für den Markt-
charakter eines Ortes gab, jedoch damit noch nicht die tatsächliche
Durchführung und der Gebrauch der verliehenen Rechte verbürgt
war ; auch konnte im umgekehrten Falle infolge ungünstiger Ver-
hältnisse (Kriege, Brand etc.) der Verlust des Marktcharakters ein-
getreten sein. In beiden Fällen, bei der Neueinrichtung oder auch
der Wiedererrichtung eines Ortes in seiner Eigenschaft als Markt
waren die Taidinge oder Marktordnungen von ganz wesentlicher
Bedeutung125). Die Marktordnungen waren also in erster Linie Or-
ganisationsstatute der Gemeinde, dann aber auch gleichzeitig eine
Art Vertragsurkunde zwischen Gemeinde und Herrschaft hin-
sichtlich der gegenseitigen Rechte und Pflichten. Während in den
älteren Taidingen mehr der Charakter des Gemeindestatuts vor-
herrscht, drängt sich in den jüngeren Marktordnungen immer mehr
das obrigkeitliche Aufsichtswesen durch, bis schließlich nur mehr
reine „Polizeiordnungen" übrig bleiben.

1 2 2 ) Aschach, Ebelsberg, Kirchdorf.
1 2 3 ) Mauthausen, Wolfsegg.
m ) Auch die in Form von Privilegien seitens der Landesfürsten erteilten

Taidinge sind m. E. (wenn nicht der Landesfürst selbst Herrschaftsinhaber war)
nur als Bestätigung bezw. Sicherung eines hergebrachten Rechtes anzusehen,
denn die direkte Verleihung eines Taidings war nicht Sache des Landesfürsten,
sondern der Herrschaft.

125) Folgende Beispiele mögen dies beweisen: Wimsbach war schon im
Jahre 1491 zum Markt erhoben worden. Die Marktordnung vom Jahre 1618 be-
richtet jedoch, daß die von Friedrich III. herrührenden Marktfreiheiten, welche
das Geschlecht der Aspan auf eigene Kosten erlangt, billigerweise in den Händen
der Herrschaft verblieben seien. Damit war auch die meiste Markthandlung
(= Selbstverwaltung) außer dem bürgerlichen Gewerbe und Handel und Namen
„gegen Hof" (= an die Herrschaft) gezogen worden. Erst durch die neue Markt-
ordnung erfolgte die Einrichtung des Marktes als selbstverwaltete Gemeinde.
Noch weniger unmittelbare Wirkung hatte das im Jahre 1512 durch Maximilian I.
erteilte Markterhebungsprivileg von Timelkam. Auch hier erfolgte erst mit der
Marktordnung vom Jahre 1611 die Abhaltung der Märkte, die Errichtung der
Gewerbe und der Selbstverwaltung. Auch der Markt Klam, welcher angeblich
schon im Jahre 1384 ein Privileg erhalten hatte, wurde durch die von Johann
Gottfried von Klam im Jahre 1636 erlassene Marktordnung neuerlich errichtet.



Die oberösterreichischen Städte und Märkte. 109

Die Taidinge waren nun nicht eine lediglich auf städtische und
märktische Gemeinden beschränkte Einrichtung, vielmehr sind sie
ihrem Wesen nach eine Rechtsform, die in der Hauptsache für
ländlich-agrarische Gemeinden bestimmt und im gesamten deut-
schen Rechtsgebiet verbreitet war. Daß auch für die bürgerlichen
Siedlungen dieselben Rechtsgrundsätze wie für die ländlichen Ge-
meinden galten, darf uns nicht wundern, denn die Märkte und klei-
neren Städte waren nicht reine Kaufmanns- und Gewerbesiedlun-
gen, sondern die Einwohner mußten sich nebstbei auch noch mit
der Landwirtschaft ernähren, waren also sogenannte Ackerbürger.
Der Inhalt und Wortlaut der Taidinge ist daher in den meisten Ar-
tikeln überall ganz ähnlich und nur jene wenigen Sätze, welche die
Selbstverwaltung durch Richter und Rat, die Handelsrechte und
das Verhältnis zwischen Herrschaft und Gemeinde betreffen, sind
für den einzelnen Ort besonders. Daß auch hier, vorzüglich inner-
halb derselben Herrschaft, große Ähnlichkeiten vorkommen, wird
wohl bereits aus den vorhergegangenen Ausführungen verständlich
sein. Diese gemeinsame agrarische Grundlage des bürgerlichen und
bäuerlichen Taidingswesens macht es auch erklärlich, daß in jenen
bürgerlichen Siedlungen, die sich ihrer Rechtsstellung nach nicht
viel von ihrer Umgebung abhoben, gar kein eigenes Taiding aufge-
stellt wurde, sondern ein gemeinsames Taiding für ein ganzes Amt,
eine Pfarre oder Landgericht einschließlich des darin gelegenen'
Marktes galt. Für die praktische Anwendung dieser Beobachtung
in dem schematischen Teil dieser Arbeit ergaben sich allerdings
manche Schwierigkeiten. Um jedoch Irrtümer zu vermeiden, wur-
den nur solche für ein größeres Gebiet geltende Taidinge aufgenom-
men, bei denen die Anwendung auch für den Marktort bestimmt
nachzuweisen war. Selbstverständlich kam es auch vor, daß meh-
rere unter eine Herrschaft gehörige Märkte ein gemeinsames Tai-
ding besaßen.

Für die Geltungsdauer und Rechtskraft der Taidinge war vor
allem das Machtverhältnis zwischen Gemeinde und Herrschaft maß-
gebend. Es ist daher nicht unwichtig, zu wissen, wer die Aufzeich-
nung des Taidings vornehmen ließ. Von den Gemeinden selbst
wurde unterschieden, ob das Taiding seitens der Gemeinde aus ei-
genem Antrieb niedergeschrieben wurde oder seine Entstehung einer
Verordnung der Herrschaft verdankt. Leider gibt uns die Form der
Aufschreibung keine besonderen Aufschlüsse. Gerade bei der Unter-
suchung der formalen Aufzeichnung und Beglaubigung der Taidinge
stoßen wir überhaupt auf Schwierigkeiten, jene Begriffe, welche
uns sonst für Urkunden geläufig sind, anzuwenden. Die ganz ver-
schiedenen äußeren Formen, in welchen die Taidinge überliefert
sind, lassen nur schwer zwischen einem „Original" und einer „Ab-
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schrift" unterscheiden. Seitens der Behörden wurde zwar manch-
mal zwischen gefertigten (d. h. von einer dazu befugten Stelle be-
siegelten) Ordnungen und jenen, welche einer Beglaubigung erman-
gelten, unterschieden; nicht gefertigte Taidinge galten als minder
glaubwürdig. In der Regel waren die seitens der Herrschaften er-
teilten oder doch redigierten Taidinge gefertigt, während die auto-
nomen Aufzeichnungen der Gemeinden eines solchen Schutzes ent-
behrten. Die behördliche Forderung nach einer Beglaubigung der
Taidinge war also eine offensichtliche Begünstigung der herrschaft-
lichen Interessen und insoferne nicht unwichtig, als die Herrschaften
wiederholt bestrebt waren, die älteren Taidinge, welche noch grö-
ßere Freiheiten gewährten, abzuändern und an ihre Stelle obrigkeit-
liche Verordnungen zu setzen. Erst die Theresianisch-Josefinischen
Reformen brachten auch auf dem Gebiete der Taidinge allgemeine
und grundlegende Änderungen. Mit der Abschaffung oder Umgestal-
tung der bürgerlichen Selbstverwaltungskörper verloren die alten
Taidinge und Polizeiordnungen ihre Giltigkeit. Dagegen blieb an
vielen Orten die Einrichtung der Taidingsversammlung bis in die
neueste Zeit erhalten, ja in manchen Märkten wird heute noch die
jährliche Vollversammlung der alten Bürgergemeinde, d. h. der
Marktkommune, am Tage der früheren Taidinge abgehalten und
auch die Bezeichnung Taiding hat sich, wenn auch in etwas ver-
änderter Form, noch erhalten.

Die Aufnahme der Stadt- und Marktbücher in den Hauptteil
rechtfertigt sich nicht nur durch den unmittelbaren Zusammenhang,
in dem sie vielfach mit den Weistümern stehen, sondern auch darin,
daß sie eine Quellengattung darstellen, die unter den anderen Be-
ständen der Stadt- und Marktarchive eine besondere Stelle einnimmt.
Unter dem Titel Stadt- und Marktbuch werden in den einzelnen
Orten die verschiedensten Arten von Handschriften verstanden.
So werden z. B. manchmal die Taidinge oder Marktordnungen allein
schon mit dem Namen Marktbuch bezeichnet, meist aber sind
darunter jene Handschriften gemeint, in denen außer dem Taiding
auch noch die ältesten und wichtigsten Privilegien, öfter auch
noch das Verzeichnis der zu den Bürgerhäusern gehörigen Güter
(Urbar) aufgenommen ist. Bei dieser Art von Stadt- oder Markt-
büchern ist das Taiding immer die Hauptsache und gilt daher be-
züglich der Entstehungsursache und Zweck dasselbe, was über die
Weistümer bereits gebracht wurde. Andere Stadt- und Marktbücher
würden am besten als Privilegienkopialbücher bezeichnet, weil sie
sämtlich bis zur Verfertigung der Handschrift erteilte Privilegien
enthalten (Enns). Eine weitere Art verdanken wir dem geschicht-
lichen Sinn der Bürger; sie bringen Notizen über verschiedene Er-
eignisse, sind also gewissermaßen Chroniken (Hofkirchen). Einen
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ganz anderen Zweck verfolgen jene Stadt- und Marktbücher, die
wie unsere heutigen Grundbücher die Veränderungen des liegenden
Besitzes in der Gemeinde festhalten. Diese privatrechtlichen Stadt-
bücher entstanden Ende desl4.126) und besonders anfangs des 16. Jahr-
hunderts, als die Landesfürsten das schriftliche Verfahren im Ge-
richtswesen einzuführen versuchten127); bei Märkten kann auch ein
Zusammenhang mit der durch eine Markterhebung erworbenen nie-
deren Gerichtsbarkeit bestehen (Neukirchen a. W.). Auch sonstige
bei den städtischen Behörden geführte Bücher wie Rats- und. Ver-
hörsprotokolle wurden gelegentlich mit dem Namen Stadt- oder
Marktbuch bezeichnet (Ried). Mit diesem Titel wurden schließlich
auch noch jene Art von Privilegienbestätigungen versehen, welche
sonst als „Pancharten" (Gesamturkunden) bekannt sind. Diese sind
nichts anderes wie ein einzige . große Urkunde (Privilegien-
bestätigung), in welcher alle von den früheren Landesfürsten
verliehenen Privilegien in ihrem vollen Wortlaut eingeschlossen
wurden. Der übermäßig lange Text konnte auf einem einzigen Per-
gamentblatt keinen Platz finden, weshalb die Buchform gewählt
weiden mußte. Diese äußere Form sowie die Tatsache, daß sie in-
haltlich auf dasselbe hinausliefen, wie die schon erwähnten Privi-
legienkopialbücher (nur mit dem Unterschiede, daß erstere von der
Stadt- oder Marktbehörde selbst angefertigt, letztere aber von
der landesfürstlichen Kanzlei ausgestellt wurden), gab zur Ver-
wendung des Titels Stadtbuch den Anlaß, wozu übrigens auch die
oft ziemlich prunkvolle Ausstattung das Ihre beigetragen haben mag
(Wels). .

9. Die Jahr - , W o c h e n - und S p e z i a l m ä r k t e .

Schon die Tatsache, daß die Siedlungen, in welchen Märkte ab-
gehalten wurden, darnach bezeichnet wurden, zeigt ihre grund-
legende Bedeutung für die bürgerlichen Siedlungen. Die praktische
Durchführung der Angaben über die Märkte (im schematischen
Hauptteil) mußte sich darauf beschränken, nur jeweils die ältesten
Nachweise für die einzelnen Arten derselben zu geben, während
später erfolgte Änderungen nicht berücksichtigt werden konnten;
die außerordentlichen Schwankungen, denen das Marktwesen

m ) So richtete Herzog Albrecht IV. am 2. April 1372 an die" Stadt Enns
den Befehl „daz ir furbaz in ewerm rate ein puech habt", wo die Grundverkäufe
etc. eingetragen werden sollen (Urkb. 8, S. 584); das heute dort aufbewahrte
».Stadtbuch" hat einen anderen Inhalt (s. oben).

127) Im Gmundner Stadtbuch ist ein derartiger Befehl Friedrichs III. vom
2. April 1490 als Einleitung vorangestellt; ebenso fand er im Ennser Stadtbuch
Aufnahme (gedr. bei K. Oberleitner, Die Stadt Enns im Mittelalter, Arch. f. österr.
Gesch. 27 [1861] S. 157).
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(= Jahr- und Wochenmarktwesen) seit jeher unterlag, ließ es von
vorneherein als unmöglich erscheinen, irgendwie eine Vollständigkeit
zu erzielen. Weitere Schwierigkeiten bereitet auch die Art, in wel-
cher uns die Nachrichten über die Märkte überliefert sind. Die vor-
liegenden Angaben stützen sich in erster Linie auf die Verleihungen
zur Abhaltung von Märkten, wie sie in den landesfürstlichen Privi-
legien erteilt wurden. Wie wir jedoch noch sehen werden, ver-
danken durchaus nicht alle Märkte einem landesfürstlichen Privileg
ihre Entstehung und so müssen wir oft noch andere Quellen heran-
ziehen, unter welchen vorzüglich die Taidinge und Marktordnungen
zu erwähnen sind. Auch die seit der zweiten Hälfte des 18. Jahr-
hunderts auftretenden Veränderungen hinsichtlich der rechtlichen
Bedeutung der landesfürstlichen Jahr- und Wochenmarktsprivi-
legien, das Anschwellen der Zahl solcher Verleihungen und die
durch die bescheidene äußere Form der Beurkundung bedingte
mangelhafte archivalische Überlieferung tragen sehr dazu bei, daß
seit dieser Zeit es nur mehr auf dem Wege der ortsgeschichtlichen
Spezialforschung möglich wäre, eine lückenlose Reihe herzu-
stellen. Eine für die neuere Zeit sehr aufschlußreiche und wichtige
Quelle sind die Amtskalender und Schematismen, welche seit An-
fang des 19. Jahrhunderts (c. 1807) sämtliche im Lande ob der Enns in
Gebrauch stehenden Jahrmärkte, später auch teilweise die Wochen-
märkte, verzeichnen. Vereinzelte solche Zusammenstellungen sind
auch schon in Kalendern des 17. Iahrhunderts zu finden128).

Die beiden wichtigsten Arten der Märkte sind der Wochenmarkt
und der Jahrmarkt. Während bei diesen beiden Märkten eine Be-
schränkung auf bestimmte Waren nicht stattfand, gab es auch noch
Märkte, auf denen nur eine oder einige genau bezeichnete Sorten
gehandelt wurden; solche werden daher als Spezialmärkte bezeich-
net. Die Wochenmärkte waren, wie ja heute noch, hauptsächlich
Lebensmittelmärkte. Entweder hatten sie die Aufgabe, den Markt
oder die Stadt allein mit Eßwaren zu versorgen, oder es war damit
auch ein Großmarkt für Auswärtige verbunden; dementsprechend
war auch die wirtschaftliche Bedeutung in den einzelnen Orten und
auch dort wieder im Wandel der Zeiten eine ganz verschiedene.
Die Jahrmärkte dagegen sind meist für den Handel mit gewerb-
lichen Erzeugnissen bestimmt, dienen überhaupt mehr dazu, auch

m ) Die ältesten mir derzeit bekannten Kalender, welche eine Zusammen-
stellung der Jahrmärkte im Lande ob der Enns bringen, sind der „New und alter
Schreib Calender . . . mit sondern fleiß auf deß Landt Oesterreich ob der Ennß
und dessen angräntzenden Landen Meridianum gestelt, durch Danielem Körner
Phyl. et. Med. Doctor und einer löbl. Landschafft Oesterreich ob der Ennß be-
stelltem Physicum zur Freystatt. Gedruckt zu Lintz, bey Gregory Kürner sei.
Erben" aus den Jahren 1664, 1665, 1666 (Landesarchiv, Weinberger Archivalien).
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fremde Kaufleute zu veranlassen, ihre Produkte feilzubieten oder
im Großhandel einheimische Waren einzukaufen. Die Unterschiede
bei den Jahrmärkten sind noch viel größer als bei den Wochen-
märkten, denn hier finden wir in unserem Lande alle Stufen ver-
treten, vom bescheidenen Kirchtag mit seinen Kramereien angefan-
gen bis zur internationalen Messe129). Eine im allgemeinen viel ge-
ringere Rolle spielt die dritte Art der Märkte, die Spezialmärkte,
und zwar deshalb, weil sie seltener selbständig zu eigenen Zeit-
punkten als vielmehr vor oder nach einem Jahr- oder Wochenmarkt
abgehalten wurden; bei ihnen ist es deshalb ganz besonders schwer,
einen schriftlichen Nachweis zu erbringen130), da sie sich aus der
besonderen wirtschaftlichen Betätigung eines Ortes oder seiner
Umgebung von selbst entwickelt haben.

Wenn wir nun im folgenden der Entstehung und der rechtlichen
Herkunft des Marktwesens unsere nähere Betrachtung zuwenden
wollen, so wird es am besten sein, der einfachsten Form der Märkte,
dem Kirchtag, unsere Aufmerksamkeit zu schenken. Schon der
Name Kirchtag zeigt, daß es sich, wenigstens ursprünglich, um ein
kirchliches Fest handelte, und zwar um die jährlich wiederkehrende
Feier der Kirchweihe oder auch um den Festtag des Schutz-
heiligen der Kirche. Der zahlreiche Besuch solcher Kirchtage durch
die Bevölkerung bildete seit jeher einen Anlaß für Krämer und
Kaufleute, ihre Waren bei dieser Gelegenheit feilzubieten131).
Ebenso wie bei der Erwerbung des Stadt- und Marktcharakters
(s. S. 15) können wir also auch hier eine allmähliche Entwicklung
feststellen. Noch eine Reihe anderer Beobachtungen zeigen uns, daß
nicht alle Jahr- und Wochenmärkte erst auf Grund eines landes-
fürstlichen Privilegs entstanden sind. So sind gerade für viele grö-
ßere Orte (Linz) vor dem 14. Jahrhundert gar keine Marktprivilegien
nachweisbar und doch ist es so gut wie sicher, daß auch dort schon
vor der Erteilung von Privilegien Märkte abgehalten wurden, zu-

129) Den Rang von Messen ha t t en die be iden Linzer Märk te zu Bar tho lomäi
und Ostern, sowie der Pauli-Markt zu Freistadt.

130) Eigene Pr ivi legien erhie l ten: Altheim 1634, Gr ieski rchen 1564, P e u e r b a c h
1643 und Waizenk i rchen 1686.

131) Die Pfarreinteilung, d.h. die Tatsache, ob ein Ort der Sitz einer Pfarre war,
konnte daher auch für seine wirtschaftliche Bedeutung ausschlaggebend werden.
Für den oft sehr engen Zusammenhang zwischen der kirchlichen Entwicklung mit
dem Wirtschaftsleben bildet Perg ein gutes Beispiel: dort erfolgte gleichzeitig
mit der Errichtung der Pfarre (1524) auch die Abwanderung (Kauf) eines Jahr-
marktes aus der Mutterpfarre Naarn. Auf die starke Konkurrenz, welche die
Kirchtage auf den Landpfarren den Städten bereiteten, wiesen schon deren Be-
schwerden vom Jahre 1415 hin (s. S. 91, Anm. 83). Ein besonders reger Kirchen-
besuch, wie er vorzüglich mit den Wallfahrten gegeben war, konnte schließlich
.zur Erwerbung des Marktcharakters führen; so bei St. Wolfgang und Kefermarkt.

Jahrbuch des Oberösterreichischen Musealvereines. 84. Band. 8
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mal doch viel kleinere Siedlungen schon seit Mitte des 13. Jahr-
hunderts Marktprivilegien besaßen. Auffallend ist weiterhin, daß die
in den landesfürstlichen Jahrmarktsprivilegien bewilligten Termine
oft genau mit dem Kirchweihfest irgend einer Ortskirche (Pfarre
oder Kloster) zusammenfallen und so ganz augenscheinlich an einen
althergebrachten Kirchtag anknüpfen132). Die außerordentlich große
Anzahl von Jahr- und Wochenmärkten, wie sie bei manchen Orten
im 18. Jahrhundert ersichtlich ist (Dimbach), kann auch nicht mit
landesfürstlichen Verleihungen erklärt werden, denn die Landes-
fürsten haben nie für einen einzigen Ort ganze Reihen von Märkten
bewilligt. Schließlich sind vielfach nur in Marktordnungen oder gar
in Kalendern allein Belege für die Abhaltung von Märkten zu finden,
wo überhaupt viel mehr Jahr- und Wochenmärkte verzeichnet wur-
den, als durch Privilegien nachgewiesen werden können. Neben der
allmählichen Entstehung der Märkte, welche sich mehr oder minder
aus der wirtschaftlichen Lage etc. des Ortes von selbst ergab133),
kommt auch noch (ganz wie bei der Erwerbung des Stadt- und
Marktcharakters) die Gründung von Märkten durch die Herrschaften
in Betracht: Wurde doch in dem „Tractatus de juribus incorporabi-
libus"134),. der Ortsobrigkeit ausdrücklich das Recht zur Abhaltung
der Kirchtage und Einhebung des Standgeldes zugesprochen135).
Direkte Nachrichten über rein grundherrschaftliche Einführung
von Märkten sind allerdings nur wenige überliefert136), und zwar
begreiflicherweise meist nur dann, wenn darüber mit Nachbar-
parteien ein Streit entstand, der von den landesfürstlichen Behörden

1 3 2 ) Ein grundsätzlicher Unterschied zwischen Jahrmärkten und Kirchtagen
bestand anscheinend nicht. Allerdings wurde, obwohl auch die Landesfürsten in
ihren Privilegien Kirchtage verliehen oder bestätigten (z. B. für Klam, Münzbach,
Neumarkt i. M., Wesenufer), doch meistens die Bezeichnung. Kirchtag im
Gegensatz zum Jahrmarkt in dem Sinne gebraucht, daß als Kirchtag die nicht
privilegierten, als Jahrmärkte die privilegierten „gefreiten" Märkte bezeichnet
wurden (im Markterhebungsprivileg von Frankenburg 1621 werden an Stelle der
früheren Kirchtage Jahrmärkte verliehen). Auch die Dauer der Marktzeit mag für
die Unterscheidung eine gewisse Rolle gespielt haben; die Kirchtage erstreckten
sich gewöhnlich nur auf einige Tage, die Jahrmärkte dagegen meistens auf
2—4 Wochen. Trotzdem übertrafen in wirtschaftlicher Hinsicht manche ländliche
Kirchtage die städtischen Jahrmärkte, sonst hätte nicht z. B. Friedrich III. die
Kirchtage von Oberregau und Pichlwang im Jahre 1489 nach Vöcklabruck ver-
legt, um den Handel dieser Stadt zu heben (Abschr. Stadtarchiv Vöcklabruck).

1 3 3 ) So entstanden, wie bereits (S. 113) erwähnt, die meisten Spezialmärkte.
134) aus dem J a h r e 1679, C o d e x Aus t r i acus 1, S. 586.
135) Übe r den Einfluß der Landger i ch t s inhabe r auf die Besch ickung der

Märkte s iehe auße r dem auf S. 115, Anm. 137 geb rach ten Beispiel auch noch S. 79
Anm. 28. . . .

136) Die Märkte in Wei te r s fe lden en t s t anden infolge der von A d a m ,v. H o -
heneck im Jahre. 1733 errichteten Marktordnung.
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entschieden werden mußte137). Immerhin ist es aber auch auffallend,
daß Jahrmärkte durch Kauf von einer Herrschaft an einen Markt
übergehen konnten138) und Ferdinand III. den Grafen von Weissen-
wolff ein Privileg erteilte, demzufolge sie in ihrem Herrschafts-
gebiete nach eigenem Gutdünken Jahr- und Wochenmärkte errichten
konnten (St. Georgen a. G.).

Die letztangeführten Beispiele zeigen jedoch auch, daß trotz
aller herrschaftlichen Rechte die landesfürstliche Privilegisierung
eines Jahr- oder Wochenmarktes ihre eigene Bedeutung hatte.
Das Wesen der landesfürstlichen Marktprivilegien bestand anschei-
nend weniger in der Erlaubnis (Konzession) zur Abhaltung eines
Marktes, als vielmehr in dem besonderen Rechtsschutze, der damit
erteilt wurde. Die in einem landesfürstlichen Privileg bewilligten
Märkte standen nämlich unter „fürstlicher Freiung"139). Diese fürst-
liche Freiung, auch Marktbann oder Marktfriede genannt, sicherte
nicht nur den zu und vom Markte Reisenden den Schutz des Landes-
fürsten, sondern wirkte sich auch während der Marktzeit selbst
darin aus, daß innerhalb des Marktplatzes eigenes Recht und ein
eigenes Gericht, das „Marktbericht140) herrschten. Die „Freiung"
wurde ein- und ausgeläutet; als äußeres Zeichen wurde am Markt-
platze während der gefreiten Marktzeit ein hölzernes Schwert, eine
Fahne oder ein auf eine Stange gesteckter Hut aufgestellt.

Die Wirkung der landesfürstlichen Privilegien, welche das
Recht zur Abhaltung eines Marktes mit fürstlicher Freiung verlie-
hen, ging jedoch in vielen Fällen noch über die unmittelbare be-
sondere Begünstigung des Marktplatzes während der Marktzeit hin-
aus. Aus der nur zeitweiligen Marktfreiung entwickelte sich ein

1 3 7 ) Die Herrschaft Wartenburg „publizierte" eigenmächtig im Jahre 1615
in Timelkam einen Wochenmarkt und zwang vermöge ihrer Landgerichtshoheit
ihre Untertanen zum Besuch dieses Marktes; trotzdem die Stadt Vöcklabruck
heftig dagegen protestierte, gab Ferdinand III. im Jahre 1647 durch Erteilung
eines Privilegs seine Zustimmung (Hofkammerarchiv Wien, n. ö. Herrschafts-
akten).

138) Im Jah re 1524 verkaufte Julius Graf zu Hardegg den J a h r m a r k t zu
Naarn mit Zust immung Ferd inand I. an den Markt P e r g (S t raßmayr , Archiv der
Marktkommune P e r g S. 13, 14, 22).

139) Ein Bewei s dafür ist, daß auch die Fre iung allein erteilt w u r d e ; so ve r -
lieh Herzog Albrecht III. am 20. Sept . 1382 dem Stifte Kremsmünster folgendes
Pr iv i leg : . . . . daselbs zu Kremsmüns te r ain ewige freyung gegeben haben . . . .
also s w e r in den vier feirtagen ze Phingsten, an sand Agapiten abend und an
seinem tag und auch an Sygmundes tag dahin chumpt, in kir ichvertn mit seiner
k ramerey , oder in ander w e g . . . . daz der die vorgenanten tag freyung . . . .
umb all e rber sachen haben und niezzen sol. (Or. Stiftsarchiv Kremsmünster . )
Die im Markterhebungsprivi leg von Kremsmüns te r (1489) verl iehenen J a h r m ä r k t e
wurden für Pfingsten und Agapiti fes tgesetz t !

140) Dieses „Markf ' -Ger ich t w u r d e auch in S täd ten abgehalten und ist nicht
zu ve rwechse ln mit dem ständigen Niedergericht eines Marktor tes .
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ständiges Niedergericht (Burgfriedsrecht, s. S. 83); die wichtigste
Folge bestand jedoch darin, daß mit der Erlangung eines solchen
Privilegs meist auch die Erwerbung des Marktcharakters überhaupt
verbunden war141). In diesem Zusammenhange ist noch hervorzu-
heben, daß es hauptsächlich das Recht zur Abhaltung eines Wochen-
marktes war, welches einem Orte zur Erwerbung des Markt-
charakters verhalf. Die besondere Bedeutung des Wochenmarktes
wird uns auch durchaus verständlich, wenn wir uns vor Augen
halten, daß Jahrmärkte bezw. Kirchtage auch in rein ländlichen
Orten abgehalten werden konnten, während es (wenigsten im Lande
ob der Enns) kein Dorf gab, auf dem Wochenmärkte abgehalten
werden konnten. Ob mit der Erwerbung, des Marktcharakters
(Markterhebung) im umgekehrten Falle auch das Recht zur Abhal-
tung von Jahr- und Wochenmärkten verbunden war, läßt sich nicht
genau feststellen, denn es herrschte diesbezüglich bei den landes-
fürstlichen Behörden nicht immer die gleiche Ansicht142). In der
Regel wurden allerdings schon in der Markterhebungsurkunde auch
gleich ein oder mehrere Jahr- und Wochenmärkte verliehen; in
anderen Markterhebungsurkunden ist wieder davon nichts zu lesen.
Bei einer ganzen Reihe von Marktorten können wir überhaupt keine
Jahr- oder Wochenmärkte feststellen ; ja es ist schon aus rein wirt-
schaftlichen Erwägungen verständlich, wenn in räumlich eng-
begrenzten Schiffersiedlungen wie z. B. St. Nikola, Struden und
Lauffen (welche zudem noch in unmittelbarer Nähe anderer Markt-
orte lagen), gar kein Versuch unternommen wurde, Märkte abzu-
halten. Die Jahr- und Wochenmärkte waren zwar ein sehr wich-
tiges, aber für den bürgerlichen Charakter einer Siedlung nicht
immer ausschlaggebendes Element. Das konnten sie schon deshalb
nicht sein, weil sie in ihrer praktischen Auswirkung doch in erster
Linie von den wirtschaftlichen Verhältnissen eines Ortes abhängig
waren. Daraus ergibt sich auch ihre außerordentlich starke Wandel-
barkeit; nirgends wird uns die Eigenschaft der landesfürstlichen
Privilegien als bloßer Konzessionen, welche erst noch in Wirklich-
keit umzusetzen sind (s. S. 101), deutlicher als bei den Markt-
bewilligungen.

In die Zeit, welche mit den bürgerlichen Vorrechten aufräumte,
fällt auch die gänzliche Trennung des Rechtes zur Abhaltung eines

141) s. S. 87 im Lande ob der Enns wurden , wenigs tens bis zur Josefinischen
Zeit, alle Or te , welche ein Privi leg zur Abhal tung eines Marktes besaßen, früher
oder später als Marktort genannt.

1 4 2 ) Als die Stadt Vöcklabruck gegen den von der Herrschaft Wartenburg
eigenmächtig in Timelkam errichteten Wochenmarkt Beschwerde erhob, lautete
das Gutachten der n. ö. Regierung, daß mit dem Markterhebungsprivileg auch
bereits das Recht zur Abhaltung von Märkten inbegriffen sei (s.S. 115, Anm. 137).
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Jahr- oder Wochenmarktes von der rechtlichen Eigenschaft des
Ortes, sei es nun Stadt oder Markt. Seit den Josefinischen Reformen
wurden Marktprivilegien auch an Orte verliehen, welche nicht den
Markt- oder Stadtcharakter besaßen und umgekehrt hatte eine
solche Verleihung nicht mehr die Erwerbung des Marktcharakters
zur Folge. Die Marktbewilligungen galten von nun an als rein wirt-
schaftliche, gewerbliche Konzession, welche sonst keinerlei recht-
liche Folgen nach sich zog. Auch äußerlich kann man die Verände-
rung dadurch wahrnehmen, daß die Jahr- und Wochenmarktsfrei-
heiten nicht mehr ausschließlich durch ein feierliches landesfürst-
liches Privileg verliehen werden konnten, sondern auch ein in ein-
fachen Formen ausgestelltes Dekret der politischen Behörde (Kreis-
amt, Landesregierung) genügte. Mit dem Ende des Privilegien-
rechtes (1848) ist die Bewilligung zur Abhaltung von Märkten gänz-
lich an die politischen Behörden übergegangen und blieb nur mehr
die Veränderung des Ortscharakters (Stadt- und Markterhebung)
dem Landesfürsten vorbehalten und wurde demgemäß auch durch
eine in feierlicher Form abgefaßte Urkunde vollzogen.

Wenn wir auch in den vorhergegangenen Ausführungen einen
grundherrschaftlichen Einfluß auf dem Gebiete des Marktwesens
feststellen konnten, so war dieser doch nur lokaler Art, d. h. die
Herrschaft konnte nur für ihren eigenen Machtbereich derartige Ver-
fügungen treffen. Die allgemeine Regelung des Marktwesens und
des Handels im Lande war immer Sache des Landesfürsten, dem
auch der Ausgleich der verschiedenen Ansprüche und die Wahrung
älterer Rechte oblag. Die vor Erteilung eines Privilegs gepflogenen
Erhebungen und Rundfragen bei den Nachbarparteien wurden vor-
züglich bei Verleihung von Jahr- und Wochenmärkten angewendet.
Mit dem stets dichter werdenden Netze von Märkten, welches sich
über das Land ausbreitete, nahmen auch die Konflikte zu, sodaß
eigenmächtige Errichtungen von Märkten durch die Herrschaften
.immer weniger auf Erfolg hoffen konnten, da in einem Streitfalle
immer die mit Privilegien versehene Partei den Vorzug gewann.

Zum Schlüsse sei noch darauf hingewiesen, daß die Märkte auch
in der allgemeinen Wirtschaftspolitik der Landesfürsten eine gewisse
Rolle spielten. So bestrebten sich die österreichischen Landes-
fürsten, die Einfuhr bayerischen Garnes nach Österreich dadurch
zu beschränken, daß sie nach Kräften die Abhaltung von Garn-
märkten im Hausruck knapp an der Grenze förderten. Ebenso suchte
man in der Inlandswirtschaft die Gestaltung der Preise und der
Lebensmittelversorgung durch Errichtung oder Verbote von Märk-
ten zu beeinflussen. Derartige Bestrebungen sind bis in die Zeiten
Franz I. herauf zu verfolgen ; ihre nähere Schilderung gehört jedoch
in das Gebiet der Wirtschaftsgeschichte.
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10. D a s W a p p e n .

Der vorliegende Abschnitt soll nur eine Zusammenstellung jener
Quellen bieten, die uns eine richtige Darstellung der Städte- und
Marktwappen ermöglichen ; eine genaue Besprechung und Beschrei-
bung würde zu weit führen und erfordert eine eigene Abhandlung.
Als Wappen bezeichnet man bestimmte nach gewissen Regeln und
Grundsätzen verfertigte Bilder, die von Personen oder Körper-
schaften als eigentümliches Abzeichen mit einer besonderen Berech-
tigung geführt werden143). Die Ortswappen gehören zu den Körper-
schaftswappen, da die Bürgergemeinde ihr Träger und Besitzer ist.
Nur privilegierte, d. h. bürgerliche Ortsgemeinden (= Städte und
Märkte) hatten das Recht zur Führung eines Wappens. Die Be-
schränkung des Wappenrechtes auf Städte und Märkte ist darin be-
gründet, daß es nur für Körperschaften, denen das Recht zu einer
gewissen Selbstverwaltung, besonders aber auch zur Ausfertigung
von Urkunden, zustand, einen Zweck hatte.

Die Führung der Wappen seitens der Städte und Märkte datiert
schon seit der Zeit, in welcher sich ein eigenes städtisches Recht
(Enns 1212) und eine Selbstverwaltung feststellen läßt144). Das
Wappenrecht hängt in der früheren Zeit durchaus mit dem Siegel-
rechte zusammen. Die ältesten Urkunden, welche wir als Vorgänger
der späteren Wappenbriefe bezeichnen können, sind jene Privile-
gien, in welchen die Landesfürsten das Recht zum Gebrauch eines
Siegels verliehen145). Die eigentlichen Wappenbriefe treten erst im
15. Jahrhundert auf146) ; sie enthalten eine genaue Beschreibung des
Wappenbildes, welches meist auch in der Mitte der Urkunde farbig
gemalt dargestellt ist. Oft erfolgte die Verleihung des Wappens in
derselben Urkunde, in welcher der betreffende Ort zum Markt
oder zur Stadt erhoben wurde. Viele Wappenbriefe sind auch nicht
ausgesprochene Wappenneuverleihungen, sondern nur „Vermehrungen
und Verbesserungen", d. h. daß durch sie nur ein ursprünglich ein-
faches Wappenbild reichlicher geschmückt und ausgestattet
wurde147). Wir können daher auch hier wieder die Beobachtung
machen, daß manche Märkte schon vor der Erteilung eines Wappen-
briefes Siegel mit Wappen führten148).

Das wichtigste Anwendungsgebiet der Wappen waren also die
Siegel, welche im Mittelalter die vorherrschende Beglaubigungs-

" • ) S a c k e n E., Hera ld ik (1906) S. 1.
144) In Linz wird 1242 neben Richter und Bürgern auch das Siegel erwähnt.
145) G m u n d e n 1301, Hall 1459, Kirchdorf 1437, Lauffen 1460.
146) Ältestes Beispiel für Oberösterreich: Grein 1468; Ried (bayer.) 1435.
147) z. B. Gmunden , Leopoldschlag, Schenkenfelden.
1 4 8 ) Die Wappenbriefe von Haslach und Ischl sind nur Bestätigungen; auch

Mondsee hatte schon vorher ein Siegel.
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form für Urkunden bildeten. Die Bekräftigung von Rechtsschrift-
stücken durch die Unterschrift allein ist erst ein Brauch der neueren
Zeit. Beurkundungen durch Körperschaften können nun auf zweier-
lei Arten erfolgen; entweder durch einzelne dazu bevollmächtigte
Personen oder es muß ein für die ganze Körperschaft geltendes
Zeichen gebraucht werden. Beide Formen finden wir bei unseren
bürgerlichen Gemeinden vertreten; dort, wo nämlich ein solches
gemeinsames Zeichen, also ein Markt- oder Stadtwappen fehlte,
wurden die namens der Gemeinde ausgestellten Urkunden von be-
vollmächtigten Personen, meist dem Richter, mit ihrem Zeichen,
Siegel oder Unterschrift, gefertigt149). Dieser Brauch war jedoch
anscheinend nur in jenen Städten und Märkten üblich, welche bloß
eine sehr beschränkte Selbstverwaltung genossen; steht doch das
Siegelrecht in innigem Zusammenhang mit der gesamten Verwaltung
der Gemeinden. In jenen Städten und Märkten, die in einer ziemlich
weitgehenden Abhängigkeit von der Herrschaft standen, war das
Siegelrecht der Gemeinde meist nur auf die sogenannten „schlechten
Briefe", d. h. auf Urkunden unwichtigen Inhaltes, wie etwa Pässe
für Handwerksburschen, Meldezettel etc. beschränkt150), während

1 4 9 ) Dieser Brauch wurde übrigens vielfach auch dort.fortgesetzt, wo bereits
ein Siegel vorhanden war. Erst mit dem Vordringen römisch-rechtlicher Ansichten
und der Einführung des schriftlichen Rechtsverfahrens wurde die Beglaubigung
durch ein eigenes Gemeindesiegel gefordert. So richtete Maximilian I. am 20. März
1510 an. die Stadt Wels einen Befehl, daß alle vorher ohne das Siegel der Stadt
ausgestellten Urkunden ungiltig seien (K. Meindl, Gesch. d. Stadt Wels 1,
S. XVII). Auch in den Ansuchen um Verleihung eines Wappens wurde seitens der
Bittsteller hervorgehoben, daß den bloß vom Richter gefertigten Urkunden von an-
deren Gemeinden und Behörden nur eine mindere Glaubwürdigkeit beigemessen
werde.

Auch von Seite des Bürgerstandes selbst wurde im Interesse der Sicherung
seiner Standesinteressen, insbesonders gegenüber dem immer mehr zunehmen-
den Handel der Fremden, darauf gedrungen, daß die allein handelsberechtigten
einheimischen Bürger mit geeigneten Pässen versehen seien, um so eine wirkungs-
volle Kontrolle durchführen zu können. So faßten im Jahre 1510 (! s. oben) die
landesf. Städte ob der Enns folgenden Beschluß: „Erstlich der burger brieff
(Reisepaß f. die Kaufleute) halben ist furgenommen, das ain yetzlicher markcht
sol ain petschafft oder secret haben, damit die burger brieff verfertigt sulln
werden, doch in gegenburtigkeit dreyer vom ratt, und dasselb petschafft und
secret sol zu Lintz anzaigt werden, dem so zu Ybs sein wirdt" (d. h. dem
Mautner zu Ybbs, welcher die Kontrolle auf der Donau versah) . . . . wer einem
anderen als einem „gesworn burger" einen solchen Paß ausstellt, soll nach dem
Befehl des Landesfürsten bestraft werden (gleichz. Abschr. Marktarchiv Win-
dischgarsten, Landesarchiv).

1 5 0 ) In mehreren landesfürstl. Wappenbriefen (bezw. Bestätigungen) z. B.
Neumarkt i. M. wird eigens betont, daß damit keine Schmälerung der herrschaft-
lichen Rechte beabsichtigt sei; die zur Stiftsherrschaft Waldhausen untertänigen
Märkte mußten nach dem Bauernaufstand (1614) sogar einen Revers ausstellen,
von den Wappenbriefen nur nach Maßgabe der Herrschaft Gebrauch zu machen
(s. u. Waldhausen).
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sich die Herrschaft insbesonders das Recht der Fertigung in An-
gelegenheiten, welche Grund und Boden betrafen (Käufe, Verkäufe,
Testamente etc.) vorbehielt. Diese Abhängigkeit konnte soweit ge-
hen, daß manche Orte überhaupt kein Siegelrecht besaßen; wenig-
stens konnte für eine Anzahl von Märkten kein Siegel nachgewiesen
werden und es muß mit Rücksicht auf die auch sonst geringe Selbst-
verwaltung überhaupt das gänzliche Fehlen eines solchen Rechtes
vermutet werden. Obwohl es nun den Herrschaften nicht zustand,
Wappenbriefe zu erteilen, so traten an deren Stelle Siegelrechts-
briefe (Offenhausen) oder die Erteilung des Siegelrechtes in der
Marktordnung. Sogar dort, wo ein landesfürstlicher Wappenbrief
vorhanden war, verstanden es die Herrschaften, eine praktische
Anwendung dadurch zu verhindern, daß sie der Gemeinde das
Siegelrecht verweigerten (St. Wolfgang, s. S. 83, Anm. 48). Der Ein-
fluß der Herrschaften auf den Gebrauch des Wappenrechtes wirkte
sich auch noch in einer anderen Weise aus. Die in den Wappen-
briefen verliehenen Wappen fanden nämlich nicht immer auch tat-
sächlich als Siegelbilder Anwendung, sondern an ihre Stelle trat
das Zeichen der Herrschaft (Zeil b. Z.), wenn diese nicht selbst eine
Veränderung des Wappens vornahm151).

Die rechtliche Stellung der Wappenbriefe innerhalb der anderen
für einen Markt oder eine Stadt erteilten Freiheitsbriefe ist über-
haupt eine etwas eigenartige. Das Wappenrecht war nämlich eines
der ganz wenigen Ortsrechte, auf welche die Herrschaft keinerlei
Anspruch machen oder einen Nutzen daraus ziehen konnte ; im Ge-
genteil, es bedeutete durch die damit indirekt erfolgte Verleihung
des Siegelrechtes eine gewisse Einschränkung der herrschaftlichen
Macht. Es ist daher nicht uninteressant, zu beobachten, daß gerade
die Wappenbriefe immer in unmittelbarem Besitz der Gemeinde
verblieben, während andere Privilegien im Archive der Herrschaft
aufbewahrt wurden152).

151) Im Mark tbuche von Klam w i r d nach der Besch re ibung des al ten
W a p p e n s folgendes hinzugefügt : „ich ( = Joh . Gottfr . v. Clam) habe ihnen ( = den
Marktbürgern) wiederum dergleichen und mein als Herrn und eigentümlichs
Wappen obenauf machen und setzen lassen und der Gemain zugestellt." Auch
die St. Wolfganger bekamen in ihr Wappen das ihnen so verhaßte Beilsymbol
des Ortsheiligen (Zibermayr, Wolfganglegende S. 203).

Einen anderen Charakter haben die beim Wechsel der Landeshoheit (z. B.
Innviertel an Österreich) vorgenommenen Wappenänderungen, welche sich meist
auf den Tausch der Landesfarben beschränkten.

1 5 2 ) Bezeichnend ist übrigens auch, daß die bei vielen Märkten erst sehr
spät erfolgte Erteilung des Wappenrechtes oft reihenweise für alle zu einer Herr-
schaft gehörigen Orte auf einmal vorgenommen wurde (z. B. 1572 für sämtliche
zur Stiftsherrschaft Waldhausen gehörigen Märkte).
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Die alten Siegelstempel sind in den wenigsten Fällen noch vor-
handen153) ; meist müssen wir uns an ihrer Stelle mit einem Abdruck
auf irgend einer Urkunde begnügen154). Die älteste Verwendung der
Siegel ist aber oft nur dadurch bekannt, daß dieses Siegel in der Ur-
kunde wohl als Beglaubigungsmittel angekündigt wird, der Abdruck
aber durch ungünstige Aufbewahrung zerstört oder der Sammler-
wut zum Opfer gefallen ist (Linz). Die Anfertigung der Siegel-
stempel erfolgte dort, wo ein Wappenbrief erteilt wurde, gewöhn-
lich unmittelbar nach der Ausstellung des Privilegs. Diesen Zu-
sammenhang kann man dadurch feststellen, weil sich auf dem Siegel-
bilde öfters eine Jahreszahl befindet, welche sowohl das Jahr der
Wappenverleihung, als auch die Zeit der Anfertigung des Stempels
bedeuten kann, wozu wiederholt auch andere bedeutsame Ereig-
nisse auf dem Gebiete der Verfassung und Verwaltung, z. B.
Stadterhebungen, Marktverleihungen, Errichtung einer neuen Markt-
ordnung (Taiding) etc. den Anlaß gaben. Die Siegelstempel waren
zwar meist nur bescheidene Kunstwerke, doch ist es verständlich,
daß auch sie dem Geschmacke der Zeiten entsprechend stilistisch
verändert wurden. Andererseits erforderten auch die Bedürfnisse
der Kanzleien verschieden ausgeführte Stempel; man ließ daher
mehrere Typare anfertigen, z. B. ein großes, mittleres und kleines
Siegel (oder Sekret), welche, der mehr oder minder feierlichen Art
der Urkunde angepaßt, Verwendung fanden. Je bedeutender der
Ort und je größer der Umfang seiner Kanzleigeschäfte, umso mehr
Siegeltypen waren in Verwendung; auch die Prunkliebe des 16. und
17. Jahrhunderts mag zu dieser Abwechslung beigetragen haben.

Die Verwendung des Wappens war natürlich nicht auf die
Siegel allein beschränkt, sondern es wurde überall dort angebracht,
wo das Eigentum oder das Machtgebiet der Stadt oder des Marktes
sinnfällig zum Ausdruck gebracht werden sollte. Die Fahnen, die
öffentlichen Gebäude, die Grenzsteine des Burgfrieds, die Stadtlade
(in welcher die Privilegien aufbewahrt wurden), die von der Ge-
meinde gestifteten Kirchenfenster usw. trugen alle das Wappen.

Ganz kurz sei noch auf den Inhalt des im Wappen dargestellten
Bildes eingegangen. Da das Wappen als charakteristisches Zeichen
der Stadt oder des Marktes gelten sollte, so war man auch bemüht,
entsprechende Sinnbilder zu finden. Daher bevorzugte man ent-
weder sogenannte redende Wappen, wie z. B. für Offenhausen den
Affen, wobei allerdings wie gerade dieser Fall beweist, oft eine
mißverständliche Deutung des Ortsnamens vorkam, oder es wurde

153) Gmunden , Grein, Hall u. a.
154) In den Landschaftsakten des o. ö. Landesarchivs befinden sich unter

den Akten über den Aufschlag zu Ybbs (D VIII V2, 3) zahlreiche Stücke mit
Marktsiegeln, im Hauptteil als „Akt v. 1677 im Landesarchiv" bezeichnet.
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ein für die wirtschaftliche Tätigkeit der Ortsbewohner bezeichnen-
des Wappenbild gewählt: für Aschach die Weintraube, Gmunden
Fisch und Salzkufe, Lauffen das Salzschiff, Grein die Lotsen u. a. m.
Sonst sehen wir auch noch den Schutzpatron der Kirche nach dem
der Ort benannt wurde, meistens fand aber irgend eine Anlehnung
oder teilweise Verwendung des herrschaftlichen Wappens statt.

Das Schrifttum über unsere Stadt- und Marktwappen ist recht
spärlich und selbst die wenigen vorhandenen Darstellungen sind
nicht immer zuverlässig. Auch die beiden Werke von Winkler155)
und Ströhl156) können nur mit Vorsicht verwendet werden und es
empfiehlt sich daher, bei Wappendarstellungen wenn möglich den
Wortlaut und die Abbildung des Wappenbriefes und falls kein
solcher vorhanden ist, alte Siegel und Wappenbilder als Vorlage zu
verwenden157).

11. D a s A r c h i v .

Als Archiv bezeichnen wir im allgemeinen Sammlungen von
schriftlichen Aufzeichnungen, die aus dem Leben und Wirken eines
bestimmten Kreises, vor allem in amtlicher Eigenschaft158), hervor-
gegangen sind. Ein solcher Wirkungskreis kann sehr verschieden
geartet sein, von der Einzelperson und Familie angefangen bis zu
Gemeinden, Ländern und Staaten. Wenn auch nicht durchwegs, so
ist doch fast immer mit dem Begriff Archiv (besonders bei Be-
hörden) noch die Festsetzung einer bestimmten Altersgrenze ver-
bunden, mit welcher das Archiv aufhört und die Registratur beginnt.
Während nämlich die Registraturen den mehr oder minder unmittel-
baren Niederschlag des gegenwärtigen Kanzlei- und Aktenwesens
darstellen, werden als Archiv jene Bestände bezeichnet, die aus
der Tätigkeit älterer Behördenorganisationen erwachsen sind.

Praktisch ergibt sich für unsere Städte und Märkte folgende
Scheidung zwischen Archiv und Registratur : als Markt- oder Stadt-
archiv bezeichnen wir alle Urkunden, Aktenbestände und Hand-
schriften, die sich in der Kanzlei der alten Bürgergemeinde in der

135) Wink le r A., Die W a p p e n des Landes , der S t äd te , Märkte und Stifte von
Oberös te r re ich , J ah rbuch des Vereines Adler, 3 (1876) S. 129—148.

156) St röhl H. G., S t ä d t e w a p p e n von Ös te r re i ch -Ungarn (1904).
1 5 7 ) Vereinzelte Wappejibeschreibungen bringt auch B. Pil lwein in seiner „Ge-

schichte, Geographie und Stasti t ik des Erzherzogtums Oesterreich ob der Enns" ,
während in den Topographien von Matthäus Merian (Topographia Provinciarum
Austr iacarum, 1649) und Matthäus Vischer (Topographia Austr iae Superioris Mo-
dernae 1674, Neudruck 1923) auf den Ortsbildern manchmal auch die Wappen-
bilder angebracht sind; sowohl Pillweins Angaben, viel mehr aber noch die
Darstellungen in den Topographien sind häufig unrichtig.

158) Dabei ist zu beachten, daß früher eine s t renge Trennung zwischen
amtlicher und pr ivater Korrespondenz nicht bestand.
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Zeit vor der Organisation der heutigen politischen Ortsgemeinden,
also vor dem Jahr 1850 angesammelt haben. Dieses Jahr bildet des-
halb eine natürliche Scheidungslinie, weil die nach den Stürmen des
Achtundvierzigerjahres entstandene Gemeinde Verfassung sich grund-
legend von den bisherigen Rechtsverhältnissen unterschied, sodaß
die neuen politischen Ortsgemeinden nicht als direkte Nachfolger
der alten Bürgergemeinden unserer Städte und Märkte angesehen
werden können. Dieser Bruch mit der alten Verfassung hat sich
auch im Archivwesen ausgewirkt. Wie bereits im 6. Abschnitt
(S. 94) näher ausgeführt wurde, hat sich vielfach die alte Bürger-
gemeinde, soweit sie Real- oder Wirtschaftsgemeinde war, als
„Kommune" erhalten. Mit dem übrigen alten Gemeindebesitz ist
auch meist das Archiv in ihrem Eigentum geblieben, während dieses
andernfalls von der politischen Ortsgemeinde verwaltet wird.
Mancherorts (z. B. Leonfelden) ist das Archiv geteilt, wobei die
Kommune die älteren Bestände, die Gemeinde die jüngeren Archi-
valien (oft nur das letzte Privileg aus dem 19. Jh.) verwahrt.

Der Inhalt der einzelnen Stadt- und Marktarchive ist außer-
ordentlich verschieden. Die Reichhaltigkeit der Bestände ist nicht
nur von der Größe und Bedeutung des Ortes selbst, sondern auch,
was noch ausschlaggebender war, von der mehr oder minder ausge-
dehnten Selbständigkeit in der Verwaltung bedingt. In jenen Gemein-
den, welche sich gegenüber der Herrschaft einer größeren Bewe-
gungsfreiheit erfreuten, war die Tätigkeit der Kanzlei eine sehr
rege und damit ist auch schon die Voraussetzung für das Entstehen
eines großen Archives gegeben. Wo aber das umgekehrte Verhält-
nis herrschte, konnte der Niederschlag der Kanzlei nur gering sein.
In vereinzelten Fällen führte dies so weit, daß überhaupt kein Markt-
archiv vorhanden ist oder doch wichtige Teile, wie die älteren Pri-
vilegien, bei der Herrschaft verwahrt werden159). Neben diesen in-
neren Ursachen sind es aber auch äußere Gründe, die auf den Er-
haltungszustand der Archive häufig einen ungünstigen Einfluß aus-
geübt haben. Vor allem wäre da die mangelhafte Vorsorge des Be-
sitzers zu erwähnen, eine Erscheinung, die wir besonders in der
neueren Zeit beobachten können. Die Änderung in der Verfassung
und die Einführung der neuen Gemeindeverwaltung ließen die Ar-
chive oft als wertlos erscheinen; man erkannte dann oft zu spät,
daß doch sehr viele heute noch wirksame rechtliche und wirtschaft-
liche Verhältnisse auf die Ordnungen einer älteren Zeit zurückgehen,
über welche uns eben nur die Archive eine richtige Auskunft geben
können. Freilich haben öfters auch unverschuldete Unglücksfälle das
Ihre zur Zerstörung und zum Verluste der Archive beigetragen, doch

159) Über die Sonderstellung der Wappenbriefe in archivalischer Hinsicht
s. S. 120.
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waren diese Ereignisse (Brände, Kriege) bei der großen Sorgfalt,
mit denen man die Archive und ihre Schätze früher betreute, bei
weitem nicht so verhängnisvoll, wie man heute gerne annimmt.

Dort, wo die Verluste an Archivalien sehr groß sind, oder der
Bestand des Archives von Natur aus ein sehr geringer ist, muß man
versuchen auf anderen Wegen eine schriftliche Überlieferung zu er-
fassen160). Zunächst kann uns selbst ein sehr zusammengeschmolze-
nes Archiv wichtige Anhaltspunkte über den ehemaligen Bestand
geben, wenn wir unsere Aufmerksamkeit auf etwa vorhandene alte
Verzeichnisse und Inventare richten. Ist auch dieser Weg ohne Er-
folg, so gilt es in den Archiven jener Personen und Körperschaften
Nachschau zu halten, von denen wir annehmen können, daß sie mit
dem Markt oder der Stadt in Beziehungen gestanden sind. In erster
Linie kommt dabei das Archiv der Herrschaft in Betracht. Wenn nun
auch die Ortschaften Jahrhunderte durch immer mit demselben Herr-
schaftskomplex verbunden blieben (s. S. 76), so ist andererseits doch
zu bedenken, daß das Herrschaftsarchiv selbst mit dem Wechsel der
Geschlechter, in deren Besitz es sich befand, Umgestaltungen er-
fahren hat. Bei einem solchen Besitzwechsel pflegte nämlich der
alte Inhaber das ganze oder doch wenigstens Teile des Archives mit-
zunehmen, während der neue Besitzer umgekehrt mit seinem Fa-
milienarchiv einzog. Es erweist sich daher oft als notwendig, den
Wanderungen der Archive jener Familien nachzugehen, welche
einstmals im Besitze der Herrschaft standen. Dasselbe gilt auch für
jene Herrschaften, die im Pfandbesitze weitervergeben wurden.
Auch die Veränderungen im Verwaltungssystem der Herrschaften,
wie z. B. Verlegung des Herrschaftssitzes, ebenso die in neuerer
Zeit von einigen Familien vorgenommene Zentralisierung aller in
ihrem Besitz befindlichen Archive161), sind zu beachten. Neben der
Herrschaft waren es vor allem die Landesfürsten bzw. deren Be-
hörden, welche einen wichtigen Einfluß auf das Leben unserer
Städte und Märkte nehmen konnten. Bildeten doch die landesfürst-
lichen Privilegien das Rückgrat der städtischen Rechte und mußten
doch alle Rechtsfragen und Streitigkeiten, welche die bürgerlichen
Freiheiten betrafen, letzten Endes von den Landesfürsten entschie-
den werden. Zwei Behörden hatten sich vorzüglich mit den Ange-
legenheiten der Städte und Märkte zu befassen: die Landeshaupt-
mannschaft (später Landesregierung oder Statthalterei) in Linz und
die Hofkanzlei (später Ministerium des Innern) in Wien. Leider sind
von den Beständen der erstgenannten Behörde nur noch Bruch-

16°) Die hier über die Methode einer solchen Nachforschung angegebenen
Winke können nur ganz allgemein gehalten sein und berücksichtigen vor allem
die für die vorliegende Abhandlung wichtigste Quelle, nämlich die Privilegien.

161) z. B. Kloster Kremsmünster, die Starhemberge in Eferding.
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stücke erhalten geblieben und auch das Archiv des Ministeriums des
Innern hat bei dem Brande vom Juli 1927 schwere Verluste erlitten.
Glücklicherweise sind aber die seit der Organisierung einer eigenen
österreichischen Hofkanzlei (getrennt von der des römisch-deutschen
Reiches) ungefähr seit 1560 geführten Privilegienregister im Adels-
archive (heute Gratialregistratur) in Wien erhalten geblieben, wo
sich auch die Originalentwürfe für die Wappenbriefe befinden. Für
die Verwaltung der in unmittelbarem Besitz des Landesfürsten be-
findlichen Orte und Herrschaften war noch eine dritte Behörde,
nämlich die Hofkammer in Wien maßgebend, deren Aktenbestände
in ziemlicher Vollständigkeit im Hofkammerarchive zu Wien er-
halten sind. Für das Innviertel waren bis zu seiner Übergabe an
Österreich (1779) selbstverständlich die bayerischen Landesfürsten
und Behörden maßgebend (Rentamt Burghausen, Regierung in
Landshut, Hofkanzlei in München, heute aufbewahrt im Hauptstaats-
archiv zu München und Kreisarchiv zu Landshut162). Von anderen
ausländischen reichsunmittelbaren Fürsten waren im Lande ob der
Enns hauptsächlich die Hochstifte Passau, Regensburg und Bam-
berg begütert, deren Archivalien in den Kreisarchiven der ge-
nannten Städte und im Hauptstaatsarchiv zu München aufbewahrt
werden.

12. Die L i t e r a t u r .

Der vorliegende Abschnitt im Hauptteil ist vorwiegend dazu
bestimmt, den vollständigen Titel jener Werke zu bringen, die in
den anderen elf Kapiteln als Beleg für irgend eine Angabe ver-
wendet, jedoch dort nur (um allzulange Zitate zu vermeiden) unter
einem gekürzten Schlagwort bezeichnet wurden. Die Auflösung der
gekürzten Buchtitel sehr häufig angeführter Werke findet sich in
einem eigenen Verzeichnis zu Beginn des Hauptteiles (S. 128). Eine
vollständige Aufzählung des ganzen bisher erschienenen Schrift-
tums über die einzelnen Städte und Märkte163) wäre schon mit Rück-
sicht auf die beiden Bibliographien von Commenda164) und Straß-
mayr165) überflüssig gewesen. Aufgenommen wurden daher in der
Regel nur sämtliche als selbständige Werke erschienenen Ortsge-

1 6 2 ) Für größere Gebiete als das Innviertel allein sind die bayerischen Be-
hörden (und Archive) auch noch für die Zeit der Besetzung in den Franzosen-
kriegen 1809—1816 von Bedeutung, da Bayern damals auf dem Gebiete des
Städte- und Marktwesens viele wichtige Neuerungen einführte, welche sich auch
späterhin noch auswirkten.

1 6 3 ) Allgemeine Literatur über das Städtewesen s. S. 71, Anm. 2.
1M) Commenda H., Materialien zur landeskundlichen Bibliographie Ober-

österreichs (1891).
165) Straßmayr E., Bibliographie zur oberösterreichischen Geschichte 1891

bis 1926 (1929).
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schichten. Ihnen verwandt sind die Festschriften, welche anläßlich
einer Markterhebungsfeier oder bei anderen Gelegenheiten er-
schienen sind, und jene Heimatkunden, die größere Abschnitte über
die Geschichte des Ortes enthalten. Wo selbständige oder größere
Werke gänzlich fehlten, wurden an ihrer Stelle kleinere Aufsätze,
soweit sie einen gewissen Überblick über die Geschichte des Ortes
bieten, aufgenommen. Sind auch solche nicht vorhanden, so muß
uns manchmal der zwar veraltete, aber oft noch ganz nützliche Pill-
wein166) zuhilfe kommen. Dort, wo zwar eine Reihe kleinerer Auf-
sätze vorhanden sind, die jedoch nur Einzelheiten aus der Ortsge-
schichte herausnehmen, wurde auf die schon genannten Biblio-
graphien verwiesen.

Zum Schlüsse möchte ich noch einmal betonen, daß gerade auf
dem Gebiete der Ortsgeschichte noch ein weites und außerordent-
lich dankbares Arbeitsfeld vor uns liegt; können doch nicht einmal
alle Städte und Märkte eine auch nur bescheidene Arbeit über ihre
Vergangenheit vorweisen167). Selbst von den bisher erschienenen
Ortsgeschichten genügen nur wenige den heutigen Anforderungen.
Lediglich das Innviertel kann sich dank der Tätigkeit eines Lam-
precht und Meindl einer Reihe von vorzüglichen Ortsgeschichten
rühmen. Für die übrigen Gebiete unseres Landes sind als vorbildlich
zu bezeichnen die Stadtgeschichte von Gmunden und die beiden
Werke über Neufelden und Ebelsberg. Der Verfasser möchte nur
noch den Wunsch aussprechen, daß auch die von ihm vorgelegte
Arbeit anregend wirken und einen Baustein abgeben möge für jene,
die mit der Erforschung der Vergangenheit die Liebe zur Heimat zu
vertiefen suchen.

160) Pillwein B., Geschichte, Geographie und Statistik des Erzherzogtums
Österreich ob der Enns, 4 Bände (Hausruckkreis 1830, Mühlkreis 1832, Innkreis
1827, Traunkreis 1828).

16?) Ich konnte leider ebenso wenig wie Straßmayr die in den lokalen
Blättern veröffentlichten Aufsätze berücksichtigen, da es sehr schwer fällt, über-
haupt davon zu erfahren; die betreffenden Verfasser werden daher in ihrem
eigenen sowie im allgemeinen Interesse gebeten, heimatgeschichtliche Arbeiten,
welche auf Quellenstudium beruhen, den wissenschaftlichen Anstalten des Landes,
dem Landesarchiv, der Studienbibliothek, sowie der Bibliothek des Landes-
museums in Linz einzusenden.


